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Porträt: 
Bischof Alphonse Georger, 
Diözese Oran, Algerien 

(nach einem Interview mit KIRCHE IN NOT
– April 2008)

Sein Vorgänger fiel einem Attentat zum Opfer.
Während seiner Besuche in den Pfarreien
braucht er Begleitschutz. Seine Gläubigen dür-
fen sich nur an solchen Orten zum Gottesdienst
treffen, die bei den zuständigen staatlichen Behörden registriert worden sind.
Dennoch zeigt Bischof Alphonse Georger im Interview keine Zeichen von
Verbitterung oder Groll.

Egal, welchen Maßstab man anlegt: Bischof Alphonse Georger ist um seine
Aufgabe nicht zu beneiden. In Lorraine geboren, wurde er „zum Priester für
Algerien geweiht“ (so seine eigenen Worte). Mehr als vierzig Jahre später
weiß er nur zu genau, wie sehr Christen für ihren Glauben leiden müssen. Das
Christentum, einst eine staatlich anerkannte Religion, ist inzwischen das Opfer
von institutionalisierter Diskriminierung. Christen dürfen sich nicht einmal
mehr in ihren Privatwohnungen zum Gebet treffen.

Es war nicht immer so. Seine ersten Erfahrungen in Algerien machte Bischof
Georger Anfang der 1960er Jahre als Soldat im Militärdienst in einem Land,
das damals noch als Außenposten des französischen Kolonialreichs galt. Als
er später als ausgebildeter Priester nach Algerien zurückkehrte, war das nord-
afrikanische Land inzwischen unabhängig geworden, was allerdings die Aus-
wanderung zahlreicher Christen ausgelöst hatte. Mitte der 1970er Jahre gab es
aber immer noch viele französische, italienische und auch chinesische Arbei-
ter in dem erdölreichen Land. Die Kirche tat immer noch ihren Dienst in der
Gesellschaft, z. B. in Schulen. Bischof Georger war damals Leiter einer sol-
chen kirchlichen Schule. Das alles aber ging zu Ende, als dann die kirchli-
chen Schulen verstaatlicht wurden. Seither ist die Arbeit der Kirche immer
schwieriger geworden. Heute beschränkt sie sich weitgehend auf Bibliotheken
und bestimmte soziale Dienste. 
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Offizielle Statistiken nennen für die Zeit vor 1960 eine Zahl von 355.000 Ka-
tholiken in der Diözese Oran in Algerien – das war damals fast 18 % der Ge-
samtbevölkerung. Heute gibt es kaum noch 400 Katholiken in dieser Diözese,
bei einer Gesamtbevölkerung, die in fünfzig Jahren von 1,9 auf 7,3 Millionen
angestiegen ist. 

Der zunehmende Druck auf die Christen gipfelte schließlich in dem Mord an
neunzehn Priestern und Ordensleuten innerhalb von nur zwei Jahren. Unter
den Opfern war auch der Vorgänger von Bischof Georger: Bischof Pierre Cla-
verie OP.

Diese Attentatsserie war der Höhepunkt einer Kampagne, in der alle Aktivi-
täten ausgemerzt werden sollten, von denen man annahm, sie würden die Ab-
kehr von Muslimen vom Islam fördern. Bis zu seinem tragischen Tod im
August 1996 hatte Bischof Claverie in Projekten gearbeitet, die den sozialen
Zusammenhalt fördern sollten, indem sie Menschen mit ganz unterschiedli-
chem Hintergrund zusammenbrachten. Bischof Georger: „Das Problem war,
das einige der teilnehmenden Muslime vermuteten, die Kirche wolle Mus-
lime zum christlichen Glauben bekehren – was aber definitiv nicht der Fall
war.“ Nun muss Bischof Georger die Arbeit seines ermordeten Vorgängers
fortsetzen: es mutet an wie die Weitergabe eines vergifteten Kelches. Doch
Bischof Georger lässt sich nichts anmerken. In einer Diözese von der Größe
Bayerns arbeitet er mit siebzehn Priestern und fünfzig Ordensschwestern. Zur
Zeit des heiligen Augustinus, des Bischofs von Hippo, im 5. Jahrhundert, gab
es in dieser nordafrikanischen Gegend noch mehr als 200 Diözesen!

Im Jahr 2006 wurden neue Religionsgesetze erlassen. Sie machen die Dinge
noch schwieriger. Nicht-Muslime dürfen in Algerien nur an solchen Orten
„religiöse Treffen“ abhalten, die von den staatlichen Behörden zuvor geneh-
migt wurden. Dabei werden ihnen sehr enge Grenzen gesetzt. Jede Anstif-
tung zur Konversion ist gegenüber Muslimen streng verboten. Die
Höchststrafen für solch eine kriminelle Handlung liegen bei 14.000 US-Dol-
lar Geldstrafe und fünf Jahren Gefängnis.

Bischof Georger ist sich klar darüber, dass die kommenden Jahre schwierig
sein werden. Schon jetzt ist das Leben nicht leicht. Gefragt, wie es denn mit
dem Nachwuchs für seine Priester ausschaut, antwortet er etwas schroff:
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„Nein! Wir haben kein Priesterseminar mehr – es musste geschlossen wer-
den.“ Doch Bischof Georger lässt sich nicht unterkriegen; er schaut auf die po-
sitiven Erfahrungen, die es eben auch gibt. So erzählt er von einem Altenheim,
das von Ordensschwestern betreut wird. Und diese Schwestern erhalten für
ihre Arbeit regelmäßig Almosen und Unterstützung von frommen Muslimen.
„Jeder Freitag ist ein Tag des Gebetes, und die Leute kommen und bringen
Brot. Und kürzlich, am Abrahams-Fest, erhielten sie sogar fünfzig Lämmer.
All das trägt dazu bei, dass die Ordensschwestern ihr Altenheim in einem sehr
guten Zustand erhalten können. Es ist eine Art Wunder!“

Auch anderswo gibt es Zeichen der Hoffnung. In der Nähe von Oran gibt es
auf einem Hügel einen Wallfahrtsort. Bischof Georger beschreibt, wie er die-
sen Ort besucht hat, nachdem er zum Bischof geweiht worden war. Die Wall-
fahrtsstätte war zu der Zeit schon jahrelang vernachlässigt worden; in der
kleinen Kapelle wurden Schafe gehalten. Doch jetzt soll dieser Ort wieder-
belebt werden und es wird dort eine kleine Kirche errichtet – mit der Hilfe
von KIRCHE IN NOT. Und mit einem kleinen Gefühl des Triumphes been-
det Bischof Georger sein Interview: „Sehen Sie: wir leben hier ohne Furcht.
Jesus hat gesagt: ‚Habt keine Angst!’ Ich glaube, Ihr seid eher die Leute, die
Angst haben; die Kirche im Westen ist es, die Angst hat. Wir dürfen aber keine
Angst zeigen! Die meisten Menschen, mit denen wir zusammenleben, sind
unsere Freunde. Sie sind das, was wir auch sein sollten: ein Zeichen der Hoff-
nung!“
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In Birma (heute Myanmar genannt) verschlechtert sich die Lage der Men-
schenrechte und der Religionsfreiheit zunehmend. Im August und September
2007 führten buddhistische Mönche die sogenannte „Safran-Revolution“ an,
eine Protestwelle gegen die Missstände im Land und gegen die Unterdrückung
durch das Militärregime, welches das Land seit 1962 regiert. Tausende von
Menschen folgten dem Beispiel der Mönche und gingen auf die Straßen, doch
schon sehr bald rückte die Militärjunta mit ihren Truppen aus, um die De-
monstrationen mit Gewalt niederzuschlagen. Dabei ging sie insbesondere
gegen die buddhistischen Mönche und ihre Klöster sehr hart vor. Nach offi-
ziellen Angaben kamen bei den Auseinandersetzungen zehn Menschen zu
Tode, doch die tatsächliche Zahl wird sich wohl nie ermitteln lassen. Men-
schenrechtsorganisationen jedenfalls berichteten von Hunderten von Toten
überall im Land und von Tausenden, die verhaftet wurden. 

Die katholische Kirche rief ihre Priester dazu auf, sich an den Demonstratio-
nen nicht zu beteiligen. Der Erzbischof von Yangon (Rangun, die frühere
Hauptstadt des Landes), Monsignore Charles Maung Bo, appellierte an die
Gläubigen, statt zu demonstrieren lieber zu beten, „denn wir sind eine Min-
derheit, und damit wir auch weiterhin arbeiten können, müssen wir vorsich-
tig sein“. Papst Benedikt XVI. versicherte dem Land sein „solidarisches und
inständiges Gebet“. Er rief die ganze Kirche dazu auf, es ihm gleich zu tun und
zu beten, damit „eine friedliche Lösung gefunden wird zum Wohl des Lan-
des“.  

Viele Christen in Birma / Myanmar werden deshalb unterdrückt und verfolgt,
weil sie zu bestimmten ethnischen Minderheiten gehören, wie etwa den Karen,
die schon lange mit der Zentralregierung um Anerkennung und um das Recht
auf Selbstbestimmung kämpfen. Das Militärregime macht strenge Auflagen
für die Missions- und Evangelisierungsarbeit. Dies betrifft auch den Import
und die Verbreitung religiöser Schriften. Alle Publikationen werden von den
zuständigen Behörden kontrolliert und unterliegen der Zensur. Grundsätzlich

Birma / Myanmar 
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
52,7 Millionen Buddhisten 72,7%

Animisten 12,6%
Christen 8,3%
Muslime 2,4%

Sonstige 4,0%



Christen in großer Bedrängnis

24

ist es verboten, Bibeln in den lokalen Stammessprachen zu importieren. Nur
ausnahmsweise wird es gelegentlich einmal erlaubt, religiöse Schriften in den
Sprachen der ethnischen Minderheiten in begrenzter Stückzahl einzuführen.
Neue Pfarreien einzurichten ist mit großen Schwierigkeiten verbunden. Des-
wegen sind die Priester noch immer für sehr große Pfarreien verantwortlich,
was zur Folge hat, dass die Priester in manchen Gegenden nicht öfter als drei
Mal im Jahr ihre Gläubigen besuchen und mit ihnen die Heilige Messe feiern
können.   

„Wir dürfen zwar miteinander die Heilige Messe feiern oder den Rosenkranz
beten, aber wirkliche Religionsfreiheit gibt es nicht“, teilte ein Gruppe junger
Katholiken aus Yangon (Rangun) mit. Sie berichteten, dass es Priestern ver-
boten sei, über den Frieden, Gerechtigkeit oder Menschenrechte zu sprechen,
oder auch nur dafür zu beten. Die Gläubigen würden in ständiger Angst vor
Misshandlungen oder Verhaftung leben. „Wir sind alle den staatlichen Ge-
setzen unterworfen, doch die Militärjunta steht über den Gesetzen und nutzt
alle nur möglichen Methoden, um die Bevölkerung zum Schweigen zu brin-
gen.“

Protestantische Christen im Bundesland Chin haben berichtet, dass die Re-
gierungsbehörden seit 1997 keine einzige Genehmigung für den Bau neuer
Kirchen erteilt haben. So kann man im jährlichen Bericht des US-Außenmi-
nisterium über die weltweite Religionsfreiheit nachlesen. Andere Berichte
deuten darauf hin, dass es der katholischen Kirche besser ergeht. Zumindest
in einigen größeren Städten wie Yangon (Rangun) und Mandalay haben die
Behörden einigen Gemeinden erlaubt, neue Pfarrzentren zu errichten, aller-
dings unter der Auflage, an den Gebäuden keine sichtbaren christlichen Sym-
bole anzubringen. Trotz solcher Einschränkungen aber wächst die Kirche in
Birma! Es gibt viele geistliche Berufungen und unter den Minderheiten, die
noch animistische Religionen praktizieren, gibt es viele Bekehrungen zum
Christentum. Ja, es gibt sogar Priester und Ordensschwestern aus Birma, die
ins Ausland gehen, um dort in der Mission zu arbeiten.
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Chinas großer Traum, bei den Olympischen Spielen seinen rekordverdächti-
gen Fortschritt wie in einem riesigen Schaufenster der ganzen Welt zu prä-
sentieren, ist ziemlich schnell geplatzt. Im Vorfeld der Olympischen Spiele
gab es eine ganze Reihe von Rückschlägen. Die Sorgen der internationalen
Gemeinschaft über die Lage der Menschenrechte in China wurden wieder
größer, als das Chinesische Regime im März 2008 mit aller Härte gegen De-
monstrationen und Unruhen in Tibet vorging. Die Vorbereitungen für die
Olympischen Spiele gingen indessen mit großem Tempo weiter; sie waren
schließlich eine einmalige Gelegenheit für die Kommunistische Partei, die
wiedergewonnene Größe der aufstrebenden Weltmacht China mit aller Kunst
zu zelebrieren. 

Obwohl nach offizieller Lesart immer noch ein atheistischer Staat, hat die
Volksrepublik China in den letzten Jahren bisher einmalige Schritte unter-
nommen, die offensichtlich zu einer größeren Zusammenarbeit zwischen
staatlichen Organen und religiösen Gruppen führen sollen. Das Thema „Re-
ligion“ wurde eigens auf einer Plenarsitzung des Politbüros der Kommunisti-
schen Partei im Dezember 2007 diskutiert.

Sogar der führende Mann in Partei und Staat, der Generalsekretär der Kom-
munistischen Partei und Staatspräsident Hu Jintao, nahm an der Sitzung teil.
Manche Informationsquellen heben allerdings hervor, einer der Hauptgründe
für dieses hochrangige Treffen sei die zunehmende Besorgnis der Partei ge-
wesen über die Zunahme der religiösen Praxis überall in China, besonders
aber in den ländlichen Gebieten. Die Marxistische Lehre über das automati-
sche Absterben der Religion in einer sozialistischen Gesellschaft will sich
einfach nicht bewahrheiten; vermutlich glaubt die Kommunistische Partei in-
zwischen selbst nicht mehr daran. Und so versuchen die Funktionäre zuneh-
mend, von diesen religiösen Gruppen Unterstützung für ihre gesellschaftlichen
Projekte zu erlangen.

China 
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
1.330,3 Millionen Religionslose 50,3%

Traditionelle,
chinesische
Religionen 28,5%

Buddhisten 8,4%
Christen 7,1%
Sonstige 5,7%
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Auch Forscher an den chinesischen Universitäten untersuchen das Phänomen
„Religion“. Sie wollen herausgefunden haben, dass es im Jahr 2006 in China
mindestens 300 Millionen religiös aktive Menschen gab; das wäre dreimal so
viel wie die Zahl, die die Regierung selbst erst zwei Jahre zuvor veröffent-
licht hatte. Dieses phänomenale Wachstum der Religionen steigert allerdings
umso mehr die Sorge der Kommunistischen Partei vor gesellschaftlichen Un-
ruhen und einer Auflehnung der Staatsbürger. Sie haben dabei die Ereignisse
im Nachbarland Birma (Myanmar) im Spätsommer 2007 deutlich vor Augen,
wo die Unruhen von anfänglichen Protesten buddhistischer Mönche ausgin-
gen. Eine weitere Erklärung für die zunehmende Besorgnis der Regierung
waren Erkenntnisse, dass religiöse Gruppen die Olympischen Spiele dazu nut-
zen wollten, um die Weltöffentlichkeit auf die Repressionen des Regimes auf-
merksam zu machen.

Für das Regime besonders problematisch scheint dabei das Christentum zu
sein, die zur Zeit am schnellsten wachsende Religion in China. Neueste Schät-
zungen gehen von einer Gesamtzahl von 50 bis 70 Millionen Christen in China
aus, weit mehr als die 15 Millionen, die es nach offiziellen Schätzungen der
Regierung gibt (10 Millionen Protestanten und 5 Millionen Katholiken).

Führende Kirchenleute erklären sich das Wachstum der christlichen Gemein-
schaft mit einem neuerwachten Hunger nach Freiheit, aber auch nach Wissen
und Erkenntnis – nach Jahrzehnten der Unterdrückung durch die marxistische
Erziehung und Propaganda. 

Was auch immer die tatsächlichen Gründe sein mögen, das Christentum in
seinen verschiedenen Formen wird von vielen Parteifunktionären mit Miss-
trauen beobachtet – und in manchen Fällen mit deutlicher Verachtung. 

Für die katholische Kirche in China waren die Jahre 2007 und 2008 bestimmt
durch den pastoralen Brief vom 27. Mai 2007, den Papst Benedikt XVI. an die
Katholiken in China gerichtet hat. Darin ruft der Papst die Katholiken zu grö-
ßerer Geschlossenheit auf zwischen der sogenannten „Untergrund-Kirche“
(die von den staatlichen Behörden als illegal angesehen wird) und der „offi-
ziellen“ (vom Staat anerkannten) katholischen Kirche. Außerdem richtet der
Papst respektvolle Bitten an die Staatsführung, der Kirche das Recht auf freie
Religionsausübung einzuräumen. Wie schon seit Jahrzehnten, führt auch heute
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die Auswahl und Weihe chinesischer Bischöfe immer noch zu Streitigkeiten
zwischen dem Vatikan und den chinesischen Behörden. Noch im Jahr 2006
war es zu drei Bischofsweihen gekommen, die gegen den Willen des Papstes
erfolgten. Vatikanische Verlautbarungen bezeichneten diese Weihen als eine
„schwerwiegende Verletzung der Religionsfreiheit“ und eine „Verletzung der
kirchlichen Einheit“. 

Es ist darin auch die Rede von „starkem Druck und Drohungen" gegen Bi-
schöfe und Priester, damit sie an solchen illegalen Bischofsweihen teilneh-
men. Dieser Druck gehe aus von „Einrichtungen, die nicht zur Kirche
gehören". Vermutlich ist damit die „Chinesische Katholische Patriotische Ver-
einigung“ (CCPA) gemeint, eine staatliche Behörde, die der offiziellen ka-
tholischen Kirche in China übergeordnet ist und sie steuert und kontrolliert.
Die kommunistische Partei verfolgt mit dieser Konstruktion die Idee einer rei-
nen Nationalkirche: unabhängig vom Ausland, in „demokratischer“ Abstim-
mung sich selbst organisierend und sich selbst finanzierend, mit ausschließlich
chinesischem Führungspersonal. Diese Vorstellung kollidiert mit der katholi-
schen Lehre, nach der die weltweite katholische Kirche aus von Bischöfen
geleiteten Diözesen besteht, die miteinander in Gemeinschaft stehen und Be-
ziehungen pflegen, und die auf ein gemeinsames, Einheit stiftendes Zentrum
hingeordnet sind, auf den Bischof von Rom, von wo sie auch Weisungen ent-
gegennehmen. Dieser Grundwiderspruch zwischen diesen beiden Kirchen-
modellen wird besonders deutlich bei der Auswahl und Einsetzung der
Bischöfe. Nach den Vorstellungen der chinesischen kommunistischen Partei
ist hierfür einzig die chinesische Regierung zuständig, und zwar über das Re-
gierungsorgan der Katholischen Patriotischen Vereinigung.

Weltweit übliche katholische Praxis räumt dagegen dem Papst in Rom die
letzte Entscheidungsbefugnis ein. So schreibt der Papst auch ganz offen in
seinem Brief an die chinesischen Katholiken: „Der Heilige Stuhl möchte in
der Ernennung der Bischöfe völlig frei sein.”

Und im Kirchenrecht heißt es zu unerlaubten Bischofsweihen: „Ein Bischof,
der jemanden ohne päpstlichen Auftrag zum Bischof weiht, und ebenso, wer
von ihm die Weihe empfängt, zieht sich die dem Apostolischen Stuhl vorbe-
haltene Exkommunikation als Tatstrafe zu." (Codex Iuris Canonici, Canon
1382).
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Es gibt in der katholischen Kirche in China heute drei Gruppen von Bischö-
fen: Da sind erstens diejenigen, die keine Kompromisse mit dem kommunis-
tischen Staat eingehen und treu zu Rom stehen wollten. Da sie keine Aussicht
auf eine staatliche Genehmigung für ihre Weihe hatten, ließen sie sich im Ge-
heimen weihen. Auf der anderen Seite stehen die Bischöfe, die sich mit staat-
licher Erlaubnis weihen ließen, aber oft ohne vorherige Abstimmung mit Rom.
An diese Bischöfe appellierte der Papst in seinem Brief, sich um eine Aus-
söhnung mit Rom zu bemühen. Die dritte Gruppe bilden die Bischöfe, die ur-
sprünglich ohne Zustimmung durch Rom geweiht wurden, die Aussöhnung
mit Rom aber inzwischen vollzogen haben (dies trifft mittlerweile für die
Mehrheit der Bischöfe der „offiziellen“ Kirche zu). Sie bittet der Papst, das
nun auch offen zu bekennen gegenüber den Gläubigen und den Behörden. 

Es gibt heute in China gelegentlich noch aus römischer Sicht unerlaubte Bi-
schofsweihen, immer wieder aber auch solche, die vorher mit dem Vatikan
abgestimmt wurden und dann mit ausdrücklicher Zustimmung des Heiligen
Vaters erfolgen, so etwa im Herbst 2007, darunter auch der neue Erzbischof
von Peking, Monsignore Guiseppe Li Shan. Er wurde am 21. September 2007
ausschließlich von Bischöfen geweiht, die sowohl „in Einheit mit dem Papst
stehen“ als auch von der chinesischen Regierung anerkannt sind, weshalb ihm
auch „der Papst Gemeinschaft gewähre“, wie es in Veröffentlichungen des
Vatikans heißt. Allerdings kommt es häufiger zu Verschiebungen von Weihe-
terminen, weil die Abstimmungen, die hinter den Kulissen zwischen der chi-
nesischen Regierung und dem Vatikan erfolgen, nicht ohne Spannungen und
Reibungen ablaufen. Immerhin sind aber inzwischen 90 Prozent aller katho-
lischen Bischöfe in China (aus der „Untergrund-“ und der „offiziellen“ Kir-
che) vom Heiligen Stuhl anerkannt. 

Mindestens zwölf katholische Bischöfe und ebenso viele Priester befinden
sich noch in Haft oder werden auf andere Weise daran gehindert, ihren pas-
toralen Dienst zu vollziehen. Während aber die Auseinandersetzungen um die
Bischofsweihen in China durchaus internationale Aufmerksamkeit erregen,
bleiben die Repressionen gegenüber den einfachen Gläubigen zumeist unbe-
achtet. 

Januar 2007:
Mitarbeiter des Amtes für Öffentliche Sicherheit, von manchen als eine Art
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Geheimpolizei angesehen, veranstalteten eine Razzia während einer Ver-
sammlung der protestantischen Kirche in der Stadt Baoding (Provinz Hebei).
Das Treffen der Christen war sehr ungewöhnlich, weil es in der örtlichen Par-
teischule der Kommunisten stattfand. Und Gastgeber war der stellvertretende
Leiter dieser Parteischule, ganz sicher ein Mitglied der kommunistischen Par-
tei. Dieser Vorfall ist bezeichnend für einen erstaunlichen Trend: selbst unter
den Mitgliedern der Kommunistischen Partei breitet sich (wie in der ganzen
Gesellschaft) der religiöse Glaube aus. Mittlerweile soll schon ein Drittel der
etwa 60 bis 70 Millionen Parteimitglieder einem religiösen Glauben anhängen.

April 2007:
In der Stadt Baise (Provinz Guangxi) in Südwestchina drangen zehn Beamte
der örtlichen Kommission für Familienplanung in das Haus des protestanti-
schen Pastors Yage James ein, um seine Frau, zum wiederholten Male schwan-
ger und bereits im siebten Monat, abzuholen. Aus christlichen Grundsätzen
heraus wollte das Ehepaar das Kind austragen – unter Missachtung der chi-
nesischen Ein-Kind-Politik. Mit Gewalt wurde die Frau in die Klinik gebracht,
wo man ihr ein Mittel injizierte, das zum vorzeitigen Schwangerschaftsab-
bruch und zum Tod des Kindes führte. Weitere vierzig Frauen sollen in der
Klinik auf ähnliche Weise Opfer einer Zwangsabtreibung geworden sein.

Sommer 2007:
Zwei Priester aus Wenzhou, Pater Shao Zhumin und Pater Jiang Sunian, wur-
den im Sommer 2007 freigelassen. Sie befinden sich in ärztlicher Behand-
lung wegen Herz- und Atemwegserkrankungen sowie Gehörschäden, die eine
Folge der Misshandlungen sind, denen sie im Gefängnis ausgesetzt waren.

August 2007:
Auf einer Veranstaltung zum 50-jährigen Jubiläum der Chinesischen Katholi-
schen Patriotischen Vereinigung (CCPA), also der Regierungsorganisation zur
Überwachung und Steuerung der katholischen Kirche, kritisierte deren Vize-
präsident, Anthony Liu Bainian, den Brief des Papstes an die chinesischen Ka-
tholiken vom 27. Mai 2007. Er nannte das Schreiben des Papstes eine
„imperialistische“ und „koloniale“ Initiative, vergleichbar mit den Aktionen
der europäischen Kolonialmächte im 19. Jahrhundert. Er hielt den Brief für
ein „schlechtes Dokument“, „schlecht ins Chinesische übersetzt“ und „unter
politischem Gesichtspunkt gefährlich“. Daher verhinderte er die Verbreitung
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dieses Briefes: Er ließ ihn von chinesischen katholischen Webseiten entfer-
nen, und die Webseiten des Vatikans und anderer Online-Nachrichtenagentu-
ren, die den Brief veröffentlichten, konnten nicht mehr aufgerufen werden.

Im Bezirk Qingxiu in der Nähe von Nanning (Guangxi, Südwestchina) be-
schlagnahmte und vernichtete die Polizei Exemplare des kirchlichen Ge-
meindeblatts, das Auszüge aus dem Papstbrief enthielt. Das lokale Amt für
Religiöse Angelegenheiten von Nanning startete eine Kampagne gegen das
„Eindringen“ des Vatikans in das Leben der Kirche: Katholische Priester
mussten an politischen Versammlungen teilnehmen und Umerziehungsmaß-
nahmen über sich ergehen lassen, die sie dazu bringen sollten, ihren „Fehler
zuzugeben“, nämlich die Veröffentlichung und Verteilung des Papstbriefes an
chinesische Katholiken.

September 2007:
Am 9. September 2007 starb im Krankenhaus Bischof John Han Dingxian,
Leiter der Untergrundkirche von Yongnian. Der Priester hatte die letzten bei-
den Jahre in Isolationshaft und mindestens 35 Jahre seines Lebens im Ge-
fängnis verbracht. Seine Angehörigen wurden erst wenige Stunden vor seinem
Tod benachrichtigt. Doch außer ihnen durfte niemand den sterbenden Bischof
besuchen, keiner seiner Priester durfte ihm das Sakrament der Krankensal-
bung spenden. Kurz nach seinem Tod, der am späten Abend eintrat, wurde
bereits am frühen Morgen des nächsten Tages sein Körper eingeäschert und
auf einem öffentlichen Friedhof beigesetzt, ohne dass seine Angehörigen, die
Gläubigen seiner Gemeinden und seine Priester ihn sehen, sich von ihm ver-
abschieden oder ihn segnen durften. Nach Meinung einiger Katholiken in die-
ser Diözese wollte die Polizei „Beweise verstecken“, vielleicht Spuren von
Misshandlungen und Folter. Auch wird berichtet, die Behörden hätten an-
schließend Besuche von Gläubigen am Grab des Bischofs stark eingeschränkt.

November 2007:
Am 14. November 2007 wurde Pater Wang Zhong aus der Diözese Xiwanzi
(Hebei) zu drei Jahren Gefängnis verurteilt, weil er in Guyuan die Weihe einer
Kirche organisiert hatte. Ein Bericht über den Prozess, der den Nachrichten-
dienst AsiaNews erreichte, betont, dass der Bau dieser Kirche legal war und
das Amt für Religiöse Angelegenheiten eine Baugenehmigung erteilt hatte.
Aber der Priester war ein Untergrundpriester, der nicht bei der Patriotischen
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Vereinigung registriert war. Pater Wang wurde am 24. Juli 2007 verhaftet.
Nach seiner Festnahme kam er in Isolationshaft und durfte keine Besucher
empfangen. Er konnte keinen Rechtsanwalt bestimmen und es war ihm auch
nicht möglich, seine Verteidigung vorzubereiten. Die Diözese Xiwanzi ist eine
Diözese der Untergrundkirche, mit 15.000 Gläubigen, ca. 260 km nördlich
von Peking gelegen, fast an der Grenze zur Inneren Mongolei. In diesem Ge-
biet führt die Polizei, aufgehetzt von der Patriotischen Vereinigung, seit eini-
gen Monaten eine Kampagne gegen die Priester und Bischöfe der
nicht-offiziellen Kirche durch. Der Weihbischof der Diözese, Monsignore Yao
Liang, verschwand nach seiner Festnahme durch die Polizei am 30. Juli 2006.
Es befinden sich 20 Gläubige und 2 Priester im Gefängnis.

November 2007:
Am 25. November 2007 wurde der Leiter des Seminars in der Diözese Yuji-
ang (Jiangxi, Zentralchina), Pater Zeng Zhongliang, zusammen mit einem sei-
ner Seminaristen, Wang Bin, während eines Besuchs in der südlichen Provinz
Guangdong verhaftet und in ein Gefängnis in Yujiang eingeliefert. Ihrer Ver-
haftung vorausgegangen war einige Tage zuvor eine Versammlung aller Pries-
ter in ihrer Diözese, die Pater Zeng in der Stadt Fuzhou organisiert hatte. Bei
dieser Zusammenkunft hatte der Priester den Bischof der Diözese, seinen 85-
jährigen Onkel, Monsignore Tommaso Zeng Jingmu, vertreten, der seit eini-
ger Zeit unter Hausarrest stand.

Dezember 2007:
Regierungsbehörden in der Stadt Wuqui (Provinz Hebei) gingen gegen ein
Kinderheim vor, das von Ordensschwestern und Gläubigen der Untergrund-
kirche betrieben wird. In dem Kinderheim werden Hunderte von ausgesetzten
und oft behinderten Kindern betreut. Die örtlichen Behörden haben es dem
Kinderheim untersagt, Spenden anzunehmen oder Besuch von Bewohnern
des Ortes zu empfangen. Zur Überwachung wurde im Eingangsbereich sogar
eine Videokamera installiert, und Ordensschwestern mussten lange Verhöre
bei der Polizei über sich ergehen lassen. In den Monaten zuvor waren frei-
willige Helfer, die zum Teil Sachspenden im Kinderheim abgeben wollten,
von der Polizei kontrolliert und zu Geldbußen verurteilt worden. Die Or-
densschwestern gehören zur Diözese Zhengding, deren Bischof, Julius Jia
Zhiguo, immer wieder verhaftet wurde, weil er sich weigerte, sich der Pa-
triotischen Vereinigung anzuschließen.
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Mai 2008:
Jährlich findet am 24. Mai eine Wallfahrt zum Marien-Heiligtum Sheshan in
der Nähe von Shanghai statt. Die chinesischen Katholiken gelten als große
Marienverehrer. Papst Benedikt hat in seinem Brief an die Katholiken genau
diesen Tag zum weltweiten Gebetstag für die katholische Kirche in China er-
klärt. Dazu hat er ein eigenes Gebet verfasst, das sich an Unsere Liebe Frau
von Sheshan richtet; unter anderem heißt es darin: „...schenke deinen Kin-
dern die Fähigkeit, in jeder Situation, mag sie auch noch so düster sein, die
Zeichen der liebenden Gegenwart Gottes zu erkennen.” Aus Angst vor einer
zu großen Beteiligung der Bevölkerung an der Wallfahrt und „aus Sicher-
heitsgründen“ erließen die staatlichen Behörden scharfe Beschränkungen. Nur
Gläubige aus der Diözese Shanghai selbst durften an der Wallfahrt teilneh-
men, und auch nur mit vorheriger persönlicher Genehmigung durch die Be-
hörden (für Angehörige der „Untergrund“-Kirche eine äußerst heikle
Angelegenheit). Viele Priester erhielten die Anweisung, im Monat Mai jede
pastorale Aktion zu unterlassen. Teilweise wurden Priester sogar unter Haus-
arrest gestellt, verhaftet oder scharf überwacht, um sie an einer Wallfahrt zu
hindern. Die Diözesen wurden angewiesen, Marienandachten im eigenen Bis-
tum zu organisieren. Kardinal Joseph Zen Ze-kiun aus Hongkong, der mit ein-
tausend Gläubigen nach Sheshan pilgern wollte, musste die Wallfahrt absagen.
Und so kamen dann am Ende nur etwa 2500 Pilger, sehr viel weniger als ur-
sprünglich erwartet.
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Porträt:
Ein chinesischer Seminarist

(nach einem Interview mit KIRCHE IN NOT)

Wie er so dasteht mit seinen Stiefeln, seiner Schirmmütze und seiner abge-
wetzten Jacke, könnte man ihn leicht verwechseln mit einem Landarbeiter,
einem der unzähligen in China. Und in gewisser Weise stimmt das ja auch –
er kommt gerade vom Feld, wo er den Landarbeitern geholfen hat. 

Doch schnell stellt sich heraus, dass es sich hier um einen Seminaristen aus
der katholischen „Untergrund“-Kirche handelt, die jahrzehntelang scho-
nungslos unterdrückt wurde, weil sie sich weigerte, sich registrieren zu lassen
und sich so den staatlichen Religionsbehörden zu unterstellen. Als staatlich
geächtete Dissidenten sind katholische Untergrund-Christen ständig gefährdet.
Zudem leiden sie unter fortwährenden Spannungen mit der staatlich regis-
trierten und staatlich gesteuerten „offiziellen“ katholischen Kirche. 

Von diesen Schwierigkeiten lässt sich der Seminarist jedoch nichts anmerken.
Sehr schnell kommt er auf seine persönliche Lebensgeschichte zu sprechen.
In den schützenden Mauern seiner Kirche fühlt er sich sicher und ist bereit,
sein Schicksal zu schildern (wobei zu vermuten ist, dass er heikle Details be-
wusst weglässt).

Mehr als ein Dutzend Jahre hat er für seine Ausbildung benötigt. In dieser
recht langen Zeit hat sich die Einstellung der Behörden deutlich gewandelt.
„Ganz am Anfang meiner Ausbildung wurden ‚Untergrund’-Seminaristen von
den Regierungsstellen noch nicht zugelassen zum Studium“, erzählt er. „Wir
wurden heimlich auf verschiedene Pfarrgemeinden aufgeteilt; so konnten wir
nicht so leicht entdeckt werden. Der Ablauf der Ausbildung musste sehr stark
improvisiert werden. Wir mussten jederzeit auf Änderungen gefasst sein.“ 

„Wir gingen dabei ein hohes Risiko ein. Als wir in den 1990er Jahren hierher
kamen, studierten wir heimlich Philosophie. Wir wussten: sollten uns die Be-
hörden erwischen, würden sie uns ins Gefängnis stecken.“ Und um die stän-
dige Gefahr zu unterstreichen, schildert er, wie die Beamten einmal heimlich
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den Seminaristen gefolgt waren und ihren geheimen Treffpunkt aufgespürt
hatten. „Wir mussten über die Mauer springen und schleunigst das Weite su-
chen.“ All das scheint lange her zu sein. „Heute akzeptieren es die Behörden,
wenn ich mich als Priesterseminarist zu erkennen gebe.“

Allerdings ist die Geschichte dieses Seminaristen keineswegs repräsentativ
für die Situation in dem riesigen Land. Beobachter, die die Beziehungen zwi-
schen Kirche und Staat in China studieren, weisen immer wieder darauf hin,
wie sehr sich die religionspolitischen Bestimmungen und die Praxis der Be-
hörden von Provinz zu Provinz, ja sogar von Distrikt zu Distrikt unterschei-
den. 

Wie widersprüchlich die Situation noch ist, zeigt wiederum das Beispiel des
Seminaristen. Einerseits haben sich die Behörden geöffnet und erlauben einem
gläubigen jungen Mann aus der „Untergrund“-Kirche inzwischen die Ausbil-
dung zum Priester. Andererseits wird seine Priesterweihe immer wieder hi-
nausgezögert. 

Er erklärt: „Meine Weihe wurde mehrfach verschoben – ehrlich gesagt, ich
weiß gar nicht mehr, wie oft. Das Problem ist: wenn mein Bischof mich zum
Priester weiht, werden die Behörden meine Weihe nicht anerkennen, weil sie
meinen Bischof und sein Büro nicht anerkennen.“ Und er ergänzt: „Mein Bi-
schof hat wiederholte Male versucht, von den Behörden eine Genehmigung
für meine Weihe zu erhalten, doch bisher ohne Erfolg.“

Der Seminarist erzählt, wie einige Monate zuvor ein „Untergrund“-Bischof
heimlich mehrere Priester geweiht hat. Doch dann kam schon am nächsten
Tag ein anderer Bischof vorbei, diesmal einer der „offiziellen“ Kirche, der die
Weihezeremonie unter seinem Vorsitz wiederholen ließ. Und er ergänzt: „Es
ist einfach eine bizarre Situation – für Außenstehende schwer nachzuvollzie-
hen.“

Die Kirche steht unter einem gewissen Druck, die Priesterweihen zügig zu
vollziehen, weil in vielen Regionen die Zahl der Berufungen inzwischen zu
sinken begonnen hat. Die Gesamtzahl der Priesterseminaristen in China –
„Untergrund“- und „offizielle“ Kirche zusammengerechnet – liegt bei etwa
1.500, doch überall geht die Zahl der neuen Bewerber zurück. Ein Grund dafür
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ist sicherlich Chinas „Ein-Kind“-Politik. Katholische Eltern tun sich oft
schwer, wenn ihr so kostbarer Nachwuchs sein Leben der Kirche widmen will.

Auch der zunehmende Materialismus in der chinesischen Gesellschaft spielt
eine gewisse Rolle. Seit Jahren schon ziehen die Massen vom Land in die
Stadt, auf der Suche nach einem besseren Leben, wo sie dann auch ihr (ein-
ziges) Kind auf eine vernünftige Schule schicken können. 

Dieser junge Seminarist jedoch, der selbst auf dem Land aufgewachsen ist,
lässt sich durch materielle Reize nicht ablenken: „Ein Priester zu sein, ist eine
wunderbare Sache! Nach mehr als einem Dutzend Jahren oft mühsamer Aus-
bildung ist die Weihe jetzt so wichtig für mich.“

Und er ergänzt: „Die Menschen in China stehen vor großen Herausforderun-
gen – egal, ob sie in der oft bitteren Armut der kleinen Dörfer auf dem Land
wohnen bleiben, oder ob sie das Risiko eines Umzugs in die Stadt auf sich
nehmen. Das Gefühl der Unsicherheit ist überall sehr groß. Sie alle aber müs-
sen Jesus Christus kennenlernen. Sie alle brauchen jemanden, der ihnen zu-
hört und der ihnen hilft, den Weg zu Gott zu finden.“
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Einwohner: Religionszugehörigkeit:

Indien

Die Weihnachtsfeiern 2007 endeten in einer Katastrophe, als fanatische Hin-
dus im Bundesstaat Orissa im Osten Indiens randalierten. Siebzig Kirchen
und andere christliche Einrichtungen wurden überfallen und 600 Wohnungen
von Christen wurden zerstört. Die Angriffe, die nicht provoziert worden
waren, machten das schwere Los der Christen in einigen Teilen Indiens deut-
lich. Sie machten deutlich, dass eine neue Welle des Fanatismus und der Ge-
walt das Land durchzieht.

Obwohl Artikel 25 der indischen Verfassung jedem Bürger das Recht auf freie
Wahl der Religion zuspricht, führen immer mehr Bundesländer Antikonver-
sionsgesetze ein. Die Gesetze bedrohen jeden, der „Bekehrungsaktivitäten“
entfaltet, mit einer Gefängnisstrafe von drei bis fünf Jahren und einer hohen
Geldstrafe. Rechtsexperten zufolge ist es zweifelhaft, ob solche Gesetze ver-
fassungskonform sind, da kein Bundesstaat Gesetze verabschieden darf, die
gegen die indische Verfassung verstoßen. Allerdings werden diese Gesetze
nur auf Personen angewendet, die Hindus zu einer anderen Religion bekehren.
Wer dagegen andere, auf welche Weise auch immer, zum Hinduismus bekehrt,
ist von diesen Gesetzen ausgenommen.

Solche Verordnungen gibt es bereits in den Bundesstaaten Orissa, Madhya
Pradesh, Chhattisgarh, Arunachal Pradesh, Gujarat und Tamil Nadu. Im letzt-
genannten Bundesstaat wurde dieses Gesetz von einem Regierungserlass wie-
der aufgehoben, was jedoch von den örtlichen Behörden vorsätzlich ignoriert
wird. In den Jahren 2006 und 2007 wurden weitere Antikonversionsgesetze
verabschiedet; außerdem unterstützten ganz allgemein einige lokale Regie-
rungen und andere öffentliche Institutionen immer offener und systematischer
Hindu-Nationalisten, die Religionsfreiheit ablehnen.

In Madhya Pradesh, wo die hindu-nationalistische Bharatiya Janata Party
(BJP) an der Regierung ist, wurde das bestehende Antikonversionsgesetz am
25. Juli 2006 noch verschärft. Nach dieser neuen Verordnung muss jeder, der

1.117 Millionen Hindus 74,5%
Muslime 12,1%
Christen 6,2%
Animisten 3,4%

sonstige 3,8%



Christen in großer Bedrängnis

37

zu einer anderen Religion übertreten will, dies dem Distriktmagistrat min-
destens einen Monat vor der Übertrittszeremonie schriftlich melden; andern-
falls drohen Geldbußen bis zu 1000 Rupien und Gefängnisstrafen.
Anschließend muss diesem Gesetz zufolge die Polizei „die Referenzen des
Geistlichen und seiner Organisation prüfen und außerdem bestätigen, dass die
Bekehrung nicht durch Zwang oder unlautere Mittel herbeigeführt wurde“.
Überdies riskiert jeder Geistliche, der die Behörden nicht darüber informiert,
dass er eine Übertrittszeremonie durchführen wird, eine Geldstrafe von 5000
Rupien und eine einjährige Haftstrafe. Der betreffende Geistliche muss auch
den Namen und die Adresse des Konvertiten und das Datum der geplanten
Übertrittszeremonie angeben.

Auch christliche Schulen sind zur Zielscheibe gewalttätiger Übergriffe von
Hindu-Extremisten geworden. Offiziellen Zahlen zufolge, die von der katho-
lischen Kirche veröffentlicht wurden, gab es 2007 mehr als 100 Gewaltakte
gegen christliche Einrichtungen oder Lehrkräfte, während im Jahr zuvor 215
und 2005 mehr als 200 Fälle gezählt wurden. Oft werden die Gewalttätigkei-
ten „angekündigt“, wie beispielsweise im Juli 2007, als mehr als 250 Mit-
glieder des hindu-nationalistischen Gesamtverbands Sangh Parivar eine von
Franziskanerinnen geleitete Schule im Dorf Vikas Nagar in der Nähe der Stadt
Dehra Dun (Uttarakhand) verwüsteten. Die Schule hatte von Vertretern der
BJP seit einiger Zeit Drohungen erhalten und die Polizei darüber informiert,
die jedoch nichts unternahm.

Landesregierungen haben Maßnahmen ergriffen, um Dalits (die sogenannen
„Unberührbaren”) zu unterstützen, die seit Jahrhunderten unter einem niedri-
gen gesellschaftlichen Status leiden. Den Christen unter ihnen wird allerdings
diese Hilfe oft verweigert. In einigen Bundesstaaten, so etwa in Jharkhand,
waren die Behörden nicht bereit, den Dalits zu helfen und stuften sie einfach
anders ein, nämlich als Angehörige der christlichen Minderheit. 

Im Bundesstaat Chhattisgarh haben die staatlichen Behörden das Grundstück
der katholischen Kirche konfisziert, mit der Begründung, es müsse zurück-
übertragen werden an die rechtmäßigen Eigentümer aus dem örtlichen Volks-
stamm. 

Sajan K. George, Vorsitzender des Gesamtrats der Indischen Christen, legte
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eine Dokumentation vor, in der seine Organisation mehr als 500 Fälle von
anti-christlicher Gewalt auflistete, die sich über das ganze Land verteilt
 zwischen Januar 2006 und November 2007 zugetragen haben. Die meisten
Vorfälle waren Taten von Extremisten, wie zum Beispiel der hindu-nationa-
listischen Bharatiya-Janata-Partei (BJP).  

Einen neuen Höhepunkt bislang nicht gekannten Ausmaßes erreichten die
Ausschreitungen gegen die Christen im August 2008. Auslöser war der Mord
an einem radikalen Hindu-Führer im östlichen Bundesstaat Orissa, zu dem
sich eine maoistische Rebellengruppe bekannte. Radikale Hindus beschul-
digten dagegen die Christen und starteten einen regelrechten Feldzug gegen
christliche Siedlungen. Rund 4000 Wohnhäuser und 65 Kirchen wurden nach
Angaben der indischen Bischofskonferenz zerstört. Tausende von Christen
flüchteten in die Wälder, um sich in Sicherheit zu bringen; später wurden
Flüchtlingslager eingerichtet. Ob sie in ihre Siedlungen und Dörfer zurück-
kehren können, ist sehr fraglich. Der Sprecher der indischen Bischofskonfe-
renz, Babu Joseph, sah in dem Vorgehen der fanatischen Hindus das klare
Ziel, „jede Spur des Christentums in der Region auszulöschen”.

August 2007:
Am 20. August 2007 verteilten Extremisten der radikalen Hindu-Gruppen
Bajrang Dal und Jagrutika Samiti im Distrikt Chitradurga (Karnataka) Flug-
blätter, die im lokalen Kanada-Dialekt verfasst waren und die Christen auf-
forderten, „sofort indisches Gebiet zu verlassen oder zur ursprünglichen
Religion, dem Hinduismus, zurückzukehren“. Andernfalls würden alle wahr-
haftigen Inder ihnen nach dem Leben trachten, um so ihren Mut und ihren Pa-
triotismus zu beweisen. Das Flugblatt listete die Verbrechen der Christen auf:
„Sie behandeln alle gleich, erziehen die Waisen, um sie zu bekehren, bieten
jenen, die es sich nicht leisten können, medizinische Versorgung, und sie miss-
achten das Kastensystem, indem sie freie Eheschließungen und Handelsaus-
tausch zwischen Personen akzeptieren, die keinerlei Kontakt miteinander
haben sollten.“

Dezember 2007: 
Während des Weihnachtsfestes 2007 wurde in einigen Distrikten des östli-
chen Bundesstaates Orissa eine regelrechte Hetzjagd auf Christen veranstal-
tet. Die Bilanz war ein Ausmaß von Tod und Zerstörung wie sonst nur in



Christen in großer Bedrängnis

39

einem Bürgerkrieg: Dutzende von Verletzten und mindestens neun Tote, von
denen fünf am 27. Dezember ermordet wurden, als eine Gruppe von Hindu-
Extremisten im Dorf Barakhama im Bezirk Kandhamal die Häuser von Chris-
ten angriffen; zwei weitere Personen wurden am selben Tag von der Polizei
erschossen, als die Christen gegen die Angriffe demonstrierten. Außerdem
wurden zwei Christen bereits bei früheren Zusammenstößen getötet. Insge-
samt wurden 70 Kirchen und christliche Einrichtungen angegriffen, zerstört
oder in Brand gesetzt, ungefähr 600 christliche Häuser beschädigt oder zer-
stört, und 5000 Menschen wurden obdachlos. Von vielen Straßenzügen blieb
nur Schutt und Asche übrig. Weder die Polizei noch andere Behörden griffen
während der gesamten antichristlichen Gewalttaten auch nur einziges Mal ein.
Orissa gilt als eine Hochburg militanter Hindus. Die Landesregierung hat dort
ein Anti-Konversionsgesetz erlassen.

März 2008: 
Radikale Hindus griffen zwei katholische Ordensschwestern und drei ju-
gendliche Mädchen an, die gerade ein Erziehungsprogamm für junge Frauen
vorbereiteten. Die Extremisten schrien sie an und beschuldigten sie, „die Leute
aus den Volksstämmen zum Christentum zu bekehren“. Der Mob, so berich-
tet Schwester Tuscano, „forderte uns auf, das Dorf sofort zu verlassen und nie
wiederzukommen, anderenfalls würden sie uns die Beine brechen.“ Zu den
Kursen der Ordensschwestern zählen auch Alphabetisierungskurse für Er-
wachsene, der Aufbau von Selbsthilfegruppen und Kurse zur Vorbeugung
gegen AIDS.

Juli 2008:
Im Bundesstaat Orissa zerstörten fanatische Hindus ein christliches Waisen-
haus und eine Jesuitenkirche. Der Erzbischof von Cuttack-Bhubaneshwar, Ra-
phael Cheenath, sagte gegenüber der Nachrichtenagentur AsiaNews:
„Fanatische Hindus wollen seit zehn Jahren alle Christen in Orissa beseiti-
gen.“ Aber er ergänzte auch: „Es gibt eine Million Christen in Orissa und das
Kreuz Jesu Christi ist in diesem Bundesland fest eingewurzelt – keine Ver-
folgung kann es wieder entfernen.“

August 2008:
Bei einem Attentat im östlichen Bundesstaat Orissa am 23. August 2008
wurde Swami Laxanananda Saraswati, ein bekannter Führer der radikalen
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Hindubewegung, zusammen mit einigen Begleitern getötet. Zu der Tat be-
kannte sich eine maoistische Rebellenbewegung. Radikale Hindus aber rich-
teten ihre Vergeltungsaktionen ganz gezielt gegen Christen, denen sie schon
seit langem vorwerfen, unter den Hindus zu missionieren und vor allem arme
Mitglieder niedriger Kasten – zum Teil auch mit Geldgeschenken – abzu-
werben. Am Sonntag, dem 24. August, brach eine regelrechte Gewaltwelle
los. Bewaffnete Hindus attackierten Kirchen und kirchliche Einrichtungen,
setzten Autos in Brand, zündeten Geschäfte an. In den nächsten Tagen gingen
die Ausschreitungen weiter. Es gab erste Todesopfer; eine junge Missionarin,
Rafani Majhi, die sich um Waisenkinder kümmerte, wurde bei lebendigem
Leibe verbrannt. Priester wurden angegriffen und teilweise schwer verletzt.
Dann richteten sich die Angriffe auf christliche Familien, ihre Wohnhäuser
wurden verwüstet oder in Brand gesteckt. Zu Tausenden flüchteten die Men-
schen in die Wälder, um sich dort zu verstecken. Am Ende waren rund 4000
Wohnhäuser und 65 Kirchen zerstört und weit mehr als 10.000 Menschen
ohne Unterkunft. Es gibt Pläne, sie in einer anderen Region neu anzusiedeln,
da sie in ihre bisherigen Siedlungen vermutlich nicht zurückkehren können.
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Erzbischof Leo Cornelio 
aus Bophal, Indien:  
Reiche Bauern fürchten Einfluss 
der Christen

(nach einem Interview mit KIRCHE IN NOT –
September 2008)

Konkrete wirtschaftliche Interessen von Landbe-
sitzern heizen nach Auffassung des katholischen
Erzbischofs von Bophal in Zentral-Indien, Leo
Cornelio, die derzeitigen Ausschreitungen gegen Christen im indischen Bundes-
staat Orissa an. Neun von zehn Christen dort seien Stammesangehörige und Kas-
tenlose (Dalits) mit geringer Bildung. Sie dienten den reichen Bauern als billige
Arbeitskräfte, sagte der Erzbischof bei einem Besuch des Hilfswerks KIRCHE IN
NOT in München. Die hinduistischen Landbesitzer fürchteten, ihre Arbeiter könn-
ten mit einer besseren Ausbildung durch christliche Schulen in die Städte ab-
wandern. Außerdem hätten sie Angst, dass sich die Christen nicht mehr so leicht
politisch beeinflussen ließen wie bisher. „Die Christen lehren, dass alle vor Gott
gleichwertig sind“, sagte Erzbischof Cornelio. „Die reichen Bauern, die noch am
Kastensystem festhalten, stört das.“ Sie beeinflussten die örtlichen Sicherheits-
behörden, gegen Gewaltexzesse nicht einzuschreiten. 

Politik sei in Indien wieder sehr stark mit der Religion verknüpft, die Zeit des in-
dischen Säkularismus sei vorbei, ergänzte Cornelio. Die Christen, besonders die
Katholiken, seien für ihr überproportionales Engagement bei Bildung und Ge-
sundheit bekannt. Während es insgesamt lediglich drei Prozent Christen gebe,
betrieben sie immerhin ein Fünftel bis ein Viertel aller Schulen. Viele fragten sich
inzwischen, was die Leute dazu motiviert, sich so stark einzusetzen. „Der Einfluss
ist tatsächlich hoch und das ist ein Grund, die Christen zu beneiden. Und aus Neid
wird oftmals Hass“, sagte Erzbischof Cornelio wörtlich. 

Berühmt sei in Indien zudem die Sozialarbeit gerade der Katholiken durch die
Schwestern von Mutter Teresa, die sich stark für die armen Menschen einsetzten.
Die selige Ordensgründerin aus Kalkutta habe immer gesagt, dass sie ihre Arbeit
für die Armen ohne Verbindung zu Christus nicht tun könne. 
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„Das macht viele neugierig auf den Glauben an Jesus Christus. Andere werfen den
Christen deshalb vor, die Armen unter den Hindus zum Übertritt zu zwingen oder
zu verführen“, berichtete der Oberhirte von Bophal. Dieser Vorwurf treffe aber nur
auf „einige Sekten wie die Pfingstler“ zu, sagte der Erzbischof gegenüber KIR-
CHE IN NOT. 

In sechs Bundesstaaten Indiens sei der Übertritt vom Hinduismus zu einer ande-
ren Religion verboten, darunter auch in Orissa sowie in Madhya Pradesh, wo Erz-
bischof Cornelio seinen Sitz hat. Seine Diözese sei mit Orissa vergleichbar, was
das Verhältnis der Religionen zueinander betrifft. Die Mehrheit der Hindus seien
tolerant, betonte er, „nur bedeuten einige Prozent Hindu-Extremisten eben in In-
dien schon zwanzig bis dreißig Millionen Menschen“. 

Die Ausschreitungen gegen Christen in Orissa begannen, nachdem dort am 23.
August 2008 ein von Hindus hochverehrter geistlicher Führer ermordet worden
war. Obwohl sich eine maoistische Gruppe zu der Tat bekannte, wurden die Chris-
ten als Drahtzieher beschuldigt. Mindestens 25 Menschen sind bei den Aus-
schreitungen gegen Kirchen, kirchliche Gesundheits- und Bildungseinrichtungen,
Konvente und Pfarrhäuser ums Leben gekommen. Vierzig- bis fünfzigtausend
Christen sind auf der Flucht, davon sind fünfzehntausend in Flüchtlingslagern un-
tergebracht, in denen sie aber auch nicht sicher vor Verfolgung sind.

KIRCHE IN NOT hat die Kirche in Indien allein im Jahr 2007 mit fast vier Mil-
lionen Euro unterstützt.
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Die religiöse Freiheit gerät in Indonesien zunehmend unter Druck. Extremis-
tische Bewegungen führen eine intensive Kampagne zur Islamisierung des
Landes, und die Regierung hat Mühe, dem entgegenzusteuern. Die Provinz
Aceh hat als einzige von der Zentralregierung die Genehmigung, das islami-
sche Gesetz, die Scharia, anzuwenden. In anderen Regionen gab es in den
Jahren 2006 und 2007 allerdings eine deutliche Zunahme von lokalen Geset-
zesinitiativen, die sich an islamischen Grundsätzen orientierten. Sie betreffen
zum Beispiel islamische Kleidungsvorschriften (Kopftuch) oder das Verbot
von Alkohol und Glücksspiel. Es gibt der „Indonesischen Frauenkoalition“
zufolge inzwischen mindestens 46 solcher Gesetze (Stand: März 2008) und in
manchen Gegenden wurden sie auch auf Nichtmuslime ausgeweitet. Die Re-
gierung in Jakarta hatte ursprünglich zugesagt, dieses Phänomen zu überwa-
chen, aber dann den örtlichen Behörden doch völlige Freiheit gelassen.

Zu heftigen Protesten kam es zum Beispiel in der Region Tangerang, als dort
eine Frau, die abends nach Einbruch der Dunkelheit alleine nach Hause ging,
festgenommen und der Prostitution angeklagt wurde – auf der Grundlage einer
vage formulierten lokalen Anti-Prostitutions-Verordnung, die der Stadtrat er-
lassen hatte. 

Christen werden oft wegen angeblicher, unerlaubter Missionierung angeklagt.
Im April 2007 kam es in Bandung in der Provinz Westjava zu Spannungen
zwischen der „Islamischen Einheit gegen den Proselytismus“ (DAP) und der
Pasundan-Kirche (GKP), die beschuldigt wurde, einheimischen Muslimen
Geld zu geben, damit sie sich zum Christentum bekehrten. Die beiden Seiten
kamen am 4. April 2007 zusammen, um das Problem zu erörtern. Bei dieser
Gelegenheit erklärte Suryana, Mitglied des DAP vom lokalen „Rat der isla-
mischen Gelehrten“, die GKP sei der Missionierung unter den Einwohnern
von Cisewu und Pangauban im Bezirk Bandung schuldig. „Sie gehen illegal
vor“, sagte er, „und bezahlen mindestens 500 Dollar für jeden Muslim, der
sich zum Christentum bekehrt.“ Seit 2005 haben die fundamentalistische Ge-

Indonesien
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
222,0 Millionen Muslime 54,7%

neue 
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walt und der Druck auf die christlichen Gemeinschaften in Westjava zuge-
nommen. Sie richten sich vor allem gegen die sogenannten illegalen Haus-
kirchen. Ihnen wurden Zwangsschließungen angedroht, nachdem die
Gemeindeleiter keine Erlaubnis erhalten hatten, die Wohnhäuser als Ver-
sammlungsorte für Gottesdienste zu nutzen. Genehmigungen für die Neuer-
richtung religiöser Gebäude werden in vielen Gegenden verweigert.
Islamische Extremisten und lokale Behörden sorgten dafür, dass zwischen
2004 und 2007 mehr als 100 Kirchen geschlossen werden mussten.

Juli 2007:
Am 20. Juli 2007 protestierten mehr als 1000 Muslime gegen ein Gebetszen-
trum der Karmeliter auf dem Hügel Cikanyere in Kota Bunga im Bezirk Ci-
anjur (Westjava), ungefähr 100 Kilometer von Jakarta entfernt. Eine Gruppe,
die sich „Islamisches Volk von Cianjur“ nennt und weiße Kleidung trägt, zog
von der etwa einen Kilometer entfernten Moschee Siti Haja zum Karmeliter-
zentrum und protestierte gegen eine geplante Konferenz über die Heilige Drei-
einigkeit, die dort veranstaltet werden sollte. Dem Protestzug schlossen sich
Muslime aus nahen Städten an, wie z. B. Bandung, der Hauptstadt der Provinz.

September 2007:
Am 2. September 2007 überfiel eine Gruppe von mehr als 300 islamischen Ex-
tremisten eine Hauskirche im Bezirk Tangerang, 25 Kilometer von Jakarta
entfernt. Die Angreifer verletzten den Pastor und sechs der Gläubigen schwer
und zerstörten auch das ganze Eigentum der Gemeinde. Dieser Angriff fand
statt, als die Gläubigen, ungefähr 60 Personen, zum Sonntagsgottesdienst ver-
sammelt waren.

November 2007: 
Am 18. November 2007 überfielen im Unterbezirk Dayeuh Kolot, Bandung,
Dutzende von aufgebrachten Muslimen eine Hauskirche und verwüsteten sie.
Dieser Vorfall ereignete sich, als sich die Gläubigen im Haus von Pastorin
Obertina zum Sonntagsgottesdienst versammelten. Die Aggressoren erklär-
ten, der Gerechtigkeit sei Genüge getan worden, denn „dieses Privathaus hatte
keine amtliche Genehmigung für den Gebrauch als Gottesdienststätte“. Die
Polizei traf erst sehr spät am Schauplatz ein. Beim Anblick der Polizei zer-
streute sich die Menge. Die Pastorin berichtete, dass seit den Achtzigerjahren
in ihrem Haus Gottesdienste gefeiert würden und niemand deswegen jemals
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protestiert hätte.

Dezember 2007: 
Am 9. Dezember 2007 hinderten die Behörden den Pfarrer der Frieden-
Christi-Gemeinde im Süden der Stadt Duri, Westjakarta, die Messe zu zele-
brieren. Diese katholische Gemeinde war Gegenstand heftigen Protestes einer
Gruppe von Muslimen gewesen, die ihre Legalität infrage gestellt hatten. In-
folge des großen Drucks seitens der Extremisten und um „soziale Spannun-
gen“ zu vermeiden, ordnete der Unterbezirk Tambura am 24. November an,
alle Aktivitäten in dieser Kirche seien einzustellen. Der Gemeindepfarrer,
Pater Matthew Widyalestari MSC, unterschrieb ein Dokument, in dem er diese
Forderungen akzeptierte. Er hatte jedoch den Wunsch geäußert, wenigstens
die Sonntagsmesse für seine ca. 4000 Gemeindeglieder halten zu dürfen, die
sonst ihren Glauben nicht praktizieren könnten. Nach einer Zusammenkunft
der katholischen Führer dieser Gegend und Beamter des Bezirks Westjavas
sowie des Unterbezirks Tambura bestanden die politischen Behörden jedoch
darauf, dass er nicht die Eucharistie feierte. Die Begründung – in Wirklichkeit
eine Ausrede – sei immer dieselbe, nämlich die „öffentliche Ordnung“, mit an-
deren Worten die Angst vor interreligiösen Konflikten, wie Pater Widyale-
stari der Nachrichtenagentur AsiaNews erklärte. „Die Gläubigen bitten uns
immer wieder, dass wir ihre geistlichen Bedürfnisse erfüllen“, sagte er. „Sie
kommen sich vor wie polizeilich gesuchte Verbrecher, wie illegale Einwan-
derer, sie sind gezwungen, ein anderes Gebäude zu finden, wo sie ihren Glau-
ben praktizieren können.“ Es sei jedoch „technisch schwierig, einen
geeigneten Ort zu finden“, erklärte ein anderer Priester, Pater Lestari MSC. Er
berichtete, dass einige Gemeindeglieder die Messe im Provinzhaus der Herz-
Jesu-Missionare besuchten, aber dort sei nicht genug Platz, um Tausende von
Menschen aufzunehmen.
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Einwohner: Religionszugehörigkeit:

Irak

Die Entführung und der Tod von Erzbischof Paulos Faraj Rahho im März
2008 schockierte die Welt und machte ihr plötzlich klar, dass es da einen As-
pekt in der Irak-Krise gibt, der bislang weitgehend übersehen worden war:
diese uralte kirchliche Gemeinschaft war in eine heftige Verfolgung geraten,
mit möglicherweise fatalen Konsequenzen. Die Angriffe auf die Christen
waren jetzt ebenso blutig wie unerbittlich.

Schon unter der Gewaltherrschaft von Saddam Hussein mussten die Christen
ihren Teil an Not und Leid ertragen, besonders bei den Massakern und Ver-
treibungen im nördlichen, kurdischen Teil des Irak im Jahr 1988. Aber sie hat-
ten überlebt, und nach dem Sturz Saddam Husseins durch die Amerikaner
schauten sie nun mit vorsichtiger Hoffnung auf die neue Zeit nach dem Baath-
Regime.

Direkt nach der Invasion im Jahr 2003 schienen solche Hoffnungen noch be-
rechtigt – doch nur allzu schnell sollte sich die Lage ändern. Anfangs waren
es nur vereinzelte Angriffe auf Christen, auf ihre Geschäfte, auf ihre Einrich-
tungen; dann aber häuften sich die Attacken und richteten sich auf breiter
Front gegen die Präsenz der Kirche im Irak, gegen die uralte christliche Kul-
tur in diesem Land, die zurückreicht bis in die Anfänge der Kirche, bis in die
Zeit der Apostel und ersten Missionare.

Die Angriffe auf fünf Kirchen in der Hauptstadt Bagdad und im nord-iraki-
schen Mossul am 4. August 2004 markierten den Beginn einer systematischen
Kampagne militanter Kräfte, die anscheinend das Ziel hatten, alle christlichen
Spuren im Land auszuradieren. Hatte es zuvor so ausgesehen, als hätten die
Christen in dem ausgebrochenen Chaos von Krieg und Bürgerkrieg einfach
nur das Schicksal aller Iraker zu teilen, stellte sich nun heraus, dass gerade die
Christen sich zur Zielscheibe fundamentalistischer Fanatiker entwickelten.
Die Christen wurden mehr als alle anderen ethnischen oder religiösen Grup-
pen im Irak Opfer von Gewaltaktionen von beispielloser Brutalität und In-

28,8 Millionen Muslime 96,0%
Christen 3,2%
sonstige 0,8%
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tensität. Trotz des – wenn auch nur mühsam vorankommenden – Aufbaus
neuer zivilgesellschaftlicher Strukturen und trotz der Demokratisierung muss-
ten die Christen erleben, dass der neue Staat ihnen nur einen sehr unzurei-
chenden Schutz gewährte. 

Am 15. Oktober 2005 stimmte das irakische Volk in einem Referendum über
die neue Verfassung ab. Sie wurde mit großer Mehrheit angenommen. Artikel
2 dieser neuen Verfassung legt einerseits fest, dass der Islam die offizielle Re-
ligion des Landes ist und damit auch die Quelle für Gesetz und Rechtspre-
chung, und dass kein Gesetz erlassen werden darf, welches den universell
gültigen Lehren des Islam widersprechen würde. Andererseits legt der gleiche
Artikel 2 aber auch fest, dass kein Gesetz erlassen werden darf, welches den
Grundsätzen der Demokratie oder grundlegenden Freiheitsrechten, darunter
auch Meinungs-, Gewissens- und Religionsfreiheit, widersprechen würde.  

Führende Persönlichkeiten der Kirche sehen die neue Lage mit sehr ge-
mischten Gefühlen. Zum einen ergaben sich durchaus positive Entwicklungen
für die christliche Gemeinschaft: so ist es den Christen jetzt zum Beispiel er-
laubt, eigene politische Parteien zu gründen; auch haben die Christen ehemals
kirchliche schulische Einrichtungen zurückerhalten, die unter Saddam Hussein
verstaatlicht worden waren. Zum anderen aber sehen die Kirchenvertreter mit
großer Sorge, dass islamisches Denken und der Einfluss der Scharia im poli-
tischen und gesellschaftlichen Leben deutlich zugenommen haben. Durch den
Ausbruch der Gewaltwelle gegen die Christen überall im Land sind solche
theoretischen Erwägungen aber in den Hintergrund getreten. Für die Kirche
geht es in dieser dramatischen Entwicklung jetzt um das nackte Überleben.

In dem ausgebrochenen Bürgerkrieg im Irak kämpfen militante Gruppen der
Schiiten auf der einen und der Sunniten auf der anderen Seite um die Vor-
herrschaft. Etwa zwei Drittel der Muslime im Irak sind Schiiten (die unter
Saddam Hussein stark unterdrückt worden waren und jetzt ihre Chance ge-
kommen sehen) und ein Drittel Sunniten (die unter Saddam Hussein sehr ein-
flussreich waren und jetzt Racheaktionen der Schiiten fürchten). In den
gewaltsamen Auseinandersetzungen ging und geht es unter anderem darum,
„konfessionell saubere“ Wohnviertel zu schaffen. Die Christen gerieten in die-
sem Kampf zwischen Schiiten und Sunniten schnell zwischen die Fronten.
Vor allem in Bagdad, bis dahin ein wichtiges Zentrum der Christen im Irak,
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gingen bewaffnete Gruppen von Haus zu Haus und forderten die Christen, die
sie dabei aufspürten, auf, entweder zum Islam zu konvertieren oder die Ge-
gend zu verlassen. Manchmal forderten sie große Geldsummen für das Recht,
bleiben zu dürfen (entsprechend der traditionellen islamischen Schutzsteuer,
der jizja) oder sie drohten die gewaltsame Vertreibung an.

In manchen Fällen wurden die Familienväter aufgefordert, eine ihrer Töchter
herzugeben, damit sie mit einem der muslimischen Männer aus der bewaff-
neten Gruppe verheiratet würde. Kriminelle Banden nutzten die aufgrund der
chaotischen Lage im Land fehlende Strafverfolgung aus, um durch Entführung
und Lösegelderpressung das schnelle Geld zu machen. Christen waren dabei
ihre bevorzugten Opfer, da sie zu den besser gebildeten und damit zahlungs-
kräftigeren Schichten im Land gehören und selbst keine bewaffneten Schutz-
truppen haben, die eingreifen oder Vergeltung üben könnten. 

Unter diesem extremen Druck von allen Seiten sahen viele verzweifelte Chris-
ten den einzigen Ausweg in der Flucht. Zu Hunderttausenden flohen sie aus
ihrer Heimat, suchten Zuflucht entweder im etwas sichereren, kurdisch ge-
prägten Norden des Irak oder gingen in die Nachbarländer des Irak, vor allem
nach Jordanien und Syrien. Eine Volkszählung im Jahr 1987 ermittelte noch
1,4 Millionen Christen im Irak. Schon nach dem zweiten Golfkrieg 1990 ver-
ließen viele Christen das Land wegen der schwierigen wirtschaftlichen Lage
unter dem UN-Embargo. Unmittelbar vor dem Einmarsch der amerikanischen
Truppen im März 2003 war ihre Zahl bereits auf etwa 800.000 gesunken.
Durch die nachfolgende Entwicklung ist ihre Zahl mittlerweile dramatisch
geschrumpft auf heute weniger als 350.000.

Viele Christen haben die großen Städte, wie Bagdad oder Basra, wo es früher
Tausende von Christen gab, verlassen und suchen nun Zuflucht im Norden, im
kurdischen Teil, wo die Lage vergleichsweise ruhig und einigermaßen sicher
ist. Hier sollen inzwischen um die 50.000 Christen leben, besonders in der
Niniveh-Ebene nord-westlich von Mossul. 

Leider herrscht aber auch hier keine völlige Sicherheit für die Christen. In
Mossul zum Beispiel wurde im Juni 2007 Ragheed Aziz Ganni, ein Priester
der chaldäisch-katholischen Kirche, zusammen mit drei Diakonen auf offener
Straße erschossen, als sie gerade von der Sonntagsmesse kamen. Neun Mo-
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nate später dann wurde ihr Bischof, Monsignore Paulos Faraj Rahho, unmit-
telbar nach einer Kreuzwegandacht entführt. Sein Fahrer und zwei Begleiter
wurden auf der Stelle erschossen. Die Entführer verlangten unter anderem ein
Lösegeld in Millionenhöhe, Waffen und die Freilassung arabischer Häftlinge.
Appelle aus aller Welt (darunter auch von Papst Benedikt XVI.) an die Ent-
führer, den Erzbischof freizulassen, hatten keinen Erfolg. Nach zwei bangen
Wochen wurde der Erzbischof dann tot aufgefunden. In einem Interview ver-
suchte der chaldäisch-katholische Erzbischof der nord-irakischen Stadt Kir-
kuk, Monsignore Louis Sako, im Sommer 2008 die Welt zum wiederholten
Male auf die dramatische Lage der Christen aufmerksam zu machen. „Die
Christen gehören zu den ältesten Bewohnern des Iraks.“ Sie leben dort prak-
tisch seit Anbeginn des Christentums. „Doch sie werden oft Opfer von Gewalt
allein deshalb, weil sie Christen sind. Die irakischen Christen fühlen sich al-
leingelassen, isoliert und vergessen!“

Januar 2007:
Auf einer Erkundungsreise von Mitarbeitern von KIRCHE IN NOT in den
Norden des Iraks (in das autonome kurdische Gebiet, nach Ankawa und nach
Kirkuk) wurden die Verzweiflung und das Leid von Tausenden von Christen
offenbar, die aus den südlichen Landesteilen hierher geflohen waren, als man
sie mit brutaler Gewalt aus ihren Wohngebieten verjagte. Die Erkenntnisse
dieser Erkundungsreise waren grundverschieden von denen, die man bei der
vorherigen Reise in das gleiche Gebiet im Juni 2003 gesammelt hatte, nur we-
nige Wochen nach Einmarsch der amerikanischen Truppen. Im Reisebericht
heißt es: „Nach dem Sturz Saddam Husseins gab es so viele Zeichen der Hoff-
nung! Jetzt aber haben die Menschen das verzweifelte Gefühl, nur Gott selbst
könne ihnen noch helfen.“ Der Bericht schließt mit einem dringenden Aufruf
zu massiver Hilfe für die verfolgten und vertriebenen Christen im Irak, für ihr
tägliches Überleben, aber auch für ihre kirchlichen Einrichtungen: für ihre
Universität, das Babel-Kolleg für Theologie und Philosophie, und für ihr
Priesterseminar St. Peter; beide mussten aus dem gefahrvollen Bagdad verlegt
werden nach Ankawa im Norden des Irak. Dort leben die Studenten in Wohn-
containern unter einfachsten Bedingungen; auch brauchen sie dringend theo-
logische Literatur und vernünftige Unterrichtsräume.

Mai 2007:
In Bagdad, im südwestlichen Stadtteil Dora, der wegen der vielen Christen
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dort scherzhaft auch als der „Vatikan des Irak“ bezeichnet wurde, steckten
randalierende Muslime die assyrisch-orthodoxe Kirche des Heiligen Georg
in Brand. 

Mai 2007:
Drei Tage nach seiner Entführung wurde der chaldäische Priester Nawzat
Hanna wieder freigelassen. Die Geiselnehmer hatten ein hohes Lösegeld ge-
fordert; nach schwierigen Verhandlungen hatte man sich schließlich geeinigt.

Mai 2007: 
Nach dem Angriff auf die Kirche des Heiligen Georg kam es in Bagdad-Dora
zu weiteren Gewaltaktionen. Hunderte von Christen wurden brutal vertrieben.
Extremisten gingen von Haustür zu Haustür, um Christen aufzuspüren, und
forderten sie auf, zum Islam überzutreten. Sollten sie dieser Aufforderung nicht
nachkommen, müssten sie eine „Schutzgebühr“ bezahlen (bis zu 100.000 US-
Dollar wurden verlangt) oder das Gebiet verlassen. Falls nötig, würde man mit
Gewalt „nachhelfen“ oder sie töten. Als weitere Möglichkeit, sich das Blei-
berecht zu „erkaufen“, wurde gelegentlich angeboten, eine der Töchter he-
rauszugeben, damit sie mit einem Muslim verheiratet werde. Ein islamischer
Geistlicher gab sogar eine Fatwa heraus, in der er erklärte, die Häuser der
Christen seien jetzt rechtmäßiger Besitz der muslimischen Gemeinde. Weih-
bischof Shlemon Warduni gegenüber KIRCHE IN NOT: „Die Christen im
Westen glauben nicht mehr an die Hölle. Sie sollten einmal hierher kommen
– dann würden sie ihre Meinung schnell ändern. Hier finden sie die Hölle auf
Erden.“ Die Kirche half denjenigen, die am stärksten bedroht und gefährdet
waren, in den als sicherer geltenden Norden des Iraks umzusiedeln. Allerdings
hat das auch fatale, aber wohl unvermeidliche Folgen für die christliche Ge-
meinde in Bagdad. Dazu der Redemptoristenpater Bashar Warda: „Wenn die
Dinge so weitergehen, wird es bald kaum noch Christen in Bagdad geben.“ 

Juni 2007:
Am 3. Juni 2007 wurde in Mossul der chaldäisch-katholische Priester Rag-
heed Aziz Ganni zusammen mit drei Subdiakonen, die ihn begleiteten, kurz
nach der Sonntagsmesse erschossen. In den Monaten vor seiner Ermordung
hatte er drei Briefe erhalten, die ihm verbieten wollten, eine Kirche zu betre-
ten, die Messe zu feiern oder Versammlungen abzuhalten.
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Juni 2007:
Im Juni 2007 wurde in dem stark islamistischen Bagdader Stadtteil Dora das
Kloster der chaldäischen Schwestern vom Heiligen Herzen von einer Gruppe
Terroristen umzingelt, als die zwei dort wohnhaften Nonnen gerade abwesend
waren. Bei ihrer Rückkehr fanden sie das Kloster geplündert und in eine Mi-
litärstation verwandelt vor. Am gleichen Tag wurden die Kirchen St. Johan-
nes der Täufer und St. Jakob im Bagdader Stadtteil Dora angegriffen. Die
letztere soll in eine Moschee verwandelt worden sein.

Juni 2007:
Zwei Wochen nach seiner Entführung wurde der chaldäisch-katholische Pries-
ter Hanni Abdel Ahad aus dem Stadtteil Suleikh im Nordosten Bagdads wie-
der freigelassen, gegen Zahlung eines hohen Lösegelds. Er war am 6. Juni
2007 zusammen mit fünf jungen Christen verschleppt worden.

Juli 2007:
Der chaldäisch-katholische Weihbischof Andreas Abouna berichtet, dass in
Zusammenarbeit mit Gemeinden anderer Riten in weniger bedrohten Zonen
von Bagdad Notaufnahmelager für vertriebene Christen eingerichtet wurden.
Etwa 6000 Christen seien dort schon aufgenommen worden. Sämtliche Kir-
chen im Stadtteil Dora hätten wegen der andauernden Gewalt geschlossen
werden müssen. Auch im Stadtteil Karkh sei es inzwischen zu Anschlägen
auf die Christen gekommen.

Oktober 2007:
Der chaldäisch-katholische Bischof Antoine Audo aus Aleppo im Norden Sy-
riens, der sich dort intensiv um irakische Flüchtlinge kümmert, sagte während
eines Vortrags in London: „Dies alles könnte das Ende der Christenheit im
Irak bedeuten. Es wäre sehr traurig, aber auch gefährlich: für die Kirche, für
den Irak und für die Muslime selbst. Denn es wäre zugleich das Ende eines
jahrhundertelang bewährten Zusammenlebens von Muslimen und Christen.
Wenn Muslime und Christen im Nahen Osten nicht in der Lage sind, friedlich
zusammenzuleben, bedeutet dies auch für den Westen eine große Gefahr in der
Zukunft.“ 

Oktober 2007:
Am 13. Oktober 2007 wurden in Faisaliya, einem Stadtteil in Mossuls Nor-
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den, zwei syrisch-katholische Geistliche, der Priester der St. Thomas-Ge-
meinde Mazer Ishoa Mattoka und sein Vikar Pios Affas, auf dem Weg zur
Kirche „Unsere Liebe Frau von Fatima“ entführt, wo sie eine Trauerfeier ab-
halten sollten. Die Entführer forderten Lösegeld.

Januar 2008:
Eine Serie von Sprengstoffanschlägen traf am 6. Januar 2008 insgesamt sechs
Kirchen in Bagdad und in Mossul. Eine Person wurde verletzt. Der Sach-
schaden hielt sich zum Glück in Grenzen. Der Termin schien bewusst gewählt
zu sein: an dem Tag feierten viele orthodoxe Kirchen ihr Weihnachtsfest und
die katholischen Gemeinden ihr Fest „Erscheinung des Herrn“. 

Januar 2008:
Nur drei Tage später, am 9. Januar 2008, explodierten in Kirkuk im Norden
des Irak zwei Autobomben: die eine vor der chaldäisch-katholischen Kathe-
drale vom „Heiligen Herzen“, die andere vor der syrisch-orthodoxen Kirche
„Mar Ephrem“. Zum Glück gab es auch hier keine Toten und Verletzten, nur
Sachschaden. Der chaldäisch-katholische Erzbischof von Kirkuk, Monsig-
nore Louis Sako, verstand die offenbar koordinierten Anschläge als eine „po-
litische Botschaft an die Christen“. Erzbischof Sako erhielt umgehend
Bekundungen der Anteilnahme und der Bestärkung, insbesondere auch von
führenden Muslimen seiner Stadt, zu denen er gute Beziehungen unterhält:
„Als erstes kamen die einfachen Leute aus der Nachbarschaft und erklärten
ihre Solidarität, dann die führenden Leute, Politiker, und auch sunnitische und
schiitische Geistliche.“ 

Februar 2008:
Im Februar 2008 wurde auf Initiative von Erzbischof Louis Sako in Kirkuk ein
überkonfessioneller „Rat der Christen“ gegründet, zu dem 30 Mitglieder aus
den unterschiedlichen christlichen Kirchen gehören: aus der assyrischen, chal-
däischen, armenischen, syrisch-orthodoxen und syrisch-katholischen Kirche.
Er soll die Zusammenarbeit und den Zusammenhalt der Christen fördern im
sozialen, kulturellen und interreligiösen Bereich. 

Februar 2008:
Am 29. Februar 2008 wurde Erzbischof Paulos Faraj Rahho aus Mossul im
Nordirak nach einer Kreuzwegandacht von Entführern verschleppt. Sein Fah-
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rer und zwei Begleiter wurden auf der Stelle erschossen. Kurz darauf forder-
ten die Entführer Lösegeld, zunächst eine, später drei Millionen US-Dollar,
und stellten politische Forderungen. Die Christen sollten sich beteiligen am
Kampf gegen die amerikanischen Truppen, entweder durch die Bereitstellung
von Waffen oder durch Geld. Und schließlich forderten sie die Freilassung
arabischer sunnitischer Gefangener. Erzbischof Rahho war schwer herzkrank
und auf Arzneimittel angewiesen, deswegen war die Sorge um ihn groß. Zwei
Wochen später kam dann der Anruf von den Entführern, Erzbischof Rahho
sei tot, man habe ihn provisorisch bestattet, der genaue Ort wurde mitgeteilt.
Erzbischof Louis Sako aus Kirkuk, der an den Verhandlungen mit den Ent-
führern beteiligt war, sagte: „Anfangs glaubte ich, es handle sich um Krimi-
nelle, die auf das Geld aus waren. Inzwischen glaube ich etwas ganz anderes.
Das Ganze hat System.“ Und ein Priester aus Kirkuk ergänzte: „Sie setzen
uns unter Druck, damit wir Mossul verlassen und die Kirche aufgeben. Viele
christliche Familien in Mossul haben inzwischen Angst: erst haben sie Pries-
ter und den Bischof getötet; wer kommt als nächstes?“

April 2008:
Am 5. April 2008 wurde der syrisch-orthodoxe Priester Youssef Adel Abody
aus dem Stadtteil Karrada in Bagdad auf offener Straße erschossen. Er war
Leiter einer Oberschule, die sowohl von muslimischen als auch christlichen
Schülern besucht wurde. Mehrfach schon hatte er Drohbriefe erhalten, die ihn
aufforderten, die Gegend zu verlassen.

Juli 2008:
KIRCHE IN NOT erhält Berichte aus Mossul, dass die Zahl der Flüchtlinge,
die sich in den Nordirak gerettet haben, insbesondere in die Niniveh-Ebene,
bereits bei 50.000 liegt. Die meisten seien in den letzten zwei Jahren hierher
gekommen. Angesichts des Massen-Exodus der Christen aus ihren Heimat-
gebieten steigt die Sorge über die Zukunft der Christen im Irak. In einigen
Gegenden, wo es in der Vergangenheit größere christliche Gemeinden gege-
ben habe, stehe inzwischen das Überleben der Kirche auf dem Spiel.

September 2008:
Auf Initiative des chaldäisch-katholischen Erzbischofs von Kirkuk, Louis
Sako, trafen sich zum Auftakt des Fastenmonats Ramadan in der katholischen
Kathedrale führende Persönlichkeiten der verschiedenen Religionen und Kon-
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fessionen: Christen und Muslime, Sunniten und Schiiten, Araber, Kurden und
Turkmenen, Geistliche, Stammesführer, Politiker, Angehörige des Militärs.
Ziel war es, für den Frieden im Land zu beten. Während des Treffens wurden
von verschiedener Seite Gebete, Texte aus den Heiligen Schriften, Lieder,
Hymnen und Psalmen vorgetragen. „Nur das Gebet vermag Versöhnung zu
stiften und Frieden herbeizuführen. Gebet ändert unsere Herzen und unser
Denken und hilft uns, offen füreinander zu sein und die Unterschiede zwi-
schen uns in positiver Weise anzunehmen“, so Erzbischof Sako. Ein sunniti-
scher Imam erinnerte daran: „Im frühen islamischen Kaliphat gab es
zahlreiche dynamische Christen, die auf vielfache Weise mit den Muslimen
zusammenarbeiteten. Heute brauchen wir das wieder. Wir danken der katho-
lischen Kirche, dass sie uns hier zusammenbringt.“
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Porträt eines Märtyrers: 
Ragheed Aziz Ganni 
(1972 – 2007)

Priester der chaldäisch-katholischen Kirche  

Nachdem er am Sonntag, dem 3. Juni 2007,
abends die Heilige Messe gefeiert hatte, wurde
der chaldäisch-katholische Priester Ragheed
Ganni auf der Straße von bewaffneten Männern
angehalten. Einer von ihnen schrie den Priester
an: „Ich hatte dir doch gesagt, du solltest die Kirche zumachen! Warum hast du
das nicht gemacht? Warum bist du immer noch hier?“ Der Priester antwortete:
„Wie kann ich denn das Haus Gottes zumachen?“ Dann warfen sie ihn und die
drei Diakone, die den Priester begleiteten zu Boden: Basman Yousef Daoud, Gha-
san Bidawid und Wadid Hanna und richteten ihre Waffen auf sie.

Bayan Adam Bella, die Frau von Wadid Hanna, war die einzige, die der bedroh-
lichen Situation lebend entkommen konnte. Sie erinnert sich noch sehr genau an
die schreckliche Szene, wie Ragheed Ganni, als die bewaffnete Gruppe auf-
tauchte, sie mit einer Kopfbewegung dringend aufforderte, zu fliehen. Ein Jahr
nach dem schrecklichen Vorfall berichtet Bayan, dass der Priester durchaus noch
eine Chance gehabt hätte, zu entkommen, als er die Angreifer kommen sah. „Er
hätte fliehen können, aber er wollte nicht. Er wusste, dass sie wegen ihm ge-
kommen waren.“

Die Attentäter forderten die vier am Boden liegenden Männer auf, unverzüglich
zum Islam überzutreten. Einen Moment später fielen die tödlichen Schüsse.

Ragheed Ganni wurde am 20. Januar 1972 im Norden des Irak geboren und wuchs
auch dort auf. Nachdem er an der Universität in Mossul ein Ingenieursstudium ab-
solviert hatte, entschied er sich, Priester zu werden. Sein Bischof schickte ihn da-
raufhin zum Studium der Theologie nach Rom, an das Irische Kolleg, wo er sich
insbesondere auch mit der Theologie der Ökumene beschäftigte. Seine Semes-
terferien verbrachte er oft in Irland, um die irische Spiritualität besser kennenzu-
lernen und etwas Geld zu verdienen. Im Jahr 2001 wurde er zum Priester der
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chaldäisch-katholischen Kirche geweiht, blieb aber für Aufbaustudien zunächst
noch zwei weitere Jahre in Rom. 

Nach dem Sturz Saddam Husseins im Frühjahr 2003 dachte Ragheed Ganni an-
fangs optimistisch über die Zukunft des Irak. Deshalb kehrte er in sein Land zu-
rück. „Hier gehöre ich hin, das ist mein Platz!“, hatte er zu seinen Freunden
gesagt. Er wollte mithelfen, sein Heimatland wieder aufzubauen, eine „freie Ge-
sellschaft“ zu errichten. „Saddam wurde gestürzt, wir haben ein Parlament ge-
wählt und über eine Verfassung abgestimmt!“ In Mossul gab er theologische
Kurse für engagierte Laien, er arbeitete mit der Jugend und half den ärmeren Fa-
milien. Bestens ausgebildet, sechs Sprachen sprechend, machte Erzbischof Pau-
los Faraj Rahho von Mossul ihn zu seinem Sekretär. Für den Nachrichtendienst
AsiaNews des Päpstlichen Instituts für die Mission (Pontifical Institute for Fo-
reign Missions – PIME) war er als Korrespondent tätig.

Doch seit dem Sommer 2004 wurde das Leben der Christen im Irak schwierig;
immer öfter wurden Anschläge verübt auf Kirchen und Personen. Hautnah er-
lebte er die Bedrohung, wenn es Familienangehörige, Nachbarn oder Freunde ge-
troffen hatte. 

Nach einem Anschlag auf seine Pfarrei am Palmsonntag, am 1. April 2007, sagte
er: „Wir fühlen innerlich mit Christus mit, der Jerusalem betrat im vollen Be-
wusstsein, dass die Konsequenz seiner Liebe zur Menschheit das Kreuz sein
würde. Nun haben Gewehrkugeln unsere Kirchenfenster zerschmettert und wir
opfern unser Leid auf als ein Zeichen unserer Liebe zu Gott.“ Er war sich der dro-
henden Gefahr vollkommen bewusst. Nur wenige Wochen vor seinem Tod schrieb
er: „Jeden Tag warten wir auf den entscheidenden Anschlag. Aber wir werden
nicht aufhören, die Heilige Messe zu feiern. Wir werden sie im Untergrund fei-
ern, wo wir sicherer sind. Die Gläubigen meiner Pfarrei haben mich bestärkt in
dieser Haltung. Dies ist Krieg, ganz realer Krieg, aber wir hoffen, dass wir unser
Kreuz bis zum letzten Ende tragen mit der Hilfe der Göttlichen Gnade.“

Zu dieser Zeit hatten sich die Sprengstoffanschläge und die Entführungen schon
vervielfacht. Muslimische Extremisten hatten begonnen, von den Christen Schutz-
steuern zu verlangen, wenn sie in ihren Häusern wohnen bleiben wollten. Auch
das ganz normale Alltagsleben gestaltete sich äußerst schwierig: Wasser und
Strom waren knapp, Telefon und Kommunikation funktionierten nur sehr einge-
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schränkt. Das alles zehrte an den Nerven. In seinem letzten E-Mail an AsiaNews
schrieb Ragheed Ganni am 28. Mai 2007: „Wir stehen am Rande des Zusam-
menbruchs!“ Er schilderte, wie am Tag zuvor, am Pfingstsonntag, eine Bombe in
seiner Kirche explodiert war. Sieben Autobomben und zehn weitere Sprengstoff-
anschläge hatten sich in kurzer Folge ereignet. Eine dreitägige Ausgangssperre
war verhängt worden. „Wir sind jetzt Gefangene in unseren eigenen Häusern“,
schrieb er und formulierte Gedanken über die zunehmende konfessionelle Zer-
splitterung des Irak. „Wird es in einem von religiösen und konfessionellen Split-
tergruppen geprägten Irak überhaupt noch Platz geben für die Christen? Wir
finden ja keine Unterstützung, keine Gruppierung, die für unsere Sache eintritt.“
Am Ende machte er sich selbst noch einmal Mut: „Über eine Sache bin ich mir
sicher: der Heilige Geist wird Menschen erleuchten, damit sie arbeiten für mehr
Menschlichkeit in dieser Welt, die so vom Bösen durchdrungen ist.“ 

Nach dem Tod von Ragheed Ganni am 3. Juni 2007 kamen von überall her Bot-
schaften der Anteilnahme und der Anerkennung für den getöteten Priester. Eine
davon kam von den Mitarbeitern des Hilfswerks KIRCHE IN NOT in Königstein,
welches sein Studium in Rom mit einem Stipendium unterstütz hatte. Ein beson-
ders ergreifendes Zeugnis kam von Adnam Mokrani, Professor für Islam-Studien
an der Päpstlichen Hochschule Angelicum in Rom. Er war zu einem engen Freund
von Ragheed Ganni geworden während dessen Zeit in Rom. Professor Mokrani
schrieb: „Tatsächlich kehrtest Du in den Irak zurück, und zwar nicht nur, um an
den Leiden und dem Schicksal Deines Volkes teilzuhaben, sondern auch, um Dein
Blut zu vergießen – zusammen mit dem Blut von Tausenden von Irakern, die täg-
lich ermordet werden. Niemals werde ich den Tag Deiner Priesterweihe in der
Universität Urbaniana vergessen … Mit Tränen in den Augen sagtest Du mir:
,Heute bin ich für mich gestorben.’ (...) Das waren schwierige Worte. Ich habe sie
nicht sofort verstanden; oder vielleicht habe ich sie auch nicht so ernst genommen,
wie ich es hätte tun sollen ... Aber heute – durch Deinen Märtyrertod – habe ich
diesen Satz verstanden ... Du bist in Deiner Seele und in Deinem Leib gestorben,
um in Deinem Geliebten, in Deinem Lehrer, erhöht zu werden, und damit Chris-
tus in Dir erhöht würde – trotz des Leids, der Schmerzen, des Chaos und der Ra-
serei.“



Christen in großer Bedrängnis

58

Einwohner: Religionszugehörigkeit:

Israel und die palästinensischen Gebiete 

Führende Persönlichkeiten der Kirche haben die Kirchen im Westen dazu auf-
gerufen, den Christen im Heiligen Land zu helfen, die bedroht sind von reli-
giöser Intoleranz und zunehmender Armut. Die Auswanderung der Christen
hat erschreckende Ausmaße angenommen; sollte sie in diesem Tempo anhal-
ten, dürfte das Christentum im Heiligen Land bald ausgelöscht sein. Der An-
teil der Christen an allen Auswanderern liegt bereits bei 20 Prozent. Ein
alarmierender Wert, wenn man bedenkt, dass die Zahl der Christen gerade
noch einmal 160.000 beträgt.

In 2008 feierte der Staat Israel das 60-jährige Jubiläum seiner Gründung. Seit
damals ist der Anteil der Christen in Bethlehem von 60 auf 10 Prozent zu-
rückgegangen. In Jerusalem ist es ganz ähnlich: einst lag der Anteil der Chris-
ten bei 45 Prozent; heute leben dort kaum noch 7.000 Christen. Das Heilige
Land zu verlassen, ist für viele eine sehr schmerzhafte Entscheidung. Sie wis-
sen sehr genau: je mehr Christen das Land verlassen, desto schwieriger wird
die Lage für die, die bleiben. 

Die Herausforderungen werden noch größer durch die äußerst komplizierte
politische Debatte über die Zukunft Israels und der palästinensischen Gebiete
und über die Schaffung eines eigenständigen palästinensischen Staates. In Is-
rael und in den besetzten Gebieten haben die Angriffe von islamischen Ex-
tremisten auf Christen zugenommen, weil diese oft fälschlicherweise als
pro-amerikanisch angesehen werden.

Nach der Machtübernahme der islamistischen Widerstandsgruppe Hamas im
Gazastreifen im Juni 2007 kam es dort zu einer dramatischen Verschlechte-
rung der Lage der Christen. Angriffe auf Minderheiten, vor allem auf Chris-
ten, häuften sich. Doch Sorge bereiteten nicht nur der Extremismus und die
Intoleranz im Gazastreifen, auch das Westjordanland war hiervon betroffen.

In Israel leiden Christen vielfach unter Diskriminierung, weil die meisten von

7,1 Millionen Juden 77,1%
Muslime 12,0%
Christen 5,8%
Religionslose 4,8%

sonstige 0,3%
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ihnen Araber sind, und als solche werden sie nicht als vollwertige Staatsbür-
ger betrachtet. Immer wieder wird berichtet, dass die israelischen Behörden
sich sehr zögerlich verhalten, wenn es um Vorfälle der Diskriminierung von
Minderheiten, insbesondere von Christen, geht. 

Afaf Abou Habil, eine Grundschullehrerin in Nablus (Westjordanland) er-
zählt: „Seit der ersten Intifada (1987) haben die Vorurteile gegen Christen zu-
genommen. Wir werden beschuldigt, uns nicht in ausreichendem Maße am
Kampf zu beteiligen, und mit den Amerikanern und den Israelis zusammen-
zuarbeiten. Sie sagen, wir seien Fremde. Die Leute, die diese Ansichten ver-
breiten, sind unwissend. Das Problem ist, dass es immer mehr von ihnen gibt.“
Tatsächlich betonen die palästinensischen Christen, sowohl die einfachen
Menschen als auch die Honoratioren, immer wieder ihre arabische Identität
und ihre Solidarität mit ihren muslimischen Landsleuten.

Für viele Bewohner, vor allem auch Christen, wurde die Lage noch schwieri-
ger durch den von Israel fortgesetzten Bau einer riesigen Sicherheitsmauer an
der Grenze zum Westjordanland. Die verschärften Sicherheitskontrollen haben
vor allem auch Touristen abgeschreckt, worunter besonders die Christen in
Bethlehem leiden, die vom Tourismus leben. 

Januar 2007:
Nachdem sie eine gemeinsame Pilgerreise ins Heilige Land unternommen
hatten, erklärten europäische und nordamerikanische Bischöfe, dass Pilger-
fahrten ins Heilige Land sehr wichtig seien, um die christlichen Gemeinden
dort zu unterstützen. Sie seien auch ein Zeichen der Solidarität mit den Men-
schen, die dort unter vielfachen Nöten litten. Nicht zuletzt hätten die Christen
in diesen Gebieten eine wichtige Rolle für die Gesellschaft durch ihren mä-
ßigenden Einfluss, ohne den es keinen Frieden geben könne. 

März 2007:
Auch die Hürden für Christen und Muslime, die unter der Herrschaft der pa-
lästinensischen Autonomiebehörde stehen und nach Israel und Jerusalem rei-
sen möchten, vor allem um an den Heiligen Stätten zu beten, müssen erwähnt
werden. Weihbischof Fuad Twal, Koadjutor des Lateinischen Patriarchen von
Jerusalem (und zu dem Zeitpunkt auch schon designiert als sein Nachfolger),
schilderte in einem Interview die Situation: „Der Bau einer trennenden Mauer
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durch die israelische Regierung, besonders in und um Ostjerusalem herum, hat
den Zugang zu Moscheen, Kirchen und anderen heiligen Stätten eingeschränkt
und ist ein ernstes Hindernis für die Arbeit der religiösen Gemeinschaften,
die Bildung, Gesundheitsfürsorge und andere soziale und humanitäre Hilfe
für die Palästinenser bereitstellen [...]. Die trennende Mauer schafft Probleme
für die Christen in der Region Bethlehem, die die Grabeskirche in Jerusalem
besuchen möchten, und hat es für palästinensische Christen, die auf der is-
raelischen Seite der Mauer leben, komplizierter gemacht, die christlichen Stät-
ten in Bethanien und Bethlehem zu besuchen. Damit wird diese
Minderheitengruppe weiter zersplittert und gespalten [...]. Die Mauer und Po-
lizeisperren haben es auch für den Klerus unmöglich gemacht, sich zwischen
den Kirchen und Klöstern in Jerusalem und im Westjordanland zu bewegen,
und ähnlich für die Kongregationen, sich von ihren Häusern zu ihren Gottes-
häusern zu bewegen. [...] Für viele junge Menschen ist Jerusalem beinahe ein
Mythos, eine Stadt, die sie nie gesehen haben, die zur biblischen Welt ge-
hört.“

Juni 2007:
Kurz nach der Machtübernahme der Hamas im Gazastreifen, griffen in der
Nacht vom 15. auf den 16. Juni 2007 maskierte und bewaffnete Männer der
Ezzedine El Qassam-Brigade, dem militärischen Flügel der Hamas, die rö-
misch-katholische Kirche in Gaza und die Schule, die von den Rosenkranz-
Schwestern geführt wird, an und plünderten sie. Laut Pater Mussalam,
Gemeindepriester in der Kirche der Heiligen Familie, entweihten die Angrei-
fer beide Stätten. „Sie zerbrachen einige Kruzifixe, verbrannten Gebetbücher,
zerbrachen eine Christusstatue und zerstörten eine Reihe von Ikonen. Sie setz-
ten auch das Haus der Schwestern in Brand, aber Gott sei Dank, die Schwes-
tern waren zu der Zeit nicht zu Hause. Sie stahlen Computer, zerstörten das
Fotokopiergerät und warfen alles durcheinander“. Nach Aussage der Schul-
leiterin Hanadi Missak werden „die Schwestern manchmal auf der Straße be-
leidigt oder angespuckt“.

September 2007:
Auf einer Konferenz von KIRCHE IN NOT in London beschreibt der grie-
chisch-katholische Erzbischof Elias Chacour aus Galiläa die Auswanderung
der Christen aus dem Heiligen Land als den „größten Feind“ der Kirche. Er
sagte: „Die Christen müssen sich dem Heiligen Land geradezu aufdrängen!
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Wir Christen müssen sagen: ,Wir sind hier, um hier zu bleiben!’“ Obwohl die
Christen weniger als 1,5 Prozent der Bevölkerung ausmachten, liege ihr An-
teil unter den Auswanderern bei 20 Prozent. „Wir laufen ernsthaft Gefahr, in
dieser Region auszusterben.“

Oktober 2007:
Anfang Oktober 2007 wurde Rami Ayyad, der Besitzer der einzigen christli-
chen Buchhandlung in Gaza, entführt und dann erschossen. Sein Körper wies
auch Spuren von Messerstichen und Folter auf. Das Opfer, ursprünglich or-
thodox, hatte sich zwei Jahre zuvor der Evangelikalen Baptistenkirche ange-
schlossen und für die Gesellschaft der Heiligen Bibel, einer internationalen
Baptistenvereinigung, gearbeitet. Seine Buchhandlung war sechs Monate
zuvor von einer kleinen Gruppe, die sich „Das tugendhafte Schwert des Islam“
nennt, in Brand gesteckt worden. Sie hatten seinen „christlichen Proselytis-
mus“ angeprangert. Der frühere Premierminister Ismail Hanieh, Führer der
Hamas in Gaza, nannte dies einen „Akt der Sabotage gegen die Einheit Pa-
lästinas und die engen Beziehungen zwischen Christen und Muslimen, die
Mitglieder derselben Nation sind“.

Dezember 2007:
Nach zweijähriger Verzögerung wurde der neue griechisch-orthodoxe Patri-
arch von Jerusalem, Theophilus III., erst jetzt von der israelischen Regierung
anerkannt. Bereits im August 2005 war er durch den Heiligen Synod der grie-
chisch-orthodoxen Kirche zum Patriarchen gewählt worden. Nach einer alten
Tradition, die bis auf das Osmanische Reich zurückgeht, muss die Wahl jedes
neuen Patriarchen für den griechisch-orthodoxen Stuhl in Jerusalem durch die
politischen Herrscher im Heiligen Land bestätigt werden, in diesem speziel-
len Fall durch die israelischen, jordanischen und palästinensischen Behörden.
Theophil III. beschuldigte die israelische Regierung, zu feilschen, mit ande-
ren Worten, seine Anerkennung von einigen umstrittenen Grundstücksge-
schäften in Jerusalem abhängig zu machen, die zur Abberufung seines
Vorgängers Irenäus I. geführt hatten. „Ich bin nicht bereit, den Sonderinte-
ressen von privaten Geschäftsleuten im Dunstkreis der politischen Macht zu
dienen, um die Anerkennung zu erhalten“, sagte Theophil III.

Dezember 2007:
Die Führungsspitze von KIRCHE IN NOT war acht Tage lang zu Gesprächen
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in Israel und in den palästinensischen Gebieten unterwegs. Bestürzt zeigten sie
sich über die Probleme, die das Überleben der Christenheit im Heiligen Land
gefährden. Die wichtige Rolle, die die Kirche als mäßigende und vermittelnde
Kraft in den Auseinandersetzungen zwischen den Juden und den Muslimen
spiele, werde in ernster Weise untergraben durch religiösen Fanatismus, wach-
sende Armut und die Auswanderung. Dem Westen warf die Delegation vor,
an der Verschlechterung der Lage mitschuldig zu sein, weil er sich zu wenig
für die bedrängten Christen im Heiligen Land einsetze. Der Präsident des
Hilfswerks, Hans-Peter Röthlin, und der geistliche Leiter, Pater Joaquin Al-
liende, schrieben: „Wieder und wieder mussten wir erfahren, wie sehr das
Überleben der Christenheit jetzt gefährdet ist. Wir machen uns sehr große Sor-
gen.“ Ihr Appell an alle Christen: „Wir rufen die Christen in aller Welt zum
Gebet auf – zum Gebet dafür, dass die Herzen der Menschen sich wandeln.
Die Christen in Jerusalem, in Bethlehem, in Galiläa sind die Nachfahren der
allerersten Jünger Jesu Christi. Die uralten Steine dort sollten nicht einfach nur
als touristische Ziele betrachtet werden, wie Museen, sondern sie sollten in
Zusammenhang gesehen werden mit den lebendigen Steinen, mit denen, die
dort an Christus glauben.“
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Fast fünfzig Jahre ist es nun her, dass Fidel Castro die Macht an sich gerissen
und den ersten kommunistischen Staat in der westlichen Hemisphäre gegrün-
det hat. Erst langsam werden die scharfen Kontrollen aller religiösen Aktivi-
täten ein wenig gelockert. 

Im Februar 2008 hat der langjährige Staatslenker Fidel Castro krankheitshal-
ber die Macht an seinen jüngeren Bruder und langjährigen Weggefährten, Raúl
Castro, abgetreten. Zufällig war zum gleichen Zeitpunkt Kardinalstaatsse-
kretär Tarcisio Bertone auf Kuba zu Besuch. Anlass war der zehnte Jahrestag
der historischen Pastoralreise von Papst Johannes Paul II. nach Kuba. Wäh-
rend seines Besuches weihte Kardinal Bertone in Santa Clara eine Statue von
Johannes Paul II. ein und traf zu einem vertraulichen Gespräch mit dem neuen
Präsidenten Raúl Castro zusammen. Die Reise des Kardinalstaatssekretärs
weckte Hoffnungen auf einen neuen Frühling für die Gemeinschaft der Chris-
ten auf Kuba, gegründet auf das Erbe von Papst Johannes Paul II.

Jahrzehntelang aber hat die Kirche auf Kuba unter unüberwindlichen Schwie-
rigkeiten gelitten; es war nahezu unmöglich, staatliche Genehmigungen zu
erhalten für den Bau oder auch nur die Reparatur von Kirchen und anderen
kirchlichen Gebäuden. Immer wieder verweigerten die Behörden auch Ein-
reisegenehmigungen und Arbeitserlaubnisse für ausländische Priester und Or-
densschwestern. Der Zugang der Kirche zu den öffentlichen Medien ist stark
eingeschränkt und alle religiösen Aktivitäten werden weiterhin staatlich über-
wacht. 

Der Einfluss von fünf Jahrzehnten Kommunismus hat in der Bevölkerung tiefe
Spuren hinterlassen, nur relativ wenige praktizieren noch ihren christlichen
Glauben; aber immerhin bezeichnen viele sich selbst noch als Katholiken.

Wenn man auch einige Anzeichen der Verbesserung erkennen kann, so gibt es
andererseits leider immer noch einige gravierende Hindernisse, die eine wirk-

Kuba
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liche Erholung der Kirche von jenem schweren Schlag verhindern, den Fidel
Castro der katholischen Kirche Anfang der 1960er Jahre versetzt hat. Damals
wurden viele Kirchengebäude vom Staat beschlagnahmt. Bis heute hat die
kubanische Regierung die Rückgabe der Kirchengebäude an die Kirche ver-
weigert. Genauso erging und ergeht es auch den anderen christlichen Kon-
fessionen. 

2007:
Nach der Lockerung einiger staatlicher Beschränkungen konnten im Jahr 2007
am Marienheiligtum Unserer Lieben Frau von Cobre im Südosten Kubas mehr
als neunzig öffentliche Prozessionen abgehalten werden. Der Überlieferung
nach entdeckten im 17. Jahrhundert drei Fischerleute in der Nähe des heuti-
gen Nationalheiligtums eine Statue der Gottesmutter, die auf den Wellen des
Meeres angeschwommen kam.

Juli 2007: 
Zum ersten Mal fand die ordentliche Versammlung des lateinamerikanischen
Bischofsrates (CELAM) auf Kuba statt. Dabei kam es auch zu einem Treffen
mit den kubanischen Vizepräsidenten Carlos Lage und Esteban Lazo. Dabei
wurden von den Bischöfen auch „die Herausforderungen, vor denen sich Kuba
sieht“, angesprochen.

Februar 2008:
Kardinalstaatssekretär Tarcisio Bertone eröffnete bei seinem Besuch auf Kuba
das neugebaute Bischofshaus in der neuen Diözese Guantanamo. Es war seit
Jahren das erste Mal gewesen, dass die Regierungsbehörden wieder eine Ge-
nehmigung erteilt hatten für den Neubau einer kirchlichen Einrichtung. Bis
dahin wurden immer nur Reparaturen an bestehenden kirchlichen Gebäuden
erlaubt.
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Die Präsidentschaftswahlen im April 2007 hat der muslimische Politiker
Umaru Musa Yar’Adua mit deutlicher Mehrheit (70 Prozent) gewonnen. Der
neue Präsident war zuvor Gouverneur des Bundesstaates Katsina im Norden
Nigerias. Unter seiner Regierung wurde dort im Jahr 2000 (wie in 11 weite-
ren Bundesstaaten im Norden Nigerias) die Scharia eingeführt. Im Norden
Nigerias bilden die Muslime die deutliche Mehrheit der Bevölkerung, wäh-
rend die südlichen Bundesstaaten überwiegend christlich geprägt sind.
Yar’Adua garantierte damals den Nicht-Muslimen ihre Sicherheit und Unab-
hängigkeit. Den gleichen Einsatz für die Rechte der Christen erwarten diese
nun auch von ihm als neuem Präsidenten der ganzen Nation. Immerhin wurde
seine Wahl vom damaligen Präsidenten, Olusegun Obasanjo, einem beken-
nenden Christen, stark unterstützt. Der neue Präsident hat versprochen, sich
wie sein Vorgänger für den sozialen und religiösen Zusammenhalt der ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen einzusetzen.

Religiöse Freiheit in einem Scharia-System gestaltet sich allerdings teilweise
problematisch für den christlichen Teil der nigerianischen Bevölkerung. In
der Vergangenheit kam es immer wieder zu heftigen Auseinandersetzungen.
Im Prinzip gilt die Scharia-Gesetzgebung in zivil- und strafrechtlichen Ange-
legenheiten nur für die Muslime und nicht für die Christen. Doch in der Pra-
xis spüren auch die Christen deutliche Auswirkungen. So ist zum Beispiel im
nördlichen Bundesstaat Kano der öffentliche Verkauf und Konsum alkoholi-
scher Getränke verboten, und zwar auch für Nicht-Muslime. In anderen nörd-
lichen Bundesstaaten darf Alkohol nur in bestimmten staatlichen
Einrichtungen verkauft werden, etwa in Polizeistationen oder Kasernen. 

Ein Priester teilte KIRCHE IN NOT mit, dass Angehörige einheimischer
Volksstämme im Bundesstaat Kano, die es ablehnen, ihre christlichen Vorna-
men abzulegen, Gefahr laufen, bestimmte Rechte oder Vergünstigungen zu
verlieren. Im Bundesstaat Yobe etwa führt ein christlicher Vorname dazu, dass
Bewerber für Regierungsämter abgelehnt werden. Im Bundesstaat Zamfara

Nigeria
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
138,3 Millionen Christen 45,9%
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ist in vielen öffentlichen Einrichtungen eine strikte Trennung nach Ge-
schlechtern einzuhalten. In der Stadt Maiduguri im nördlichen Bundesstaat
Borno sind den Christen laut einer KIRCHE IN NOT nahestehenden Infor-
mationsquelle Versammlungen und Andachten oder Gottesdienste im Freien
untersagt; Angehörige einheimischer Volksstämme, die sich zum Christen-
tum bekehren, riskieren in der überwiegend muslimischen Region, durch Fa-
natiker umgebracht zu werden.

Christen in den zwölf Scharia-Staaten erleiden immer wieder Diskriminie-
rungen und erleben intolerantes Verhalten. Christlichen Schülern oder Lehrern
kann es passieren, dass sie wegen erfundener Vorwürfe, sie hätten schlecht
über den islamischen Glauben geredet (Blasphemie), die Schule verlassen
müssen. Woanders wurden Anträge christlicher Gemeinden auf den Bau einer
Kirche oder die Einrichtung eines Friedhofes zum wiederholten Male abge-
lehnt. 

Kirchengebäude, die für illegal befunden werden, müssen abgerissen werden.
Jugendliche werden entführt und zum Übertritt zum Islam gezwungen, und
Mädchen werden zwangsverheiratet mit muslimischen Männern. Muslime,
die zum Christentum konvertieren, werden eingeschüchtert oder erhalten
Morddrohungen. In einigen Fällen wurden Christen gezwungen, Streitfälle
mit Muslimen vor dem Schariagericht auszutragen, obwohl sie nach rechtli-
cher Lage dazu nicht verpflichtet sind. Im Bundesstaat Kano müssen sich auch
die christlichen Mädchen an die islamische Kleiderordnung halten und ver-
schleiert zur Schule kommen. 

Gleichzeitig aber gibt es in dem multireligiösen Vielvölkerstaat Nigeria auch
viele Initiativen im Bereich des interreligiösen Dialogs, wie zum Beispiel das
Inter-ethnische Forum im Bundesstaat Kano oder das Zentrum für Interreli-
giöse Vermittlung und das Forum des Muslimisch-Christlichen Dialogs im
Bundesstaat Kaduna. In diesen beiden Bundesstaaten war es im Jahr 2004 zu
besonders heftigen und blutigen Zusammenstößen zwischen christlichen und
muslimischen Gruppen gekommen. Eine der ersten Maßnahmen des neuen
Präsidenten Umaru Yar’Adua war die Einrichtung eines Interreligiösen Bera-
terstabs, der helfen soll, religiösen Konflikten und vor allem Gewaltaktionen
vorzubeugen.
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Dezember 2006:
Im Dezember 2006 konvertierte die 16-jährige Farida vom Islam zum Chris-
tentum. Daraufhin wurde sie von ihrem Ehemann verstoßen. In ihre eigene
Familie zurückgekehrt, wurde sie dort zur Rückkehr zum Islam gezwungen.
Ihre Mutter trug ihr auf, Wasser zum Kochen zu bringen, und stellte sie dann
vor die Wahl zwischen Islam oder Tod durch Verbrühen. Farida aber blieb
standhaft, worauf ihre Mutter sie mit dem siedend-heißen Wasser übergoss.
Farida überlebte, erlitt aber schwere Verletzungen des ganzen Oberkörpers
und Verbrennungen dritten Grades an einem Arm. Sie suchte Zuflucht in der
christlichen Gemeinde, wo sie inzwischen eine kleine Tochter geboren hat. 

Januar 2007:
In einer Oberschule in Wusasa im Bundesstaat Kaduna steckten muslimische
Schüler zum zweiten Mal innerhalb kurzer Zeit die christliche Kapelle in
Brand. Sie war erst im August 2006 wieder in Betrieb genommen worden,
nachdem junge Muslime die Kapelle im Jahr 2004 niedergebrannt hatten. Da-
mals hatten sie auch ihre christlichen Mitschüler angegriffen und einige von
ihnen schwer verwundet. Dank des schnellen Eingreifens von Lehrern und
Schülern konnten diesmal schlimmere Schäden verhindert werden. Vor dem
Anschlag hatte man in der Kapelle Flugblätter gefunden, auf denen ein Brand-
anschlag angekündigt wurde für den Fall, dass die christlichen Lehrer und
Schüler die Schule nicht verlassen würden. Die Oberschule wird von etwa
1000 Schülern besucht, unter ihnen etwa 300 Christen.

März 2007:
Am 21. März 2007 wurde in einer Oberschule in Gandu (Bundesland Gombe)
eine evangelische Lehrerin, Christianah Oluwatoyin Oluwasesin, von mehre-
ren muslimischen Schülern totgeschlagen, nachdem sie fälschlich beschul-
digt worden war, ein Exemplar des Koran entweiht zu haben. Zwei Tage später
wurde in derselben Stadt eine Kirche der Evangelischen Kirche Westafrikas
(ECWA) in Brand gesteckt. Sechzehn Menschen wurden im Zusammenhang
mit Christianah Oluwasesins Ermordung verhaftet, später jedoch wieder frei-
gelassen.

Juni 2007: 
Pastor Adamu Sunday Peni, Stellvertretender Schriftführer der Christian As-
sociation of Nigeria CAN im Bundesland Kebbi, meldet den Ausschluss von
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Christen bei der Vergabe von Regierungsämtern. Im gesamten öffentlichen
Dienst des Landes finde sich nur ein einziger nicht-muslimischer hoher Be-
amter. Auch Pastor Sati Riba vom Redemption Power Ministry beklagte, dass
nur einer der zwölf ständigen Sekretäre des Bundeslandes ein Christ sei.

September 2007:
Am 28. September 2007 kamen bei organisierten Gewalttaten muslimischer
Extremisten und Schüler in der Stadt Tudun Wada (Bundesland Kano) 19
Christen (darunter drei Katholiken) ums Leben; weitere 61 wurden verletzt.
Außerdem wurden zehn Kirchen (darunter eine katholische), 36 Wohnhäuser
und 147 Geschäfte zerstört, die Christen gehörten. Die Gewalt brach in einer
öffentlichen höheren Schule aus, deren wenige christliche Schüler (14 an einer
Schule von 1.500 Schülern) beschuldigt wurden, ein Bild des Propheten Mo-
hammed an die Wand einer Moschee gezeichnet zu haben. Unter den Ver-
letzten war auch der Priester von St. Mary’s, der katholischen Kirche, die
während der Unruhen zerstört wurde.

Oktober 2007: 
Zwei christliche junge Männer wurden während des Fastenmonats Ramadan
getötet, nachdem ein muslimischer Gelehrter im staatlichen Fernsehen die
Muslime in der Stadt Kaduna (im Bundesland Kaduna) zum Kampf (jihad)
gegen die Ungläubigen aufgerufen hatte.   

Dezember 2007: 
Am 11. und 12. Dezember 2007 setzten muslimische Extremisten in Bauchi
(Bundesland Bauchi) drei Kirchen von Pfingstgemeinden und zehn Häuser
von Christen in Brand. Aus Rache wurden zwei Moscheen abgebrannt. In den
Auseinandersetzungen kamen sechs oder zehn Menschen ums Leben (die Be-
richterstattung ist widersprüchlich); sie brachen aus, nachdem jemand aus der
Grundmauer einer Schulmoschee, die sich noch im Bau befand, zwei Steine
herausgelöst hatte.

Februar 2008: 
In Yana im Bundesstaat Bauchi kam es im Februar zu einer Serie von Atta-
cken: fünf Kirchen wurden beschädigt, ein Christ wurde getötet, sieben andere
schwer verletzt. Eine christliche Frau hatte den Heiratsantrag eines muslimi-
schen Mannes abgelehnt. Dieser trommelte daraufhin Freunde und Nachbarn
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zusammen und erzählte allen, die Frau hätte den Propheten Mohammed be-
leidigt. 

Februar 2008:
An einer staatlichen Oberschule in Sumaila im Bundesstaat Kano sind mus-
limische Schüler mit Messern und Macheten auf einige ihrer christlichen Mit-
schüler losgegangen. Dabei wurden zwei Schüler verletzt. Als Grund für ihren
Angriff gaben die Jugendlichen an, ihr christlicher Mitschüler Ashiru Dan-
lami habe einen Aufsatz geschrieben, in dem er „den Propheten Mohammed
beleidigte“. Anschließend zogen die Randalierer weiter, zündeten die örtli-
che Polizeistation an und töteten einen Polizeibeamten, der ebenfalls Christ
war. Aus Angst vor weiteren Angriffen blieben die christlichen Schüler in den
nachfolgenden Tagen der Schule fern. Untersuchungen des Vorfalls ergaben,
das der Aufsatz fingiert und in Wirklichkeit von muslimischen Schülern ge-
schrieben worden war. Dieser Trick kommt im nördlichen Teil Nigerias in-
zwischen häufiger zum Einsatz und soll jeweils die Rechtfertigung für
Angriffe gegen Christen liefern. Ziel bestimmter muslimischer Kreise sei es,
so wird vermutet, christliche Schüler von den staatlichen Schulen zu vertrei-
ben beziehungsweise fernzuhalten. Dies sei besonders bitter, weil viele christ-
liche Familien zu den ärmeren Schichten gehören und sich Privatschulen nicht
leisten können.
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Einwohner: Religionszugehörigkeit:

Nordkorea

Das kommunistische Regime unter Kim Jong-Il behauptet, im Land herrsche
Religionsfreiheit; die Realität sieht jedoch ganz anders aus. Zwar wird das
Recht auf freie Religionsausübung in der Verfassung deklariert, doch die kom-
munistische Regierung verlangt von den Gläubigen, dass sie sich den staatlich
gesteuerten und kontrollierten religiösen Organisationen anschließen, wie zum
Beispiel dem Verband der Nordkoreanischen Katholiken. Laut offiziellen Re-
gierungsangaben gibt es im Land 10.000 Buddhisten, 10.000 Protestanten und
4.000 Katholiken; allerdings beziehen sich diese Zahlen nur auf die Mitglie-
der der staatlich genehmigten religiösen Verbände. Jeder, der seinen Glauben
außerhalb dieser anerkannten Organisationen praktiziert, muss Nachteile in
Ausbildung und Beruf oder auch bei der Zuteilung von Lebensmitteln in Kauf
nehmen. 

In der Hauptstadt Pjöngjang gibt es vier Kirchen: zwei protestantische und je
eine katholische und orthodoxe Kirche. In der einzigen katholischen Kirche
gibt es keinen katholischen, aus Nordkorea stammenden Priester. Die Gläu-
bigen treffen sich einmal in der Woche zum gemeinsamen Gebet. Gelegent-
lich ist auch mal ein Priester koreanischer Abstammung, aber ausländischer
Nationalität anwesend, um die Messe zu feiern. Nach der Einweihung der or-
thodoxen Kirche im August 2007 ist die katholische Gemeinschaft die ein-
zige, die über keinen eigenen Priester verfügt.

Seit der Machtergreifung des kommunistischen Regimes im Jahr 1953 sind
etwa 300.000 Christen verschwunden; man nimmt an, dass sie nicht mehr am
Leben sind. Weitere 80.000 Menschen fristen ihr Dasein in Arbeitslagern, wo
sie oft unter Hunger, Schikanen und Misshandlungen leiden. Wie zuverlässig
diese Zahlen sind, ist schwer zu sagen. Sie stammen von Informanten, die
anonym bleiben möchten. 

Frühere nordkoreanische Beamte und ehemalige Häftlinge berichten, dass
Christen in den Umerziehungslagern und in den Gefängnissen schlechter be-

23,9 Millionen Religionslose 71,2%
neue 
Religionen 12,9%
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Christen 2,1%
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handelt werden als andere Gefangene. 

Der Vatikan listet in seinem kirchlichen Jahrbuch immer noch den Bischof
von Pjöngjang auf, Monsignore Francis Hong Yong-ho, der seit 1962 nicht
mehr gesehen wurde. Sein Schicksal ist ungewiss. Sollte er noch leben (was
aber unwahrscheinlich ist), wäre er schon über 100 Jahre alt. Aber auf jeden
Fall behält der Vatikan auf diese Weise die unterdrückte katholische Kirche in
Nordkorea scharf im Auge. 

Aber auch in diesem Land gibt es vereinzelte Zeichen der Hoffnung. Christ-
liche ausländische Arbeitskräfte wurden bis vor kurzem noch als mögliche
Spione äußerst misstrauisch behandelt. Jetzt aber hat die Regierung eine neue
Haltung eingenommen und ist froh über ihr Kommen. In der Provinz Ham-
gyeongbuk-do konnte vor einiger Zeit mit Unterstützung der Catholic Inter-
national Cooperation Medical Service, der Missionsbenediktiner aus St.
Ottilien und der katholischen Kirche Südkoreas ein Krankenhaus eröffnet wer-
den.

Als die koreanischen Bischöfe im Dezember 2007 ihren Ad-Limina-Besuch
beim Papst absolvierten, sagte Benedikt XVI. zu ihnen: „Ich bin unterrichtet
... über die konkreten Gesten der Aussöhnung, die zum Wohl jener unter-
nommen werden, die in Nordkorea leben.“

September 2007:
Einem Geheimdokument zufolge, das im September 2007 an alle Kasernen
des Landes ging, „breitet sich Religion wie ein Krebsgeschwür in Nordko-
reas Militär aus, dessen Auftrag es ist, den Sozialismus zu verteidigen“. Aus
diesem Grunde „muss sie unverzüglich ausgerottet werden, denn sie kommt
von unseren Feinden überall in der Welt“. Publik gemacht wurde das Doku-
ment von einem Mitglied des Komitees für die Demokratisierung Nordko-
reas, einer Gruppe von Verbannten und politischen Flüchtlingen, die dieses
Schreiben übersetzte und veröffentlichte. „Wir dürfen Dokumente, Radio-
sendungen, Video- und Audiomaterialien, die vom Feind produziert worden
sind, nicht lesen, hören oder ansehen. Der Feind benutzt Radio und Fernsehen,
um durch gut gemachte strategische Nachrichten und Intrigen falsche [reli-
giöse und antisozialistische] Propaganda zu verbreiten“, warnte die Broschüre.
„In internationale Delegationen, die in unser Land kommen, schleusen sie
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Spione ein, die religiöses und abergläubisches Material verbreiten sollen.“
Dieses Material „ist wie Gift, das den Sozialismus verdirbt und das Klassen-
bewusstsein schwächt“. Da dieses Gift sogar unter den Soldaten wirke, müsse
man es jetzt unschädlich machen und aufpassen, dass es nicht wiederkehre.

April 2008:
Laut einem Bericht der US-Kommission für weltweite Religionsfreiheit haben
Flüchtlinge aus Nordkorea, die von China zurück nach Nordkorea abgescho-
ben werden, höhere Strafen zu erwarten als andere, wenn sie in China Kon-
takte zu Christen hatten. Sie müssen mit scharfen Befragungen rechnen, mit
Misshandlungen und Folter, mit langer Untersuchungshaft ohne Gerichtsver-
handlung, am Ende mit Gefängnis. Ein Flüchtling sagte: „Wenn du geschnappt
wirst und in dem Moment eine Bibel bei dir trägst, hast du keine Chance mehr,
dein Leben zu retten.“ Zigtausende von geflüchteten Nordkoreanern sollen
sich illegal in China aufhalten. Viele von ihnen werden als kostenlose Schwer-
arbeiter missbraucht, unter ständiger Androhung, sie wieder zurückzuschi-
cken nach Nordkorea. Der US-Bericht fordert die chinesische Regierung auf,
die internationalen Verträge zum Asylrecht einzuhalten. Peking verteidigt
seine Abschiebungspolitik dagegen mit einem 25 Jahre alten Vertrag mit
Nordkorea, in dem China sich zur Rückführung aufgegriffener illegaler
Flüchtlinge nach Nordkorea verpflichtet hat.
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Das tödliche Attentat auf Benazir Bhutto im Dezember 2007, kurz vor den
Parlamentswahlen, einte das Land für einen Moment in gemeinsamer Trauer.
Bischof Joseph Coutts schilderte vorher nicht gekannte Formen der Zusam-
menarbeit von Muslimen und Christen; so kam es an verschiedenen Orten in
seinem Bistum Faisalabad zu gemeinsamen Gebetsveranstaltungen zum An-
denken an die Getötete. Für viele Christen war mit der Kandidatur von Bena-
zir Bhutto und ihrer Partei, der Pakistanischen Volkspartei (PPP), die
Hoffnung auf Gleichberechtigung verbunden, in einem Land, wo die Christen
normalerweise eine unterdrückte Minderheit darstellen.

In den letzten Jahren hat die Zahl der Angriffe auf religiöse Minderheiten in
Pakistan deutlich zugenommen. Solch ein Angriff kann zum Beispiel auch
die Form einer fatwa annehmen, also einer Verfügung durch ein islamisches
Gericht; dabei werden gelegentlich auch Todesurteile ausgesprochen. Aber
auch Anschläge auf Kirchen und Entführungen mit versuchter Zwangsbe-
kehrung zählen dazu.

Das tückischste Instrument der Unterdrückung ist das sogenannte Blasphe-
mie-Gesetz. Es beruht auf Artikel 295, Paragraphen B und C des Strafgesetz-
buches. 

Paragraph B betrifft Angriffe auf den Koran; für diese droht lebenslange Haft-
strafe. Paragraph C betrifft Beleidigungen des Propheten Mohammed, für die
lebenslange Haft oder die Todesstrafe droht. Zusammen mit den hudud-Ver-
ordnungen – einer Gruppe von Gesetzesstrafen, die auf dem Koran basieren
und unter anderem Auspeitschungen und Steinigungen für Handlungen bein-
halten, die als unvereinbar mit dem islamischen Gesetz gelten, darunter Ehe-
bruch, Glücksspiel, Alkoholkonsum und Eigentumsdelikte – verkörpert dieses
Blasphemie-Gesetz die dogmatischste und fundamentalistischste Gesetzge-
bung, die das Land jemals hatte. Verschiedenen Beobachtern zufolge nutzen
muslimische Fundamentalisten u. a. dieses Gesetz dazu, Minderheiten zu ver-

Pakistan 
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folgen und das Land weiter auf eine radikale Islamisierung zuzutreiben.

Nach Auffassung der Kommission „Frieden und Gerechtigkeit“, der Vereini-
gung der Christlichen Kirchen Pakistans sowie zahlloser Menschenrechtsorga-
nisationen ist dieses Blasphemie-Gesetz „schlimm“, „wie ein Damoklesschwert,
das über den Köpfen der pakistanischen Minderheiten schwebt, und außerdem
eine klare Verletzung ihrer verfassungsmäßig garantierten Menschenrechte und
ihres Rechts auf freie Religionsausübung“.

Khalil Tahir, Leiter des Adal Trust, der der christlichen Minderheit hilft, sich
gegen falsche Anschuldigungen zu wehren, sagte gegenüber dem Nachrich-
tendienst AsiaNews, dass die meisten der „aufgrund des Blasphemie-Geset-
zes Angeklagten den sozialen und religiösen Minderheiten angehören“; aus
diesem Grund sei es wichtig, ihnen „nicht nur vor Gericht und im Gefängnis,
sondern auch nach ihrer Entlassung“ zu helfen. Leider wird dieser Beistand
nur allzu häufig benötigt.

Erzbischof Lawrence Saldanha von Lahore, Leiter der pakistanischen Bi-
schofskonferenz, berichtete KIRCHE IN NOT im Mai 2007 von einem Vor-
fall in Nord-West-Pakistan. Dort hatten etwa 500 Christen anonyme
Drohbriefe erhalten, in denen sie aufgefordert wurden, innerhalb von zehn
Tagen zum Islam überzutreten. Sollten sie dieser Forderung nicht nachkom-
men, so würden sie hingerichtet und alle Kirchen würden dann zugemacht
werden. „Es bereitet uns große Sorge“, so der Erzbischof, „dass Christen auf
diese Weise bedroht werden, um sie zum Übertritt zum Islam zu zwingen.
Dies ist etwas, was so noch niemals vorgekommen ist.“ So ist es nur zu ver-
ständlich, dass die Christen zur Zeit sehr beunruhigt sind, wie es weitergehen
wird mit dem Christentum in ihrem Land.

Februar 2007:
Im Februar 2007 erhielten der katholische Bischof von Faisalabad und zwei
Muslime, ein Journalist und ein Wissenschaftler, Morddrohungen, weil sie ei-
nige Monate zuvor an einem interreligiösen Treffen in einer örtlichen madrasa
(Islamschule) teilgenommen hatten. Eine bislang unbekannte extremistische
Gruppierung, die sich „Front der Islamischen Soldaten" nennt, erklärte sich für
die Drohbriefe und Anrufe verantwortlich, in denen die drei Männer als „Un-
gläubige“ bezeichnet worden waren. Monsignore Joseph Coutts, Bischof der
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Diözese von Faisalabad, versicherte sofort: „Wir werden uns von solchen Ein-
schüchterungsversuchen nicht beeindrucken lassen und unseren interreligiö-
sen Einsatz für soziale Harmonie und Frieden im Land fortsetzen.“

März 2007:
Im Punjab wurde am 23. März 2007 ein Christ von einem Mob von etwa 150
Muslimen attackiert; man bezichtigte ihn der Entweihung eines Korans, und
er wurde stundenlang geschlagen und gefoltert. Der Übergriff hatte ein Ende,
als die Polizei anrückte; anstatt jedoch die Angreifer festzunehmen, nahmen
die Polizisten das Opfer fest, weil der Mann angeblich gegen Artikel 295 B,
das Blasphemie-Gesetz, verstoßen habe. Wird er für schuldig befunden,
könnte er den Rest seines Lebens hinter Gittern verbringen.

Juli 2007:
Sadiq Masih, ein 45 Jahre alter Protestant, wurde am 30. Juli 2007 in seiner
Wohnung durch Angehörige der Familie Chaudri, seine vormaligen Arbeit-
geber, tödlich verletzt. Er hatte seine Arbeit auf dem Hof der Familie gekün-
digt, da er der nicht enden wollenden, in seinem christlichen Glauben
begründeten Übergriffe überdrüssig war.

August 2007:
Arif Khan, 50, ein baptistischer Bischof in Rawalpindi, und seine Frau Kath-
leen, 45, beide US-Bürger, wurden am 29. August 2007 in Islamabad ermor-
det. Daraufhin wurden zwei Christen aus der Stadt Wana verhaftet; angeblich
soll ihr Motiv eine „Ehrensache“ gewesen sein. Örtlichen christlichen Quel-
len zufolge handelte es sich dabei jedoch um eine falsche Darstellung des Her-
gangs. Der tatsächliche Verbrecher war ein Muslim namens Said Alam.

Juni 2008:
Bei ihrem Ad-Limina-Besuch in Rom im Juni 2008 berichteten die Bischöfe
aus Pakistan dem Heiligen Vater, dass sich die Einstellung gegenüber der ka-
tholischen Kirche in Pakistan grundlegend gewandelt habe. Habe die Kirche
in der Vergangenheit hohes Ansehen genossen wegen ihrer Arbeit im schuli-
schen und medizinischen Bereich, so tue die Kirche ihren Dienst heute „in
einem feindlich gesinnten, sehr konservativen islamischen Milieu, das immer
fanatischer, intoleranter und gewaltbereiter werde“, so der Vorsitzende der pa-
kistanischen Bischofskonferenz, Erzbischof Lawrence Saldanha aus Lahore.
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Juli 2008: 
In einem Interview schilderte Bischof Max Rodrigues aus Hyderabad in Pa-
kistan Mitarbeitern von KIRCHE IN NOT seine Arbeit im Bereich der Evan-
gelisierung. Obwohl sich die Gesellschaft deutlich verschoben habe hin zu
einer eher „theokratischen“ Form des Islam, seien die christlichen Gemeinden
in seiner Diözese weiterhin sehr engagiert in der Arbeit mit Nicht-Muslimen
unter den Stammesvölkern in der Provinz Sindh im Südosten Pakistans. Dabei
komme auch die Kinderbibel von KIRCHE IN NOT zum Einsatz, die erst vor
zwei Jahren in die weit verbreitete Sprache Sindhi übersetzt worden sei, die
viele zusätzlich zu ihrer Stammessprache verstehen würden. Darüber hinaus
sei der Einsatz der Kirche für die Rechte der Frauen von großer Bedeutung.
Bischof Rodrigues: „Bislang wurden Frauen als bewegliches Eigentum an-
gesehen. Mädchen wurden nicht auf die Schule geschickt, weil der Wert einer
Ausbildung von Mädchen gar nicht gesehen wurde. Heute aber werden auch
sie zur Schule geschickt.“
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Von allen arabischen Ländern ist Saudi-Arabien dasjenige, in dem Religions-
freiheit am nachdrücklichsten abgelehnt wird, sogar ganz prinzipiell. Das Kö-
nigreich erklärt sich für „vollkommen“ islamisch und sieht den Koran als die
einzige Verfassung des Landes an und die Scharia als seine Rechtsgrundlage.
In der theologischen Interpretation des Wahhabismus, wie sie vom Staat un-
terstützt wird, ist das Land der arabischen Halbinsel das Heimatland des Pro-
pheten Mohammed, das heiligste aller Länder, wo man nicht einmal die
tolerierten „Buchreligionen“, also Judentum und Christentum, praktizieren
darf. 

Aus diesem Grund wird auch alles, was als Angriff auf diese Art von religiö-
ser Reinheit verstanden werden kann, streng verfolgt und unterdrückt, und die
Behörden sind verpflichtet, das Verbreiten einer anderen religiösen Botschaft
als des islamischen Glaubens zu verhindern. Jeder Ausdruck eines nicht-mus-
limischen Glaubens (Besitz von Bibeln, Tragen eines Kruzifixes, eines Ro-
senkranzes, Beten in der Öffentlichkeit) ist daher verboten.

Die Religionspolizei (die berüchtigten mutawwa’in) hat große Macht und ist
verantwortlich dafür, die Aktivitäten anderer Religionen zu überwachen. Der
exzessive „Eifer“ der mutawwa’in ist der Grund für Massenverhaftungen und
Folter in den Gefängnissen. Die Religionspolizei verhaftet oft Mitglieder von
religiösen Minderheiten, sowohl Christen als auch Schiiten, die nur freige-
lassen werden, nachdem sie ein Dokument unterschrieben haben, in dem sie
ihrem Glauben abschwören. Nichtmuslimische Arbeitskräfte werden festge-
nommen, deportiert oder zu Gefängnisstrafen verurteilt, wenn man heraus-
findet, dass sie ihre Religion in irgendeiner Form praktizieren, oder wenn sie
angeklagt werden, religiöses Material zu besitzen oder zu missionieren. Dank
des internationalen Drucks hat die saudische Königsfamilie in den letzten Jah-
ren die Ausübung anderer Religionen erlaubt, aber nur im Privaten. Aller-
dings ist die Unterscheidung zwischen der öffentlichen und der privaten
Sphäre noch nicht eindeutig.

Saudi-Arabien 
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
23,7 Millionen Muslime 93,7%

Christen 3,7%
sonstige 2,6%
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Es ist schwierig, herauszufinden, wie viele Christen genau in diesem Land
leben. Sie machen sicher einen bedeutenden Prozentsatz der über acht Mil-
lionen ausländischen Arbeitskräfte aus. Es wird geschätzt, dass es mindestens
eine Million davon gibt, hauptsächlich aus den Philippinen, aber auch aus
Europa, den Vereinigten Staaten und dem Nahen Osten. Christen sind von der
Seelsorge ausgeschlossen, da Priester in diesem Land nicht erlaubt sind.
Grundsätzlich ist es den Christen verwehrt, ihren Glauben durch öffentliche
Gottesdienste auszuüben.

August 2007:
Im August 2007 wurde der Fall eines christlichen Arztes ägyptischer Her-
kunft namens Mamdoo Fahmy durch seine Rückkehr nach Kairo gelöst. Seit
2004 hatte Fahmy als Arzt im medizinischen Zentrum Albyaan Menfhoh in
Riad gearbeitet. Von Anfang an hatten seine muslimischen Kollegen ihn be-
leidigt, weil er ein Christ ist, und 2005 bekam er „Besuch“ von den mutaw-
wa’in. Nach der Hausdurchsuchung beschuldigten die Beamten ihn, ein
christlicher Missionar zu sein und Alkohol zu trinken. Nach fünf Tagen Iso-
lationshaft wurde er freigelassen. Weil er seinen Arbeitsplatz verloren hatte,
wollte der Arzt nach Ägypten zurückkehren, aber zwei Jahre lang weigerten
sich die Saudis, ihm seinen Pass zurückzugeben oder ihm die Papiere auszu-
händigen, die er brauchte, um das Land zu verlassen. Der Fall wurde schließ-
lich gelöst, teilweise auch durch eine internationale Kampagne der
Organisation International Christian Concern (ICC).

November 2007:
Im November 2007 empfing der Papst den saudischen König Abdullah „in
herzlicher Atmosphäre“. Da es keine diplomatischen Beziehungen gibt, war
dies das erste Treffen zwischen dem Heiligen Stuhl und Saudi-Arabien auf
dieser Ebene. Der Vatikan hatte Saudi-Arabien immer als eines der Länder
bezeichnet, in denen die Religionsfreiheit am wenigsten respektiert wird. Über
dieses „historische Treffen“ drang sehr wenig nach außen. Al Dschasira er-
klärte, einige der besprochenen Themen seien die „Situation der christlichen
Minderheit in Saudi Arabien, der Bedarf an stärkerer interreligiöser Zusam-
menarbeit und die Aussichten für Frieden im Nahen Osten“. In seinem Kom-
mentar dieses Besuches gegenüber der Nachrichtenagentur AsiaNews betonte
Monsignore Paul Hinder, seit 2005 Apostolischer Vikar in Arabien, dass die
Religionsfreiheit in Saudi-Arabien immer noch ein Problem darstelle, auch
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wenn es in den letzten Jahren weniger Verhaftungen von Christen gegeben
und der König die Macht der mutawwa’in begrenzt habe. „Ich glaube, dieses
Treffen war auch eine ausgezeichnete Gelegenheit, die religiösen Rechte der
Christen in Saudi-Arabien zur Sprache zu bringen. Dieses Thema wird nicht
ausdrücklich in der Presseerklärung erwähnt, aber die ‚positive Anwesenheit
und Arbeit der Christen’ wurde benannt. Ich glaube, dass der Papst innerhalb
dieses Rahmens auch über Glaubensfreiheit in Saudi-Arabien sprechen
konnte.“

April 2008: 
Es wird vermutet, dass Papst Benedikt XVI. bei seinem Treffen mit dem saudi-
arabischen König im November 2007 auch die Möglichkeit der Errichtung
von Kirchen in Saudi-Arabien angesprochen hat. Nachdem zu Ostern 2008
auch in Qatar eine Kirche eingeweiht wurde, ist Saudi-Arabien nunmehr der
letzte Staat auf der arabischen Halbinsel, in dem es keine einzige Kirche gibt,
keine einzige öffentliche Gebetsstätte für Christen. König Abdullah soll ver-
sprochen haben, die Möglichkeiten zu prüfen. Im April 2008 äußerte sich nun
der Islam-Gelehrte und Vorsitzende des saudischen Zentrums für strategische
Nahost-Studien, Scheich Anwar Ashiqi, sehr reserviert zu dem Thema und
meinte, es „könnten offizielle Verhandlungen über den Bau einer Kirche in
Saudi-Arabien erst dann stattfinden, wenn der Papst und alle christlichen Kir-
chen den Propheten Mohammed anerkennen“.
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Einwohner: Religionszugehörigkeit:

Simbabwe 

Früher galt Simbabwe einmal als ein für afrikanische Verhältnisse reiches
Land; es war die Kornkammer Afrikas. Seit 28 Jahren aber hat der Diktator
Robert Mugabe das Land fest im Griff, und er hat das Land in den völligen
Ruin getrieben. Die Indikatoren, die den Zustand der Wirtschaft beschreiben,
sind schier unglaublich: die Arbeitslosigkeit liegt bei 85 Prozent; die Infla-
tion lag im Jahresdurchschnitt 2006 bei 1200 Prozent, Mitte Juni 2007 gar bei
4500 Prozent, und stieg in den Monaten danach noch weiter an, und zwar
drastisch. In den Geschäften gibt es kaum noch etwas zu kaufen. Achtzig Pro-
zent der Bevölkerung leben unterhalb der Armutsgrenze, mehr als vier Mil-
lionen Menschen (bei einer Gesamtbevölkerung von dreizehn Millionen) sind
auf Nahrungsmittelhilfe angewiesen. 

Die politische Opposition im Land wird massiv und brutal unterdrückt. Das
zeigte sich wieder bei den Präsidentschaftswahlen Ende März 2008. Im Vor-
feld der Wahlen wurde die Bevölkerung systematisch eingeschüchtert. Meh-
rere Dutzend Politiker und Unterstützer der Opposition wurden umgebracht.
Tausende wurden aus ihren Häusern vertrieben, ihre Wohnungen angezündet.
Trotzdem scheint die Opposition unter ihrem Führer Morgan Tsvangirai über-
raschend die Wahl gewonnen zu haben. Die Wahlkommission zögerte aber ta-
gelang mit der Veröffentlichung der Wahlergebnisse; der Sieg der Opposition
wurde offiziell nicht anerkannt. Stattdessen wurde für den 27. Juni 2008 eine
Stichwahl festgesetzt. Die massive Einschüchterung der Bevölkerung wurde
fortgesetzt. Nach der Stichwahl ließ sich Robert Mugabe erneut als Präsident
vereidigen. Scharfer internationaler Druck auf Simbabwe führte nachfolgend
dazu, dass es zu Gesprächen zwischen dem Regime unter Robert Mugabe und
der Opposition unter Morgan Tsvangirai kam. Doch bis Anfang September
2008 konnten sie sich noch nicht auf eine „Regierung der nationalen Einheit“
einigen. Mugabe hätte dazu seine Macht mit der Opposition teilen müssen.
Die katholische Kirche forderte eine Übergangsregierung für die Dauer von
zwei bis drei Jahren. Diese solle einen nationalen Heilungsprozess, politische
Versöhnung sowie einen wirtschaftlichen Aufschwung ermöglichen.

15,2 Millionen Christen 67,5%
Animisten 30,1%
sonstige 2,4%
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Im April 2007 wurde am Gründonnerstag 2007 in allen katholischen Kirchen
des Landes ein Hirtenbrief der Bischofskonferenz verlesen. Er trägt den Titel
„Gott hört den Schrei der Unterdrückten“. Die Bischöfe zeichnen in dem Brief
ein dramatisches Bild von der Lage des Landes und bringen scharfe Kritik
am Regime von Robert Mugabe zum Ausdruck. Sie fordern einen demokra-
tischen Neuanfang inklusive einer neuen Verfassung. 

Der Erzbischof von Bulawayo, Pius Ncube, einer der prominentesten Kritiker
der Regierung von Präsident Mugabe, rief gegenüber Journalisten zu einer
landesweiten Kampagne und friedlichen Demonstrationen auf, um den Dik-
tator zum Rücktritt zu bewegen. „Menschenrechte sind von Gott gegeben.
Deshalb haben Menschen das Recht, friedlichen zivilen Ungehorsam zu
üben“, argumentierte der Erzbischof. Dabei wolle er bei den Demonstrationen
gerne in vorderster Reihe vorangehen – auch angesichts schussbereiter Si-
cherheitskräfte. 

Das Regime reagierte mit einer Medienkampagne gegen den Erzbischof. Im
Juli 2007 berichtete der staatliche Radiosender von Simbabwe (ZBC), Erzbi-
schof Pius Ncube sei wegen Ehebruchs angezeigt worden. Dem Sender zu-
folge habe der Erzbischof seit zwei Jahren eine Beziehung zu einer
verheirateten Frau unterhalten; diese habe die Affäre dem Nachrichtensender
ZBC News gestanden, und ihr Ehemann habe den Priester angezeigt. Im Au-
gust wiesen die Bischöfe die verleumderischen Vorwürfe gegen Erzbischof
Ncube entschieden zurück und verliehen ihrer Empörung über die Rufmord-
kampagne Ausdruck. Die Bischöfe bezeichneten den Vorwurf als empörend
und vollkommen erbärmlich; sie fügten hinzu, die katholische Kirche sei kein
Feind Simbabwes und noch nie einer gewesen. Im Vorfeld dieser Erklärung
war Erzbischof Ncube, der für sein offenes Eintreten für die Menschenrechte
und gegen Mugabes autoritäres Regime bekannt ist, zur Zielscheibe einer um-
fassenden Pressekampagne geworden, die seine Schuld unter Beweis stellen
sollte. Im September 2007 nahm Papst Benedikt XVI. das Rücktrittsgesuch
Erzbischof Pius Ncubes an. Wie Ncube selbst erklärte, war diese Entschei-
dung kein Schuldeingeständnis, sondern entstand aus dem Wunsch, zu ver-
hindern, dass die katholische Kirche den Gang durch die Instanzen antreten
müsse. Er betonte nachdrücklich, der Skandal sei ein bewusster Angriff sei-
tens der Regierung nicht nur gegen ihn selbst, sondern darüber hinaus gegen
die katholische Kirche in Simbabwe. Tatsächlich drängt sich die Überzeu-
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gung auf, dass es sich bei der Angelegenheit um ein abgekartetes Spiel han-
delte, denn der Bischof, hinter dem auch die Bischofskonferenz steht, war für
das Regime äußerst unbequem geworden. Er sprach sich gegen Mugabes Wie-
derwahl aus, warf ihm vor, er habe die Wahlen 2005 manipuliert, um in dem
Amt zu bleiben, das er seit 25 Jahren bekleidete, und rief die Bürger zu einer
„gewaltfreien Revolution“ nach dem Vorbild der Ukraine auf. Die Bischöfe
von Simbabwe hatte er dazu gebracht, das Regime des Diktators in dem oben
erwähnten Hirtenbrief anzuprangern, und er hatte Appelle und Hilfegesuche
verfasst, etwas gegen den Hunger der Menschen in seinem Land zu tun.
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Die Sicherheitslage im Land verschlechterte sich im Verlauf der Jahre 2006
und 2007, während die Bürgerunruhen im Norden und Osten immer schlim-
mer wurden. Spannungen und Zusammenstöße zwischen den separatistischen
Tamil Tigers (Liberation Tigers of Tamil Eelam – LTTE) und den Regie-
rungskräften erreichten einen Höhepunkt, als die Regierung den Waffenstill-
stand von 2002 offiziell aufkündigte und zahlreiche Attacken und
Selbstmordanschläge gegen Zivilisten im Süden des Landes und der Haupt-
stadt verübt wurden. Seit 1983 starben durch den Bürgerkrieg 70.000 Men-
schen, davon 5.000 allein im Jahr 2007.

Sri Lankas Verfassung gewährt dem Buddhismus den „vordersten Rang“ im
Land, sichert aber allen Glaubensrichtungen das Recht auf Religionsfreiheit
und freie Religionsausübung zu. In der Praxis jedoch wird besonders die
christliche Minderheit des Landes zum Ziel von Attacken durch buddhisti-
sche Fundamentalisten und Nationalisten. In den vergangenen zwei Jahren
wurde die Gemeinschaft der Christen mehrfach angegriffen. Gleichzeitig
spielt die katholische Kirche des Landes eine führende Rolle als Anklägerin
der vielen Menschenrechtsverletzungen durch beide an dem Bürgerkrieg be-
teiligte Seiten und arbeitet auf eine diplomatische Lösung des 25 Jahre wäh-
renden Konfliktes hin.

Die dramatische politische Situation hat verhindert, dass zwei im Jahr 2004
vorgelegte Anti-Konversions-Gesetze im Parlament diskutiert wurden; aller-
dings sind diese nicht vom Tisch. Beide Gesetzentwürfe sollen vermeintliches
christliches „Proselytentum“ eindämmen, indem sie sowohl die Konvertiten
als auch jeden, der den Glaubensübertritt „ermöglicht“, bestrafen. 

Nach der Billigung durch das Kabinett wurde das „Gesetz zum Schutz der
Religionsfreiheit“ (Act for the Protection of Religious Freedom) in den Amt-
lichen Regierungsmitteilungen veröffentlicht, muss aber im Parlament noch
durch die erste Lesung. Dementsprechend ist das Vergehen, „jemanden von

Sri Lanka
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
20,7 Millionen Buddhisten 68,4%

Hindus 11,3%
Christen 9,4%
Muslime 9,0%

sonstige 1,9%
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einer anderen Religion überzeugen zu wollen oder bei seiner Konversion be-
hilflich zu sein, sei es direkt oder indirekt“, mit bis zu sieben Jahren Haft und
einer hohen Geldbuße zu bestrafen. Der Gesetzentwurf sieht auch ein unab-
hängiges Rechtssystem unter Vorsitz buddhistischer Mönche vor, die soge-
nannten Sanghadhikarana – buddhistische Gerichte, die über Eingaben der
Dorfbewohner befinden dürfen, ohne dass Polizei oder staatliche Gerichte
hinzugezogen werden.

Noch etwas weiter vorangekommen ist leider das „Gesetz zur Verhinderung
von Zwangskonvertierung“ (Prohibition of Forcible Conversion of Religion),
das im Juli 2004 von der Jathika Hela Urumaya (JHU) vorgelegt wurde, einer
nationalistischen Partei buddhistischer Mönche, die mit der Regierung zu-
sammenarbeitet. Danach müsste jeder Konvertierungswillige die örtlichen Be-
hörden innerhalb eines festgesetzten Zeitraums über sein Vorhaben
informieren. Des Weiteren ist dort festgehalten: „Niemand darf […] eine Per-
son zwangsweise […] oder durch Täuschung zu einer anderen Religion be-
kehren oder zu bekehren versuchen.“ Wer dieses Gesetz bricht, dem drohen
fünf Jahre Haft und eine Geldstrafe von bis zu 1.500 US-Dollar. Die Strafe
kann sich auf sieben Jahre und 5.000 US-Dollar erhöhen, wenn die Konverti-
ten zur sogenannten Kategorie „Schedule 1“ zählen und damit als am stärks-
ten durch Zwangskonvertierung bedroht gelten: Frauen, Kinder,
Gefängnisinsassen, körperlich oder geistig Behinderte, Schüler, Kranken-
hauspatienten, Flüchtlinge, Angehörige der Streitkräfte und der Polizei.

Bischof Joseph Vianney Fernando von Kandy, der Vorsitzende der katholi-
schen Bischofskonferenz von Sri Lanka, erklärt, wie das Land in diese schwie-
rige Lage geraten konnte: „In den letzten zwanzig Jahren haben
fundamentalistische Christen die Armut und die Bedürfnisse der Menschen
ausgenutzt, um ihre Konvertierung aggressiv voranzutreiben. Dieses Verhal-
ten hat die buddhistische Bevölkerungsmehrheit sehr aufgebracht, war jedoch
auch für die katholische Kirche ein Grund zur Sorge, da die Katholiken davon
am stärksten betroffen waren.“

In den Augen der buddhistischen Nationalisten tragen die Christen die Schuld
daran, dass die „Jahrhunderte währende Harmonie im Land“ zerstört wurde.
Bei ihren Angriffen auf die Christen unterscheiden sie nicht zwischen katho-
lischen, protestantischen und evangelikalen Gruppierungen. Hindus und Mus-
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lime sind keiner Gewalt ausgesetzt, da sie auf Sri Lanka traditionell nicht mis-
sionieren – ein weiteres „Vergehen“, das den Christen vorgeworfen wird. Tat-
sächlich ist die Unnachgiebigkeit der buddhistischen Mönche dem
allmählichen Abstieg des Buddhismus im ländlichen Bereich und der Zu-
nahme christlicher Gemeinden geschuldet. Manche ermordete und vermisste
Priester sind im Kontext des fortwährenden Bürgerkrieges zu sehen, der in
der gesamten Bevölkerung unschuldige Opfer fordert.

Katholische Führer haben bereits mehrmals an den Vatikan appelliert, Druck
auf die srilankische Regierung auszuüben, damit diese die Menschenrechte
und die Religionsfreiheit respektiert und Jaffna aus seinem derzeitigen Zu-
stand als Freiluftgefängnis „entlässt“, der auf die von der Regierung verhängte
Straßensperrung zurückgeht. Anlässlich des Vatikanbesuchs von Sri Lankas
Präsident Mahinda Rajapakse am 20. April 2007 verfasste die Kommission für
Gerechtigkeit und Frieden (JPC) der Diözese Jaffna ein Schreiben an den
Papst, um diesen über einige Probleme des Landes „zu informieren und seine
Aufmerksamkeit darauf zu lenken“. Darin forderte die Kommission die Wie-
deröffnung von Highway A9, gegebenenfalls „unter der Kontrolle eines in-
ternationalen Monitoring-Teams“, da diese Straße die einzige Verbindung
zwischen Jaffna und dem Rest der Insel darstellt und den einzigen Zugang für
jegliche humanitäre Hilfe; außerdem appellierte sie dringend, „Beobachter
der UNHRC“ ins Land zu schicken, um „die vielen Fälle von Verschwunde-
nen zu untersuchen“, für die niemand zur Rechenschaft gezogen wird. Allein
im Jahr 2006 verschwanden rund 583 Menschen. Der Papst wiederum verur-
teilte zwischen Mitte 2006 und Ende 2007 vier Mal öffentlich den Krieg zwi-
schen der Armee und den tamilischen Rebellen und forderte eine
diplomatische Lösung.

September 2007:
Am 26. September 2007 kam Pater Nicholaspilai Packiyaranjith ums Leben,
als auf dem Weg zu dem Flüchtlingslager und einem Waisenhaus in Vidat-
halvu, wohin er Essen und anderen Bedarf des täglichen Lebens transportie-
ren wollte, eine Mine unter seinem Auto explodierte. Der in Jaffna geborene
40-jährige Priester war als Koordinator für den Jesuit Refugee Service (JRS)
im Distrikt Mannar tätig. Niemand übernahm die Verantwortung für den An-
griff; stattdessen beschuldigten sich Armee und Rebellen gegenseitig.
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Oktober 2007:
Mitte Oktober 2007 konnten die rund 300 katholischen Familien der Rosa-
Mystica-Kirche in der Gemeinde Kotugoda in Crooswatta, nördlich von Co-
lombo, aus Angst vor Gewalt durch buddhistische Mönche und Extremisten
nicht zur Messe und zum Katechismusunterricht gehen. Der 2003 begonnene
Kirchenbau war im Februar 2007 in die letzte Phase gegangen. Am 28. Sep-
tember, als die Dacharbeiten begannen, drohte Abt Uddammita vom nahege-
legenen buddhistischen Tempel gemeinsam mit anderen Extremisten dem
bischöflichen Vikar der Diözese Nördliches Colombo: „Wenn der Bau fertig-
gestellt wird, könnt ihr tags darauf zehn bis fünfzehn Tote beklagen“, so die
Online-Nachrichten von Tamilnet. Als der örtliche Priester Pater Susith Silva
Anklage erhob, verordnete der Richter einen einstweiligen Baustopp, wäh-
rend er beide Seiten dazu aufrief, den Disput friedlich beizulegen. Die Ge-
meinde gehorchte der Anordnung, doch die Probleme hörten dadurch nicht
auf. Am 6. Oktober unterbrach die Polizei die Messe und befahl dem Pries-
ter, der den Gottesdienst feierte, aufzuhören. Etwa 300 katholische Familien,
überwiegend Bauern, leben in der Gegend; sie können sich keine wöchentli-
che Taxifahrt zur Kilometer entfernten nächstgelegenen Kirche leisten. Sie
beantragten daher bei Gericht die Genehmigung von Messe, Katechismusun-
terricht und anderen religiösen Aktivitäten und hofften, dass das allgemeinere
Problem des Kirchenbaus später gelöst werden könnte. Doch die Buddhisten
protestierten, dies stelle eine Beleidigung für die 348 buddhistischen Familien
der Umgebung dar. Der Buddhistenführer Uddammita erklärte: „Die meisten
Menschen hier sind Buddhisten, und sie wollen hier keine Kirche. Die Ka-
tholiken können die zwei oder drei anderen Kirchen in der Gegend besuchen.
Wir werden nicht zulassen, dass sie diese Kirche fertigstellen. Wenn sie wie-
der damit anfangen, wird sich das ganze Dorf erheben.“

Dezember 2007:
Bischof Thomas Savundaranayagam aus Jaffna warf der Polizei vor, nicht ge-
nügend zu tun für die Aufklärung des Falles von Pater Nihal Jim Brown und
seines Assistenten, des fünffachen Familienvaters Wenceslaus Vinces Vima-
lathas. Beide zählen zu den vielen „Verschwundenen“ in Sri Lanka. Sie wur-
den zuletzt am 20. August 2006 gesehen, als sie mit einem Motorrad den
Checkpoint Allaipiddy in einem von der Armee kontrollierten Gebiet pas-
sierten; zu dieser Zeit fanden dort Kämpfe zwischen den Sicherheitskräften
und den Guerillas der LTTE statt.
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Februar 2008:
Zwei Männer erschossen den protestantischen Pastor Neil Edirisinghe und
verletzten seine Frau Shiromi dabei schwer. Ihr zweijähriger Sohn wurde nur
leicht verwundet, erlitt aber einen schweren Schock. Es war ein Auftrags-
mord, veranlasst von einem buddhistischen Nationalisten, der über den Dienst
von Pastor Edirisinghe verärgert war.

April 2008:
Der katholische Priester M. Karunaratnam wurde bei einem Bombenanschlag
auf sein Auto getötet, als er von der Sonntagsmesse zurückkam. Er war der
Gründer der Menschenrechtsorganisation NESoHR (North East Secretariat
on Human Rights), die sich um die Rechte der Tamilen im Nordosten Sri Lan-
kas kümmert.

Mai 2008:
Bei den schwersten Kämpfen zwischen den Regierungstruppen und den
Tamil-Rebellen seit anderthalb Jahren wurde der Marienwallfahrtsort „Un-
sere Liebe Frau von Madhu“ schwer in Mitleidenschaft gezogen. Die Kämpfe
fanden direkt neben der Kirche statt, die zeitweise sogar von den Tamil-Re-
bellen eingenommen wurde. Die Kirche wurde bei den Kämpfen schwer be-
schädigt. Die dort verehrte Marienstatue war rechtzeitig in Sicherheit gebracht
worden. Bischof Rayappu Joseph von Mannar hatte vergeblich um Schonung
des Heiligtums gebeten.
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Einwohner: Religionszugehörigkeit:

Sudan

Am 25. November 2007 wurde die Engländerin Gillian Gibbons, eine Grund-
schullehrerin in Khartum, verhaftet, nachdem ein Kollege sie der Beleidigung
des Propheten Mohammed bezichtigt hatte. Die Lehrerin hatte es zugelassen,
dass ihre siebenjährigen Schüler einen Teddybären „Mohammed“ nannten. In
einem Schnellverfahren wurde sie zu fünfzehn Tagen Gefängnis verurteilt;
die islamischen Behörden und islamistische Protestgruppen forderten dagegen
die Höchststrafe von vierzig Peitschenhieben und sechs Monaten Gefängnis.
Am 4. Dezember wurde die Frau vom Präsidenten begnadigt und des Landes
verwiesen. 

Dieser Vorfall in der Hauptstadt Khartum verdeutlicht den immer größer wer-
denden Abstand zwischen dem überwiegend muslimischen Norden und dem
stärker christlich geprägten Süden des Landes, was die religiöse Toleranz be-
trifft. Nach dem mehr als zwanzigjährigen, äußerst blutigen Bürgerkrieg
wurde im Januar 2005 ein umfassender Friedensvertrag geschlossen, in dem
der südliche Teil des Sudan für eine sechsjährige Übergangszeit weitgehende
Autonomie erhielt. Danach soll in einem Referendum über die Teilung des
Sudan abgestimmt werden. 

Während in den zehn Regionen des Südsudan die freie Religionsausübung
rechtlich garantiert ist und alle Bürger, gleich welchen Glaubens, als eben-
bürtig anerkannt sind, gilt in den sechzehn nördlichen Regionen das islami-
sche Recht der Scharia, und zwar in der Auslegung durch die National
Congress Party, die größte muslimische Partei in der Regierung der Nationa-
len Einheit in Khartum. Diese Gesetze schreiben die Todesstrafe vor für Glau-
bensabtrünnige (Abwendung vom Islam, ob mit oder ohne Konversion zu
einer anderen Religion) und für manche andere Verbrechen die Körperstrafe
bis hin zur Amputation von Gliedmaßen. Es ist einer muslimischen Frau ver-
boten, einen nicht-muslimischen Mann zu heiraten, Alkoholkonsum ist ver-
boten, und es gibt weitere in der islamischen Tradition begründete
Bestimmungen. Davon wurde bisher einzig die Todesstrafe für Abtrünnige

36,4 Millionen Muslime 70,3%
Christen 16,7%
Animisten 11,9%
sonstige 1,1%
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noch nicht angewendet; Muslime, die sich einer anderen Glaubensrichtung
anschließen, sind jedoch sozial geächtet oder werden anderer Vergehen an-
geklagt. Zugleich werden auch diejenigen Personen unter Anklage gestellt,
die als Verursacher der Abtrünnigkeit des Muslims angesehen werden. Folg-
lich müssen sich missionarische Organisationen im Nordsudan und auch die
christlichen Kirchen selbst in diesem Land auf seelsorgerische Aktivitäten
unter den Christen beschränken und auf reine Sozialdienste an der allgemei-
nen Bevölkerung. Im Gegensatz dazu existiert kein Gesetz, das den Übertritt
zum Islam untersagt.  

Die Probleme verschärfen sich noch durch die prekäre Lage, in der viele
Christen im Norden leben. In Khartum leben Hunderttausende von Christen
in Flüchtlingslagern, die während des Bürgerkrieges von 1983 bis 2004 aus
dem Süden geflohen waren. Präsident Omar al-Bashir hat im Februar 2007
eine Kommission eingesetzt, die sich um die Reche der Nicht-Muslime in
Khartum kümmern soll. Allerdings ist es bislang kaum zu Ergebnissen ge-
kommen. Eine Ausnahme ist die Freilassung von mehr als 840 Frauen, die
zusammen mit ihren 160 Kindern inhaftiert worden waren, weil sie Alkohol
produziert und verkauft hatten.  

Dreißig Jahre lang hatte der Staat alle Anträge zum Bau von Kirchengebäu-
den abgelehnt. Im Juli 2005 jedoch erteilte das Ministerium für Stadtplanung
und Öffentliches Eigentum des Bundesstaates Khartum dann endlich Bauge-
nehmigungen für drei Kirchen im Außenbezirk der Hauptstadt. Zwischen-
zeitlich ohne Baugenehmigung errichtete Kirchen mussten zum Teil wieder
abgerissen werden.

Entgegen den Erwartungen der sudanesischen Kirchen hat die südsudanesi-
sche Regierung bisher nichts von dem durch frühere Regierungen im Süden
beschlagnahmten Kirchenbesitz an die rechtmäßigen Eigentümer zurücker-
stattet. Im Norden setzen die Regierung der Nationalen Einheit und die örtli-
chen Behörden die Kirchen unter Druck, um diese dazu zu bewegen, ihre
bereits aus der Kolonialzeit stammenden Einrichtungen im Zentrum von Khar-
tum aufzugeben; zugleich verweigern sie die Genehmigung von Bauten auf
Grundstücken, die sich bereits im Besitz der Kirchen befinden, und bieten
ihnen stattdessen an, ihnen dieses Land abzukaufen – eine Quelle lukrativer
Grundstücksspekulation für die Behörden und örtliche Unternehmen.
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2007: 
Das US-Außenministerium hat in seinem jährlichen Bericht zur weltweiten
Religionsfreiheit die Regierung in Khartum kritisiert. Der Bericht stellt fest,
dass Christen im Norden des Sudan sich wiederholt über Diskriminierungen
in Ausbildung und Beruf beklagt haben. 

Januar 2007:
Am 1. Januar 2007 griffen Polizisten ein Gotteshaus der Episcopal Church in
der Diözese Khartum mit Tränengas an, während darin 800 Menschen zu
einem Nachtgebet zum Neujahrstag versammelt waren, darunter Vizepräsi-
dent Abel Alier. Sechs Menschen erlitten Verletzungen, und es entstand Sach-
schaden in Höhe von 7.000 Dollar. Keiner der beteiligten Polizisten wurde
für diesen Angriff zur Rechenschaft gezogen.

Januar 2007: 
Weihbischof Daniel Adwok Kur aus Khartum klagte die nordsudanesische Re-
gierung an, sie „spiele“ mit dem Volk. Sie stehe nicht zu dem Friedensvertrag,
den sie vor zwei Jahren mit südsudanesischen Führern geschlossen habe. Sie
habe bislang auch nichts unternommen, um den Binnenflüchtlingen – viele
von ihnen sind Christen – bei ihrer Rückkehr in den Süden zu helfen. Die Be-
handlung der Nicht-Muslime in der Region um Khartum durch die Regierung
sei sehr unzureichend. Allerdings lobte der Weihbischof die Behörden in Khar-
tum, dass sie – zum ersten Mal seit dreißig Jahren – der katholischen Kirche
wieder die Erlaubnis zur Errichtung von drei Kirchen gegeben habe.

Mai 2007: 
Im Gespräch mit KIRCHE IN NOT teilte Weihbischof Daniel Adwok Kur
aus Khartum seine Einschätzung mit, die sudanesische Regierung benutze den
Darfur-Konflikt gleichsam wie eine Nebelwand, um ungestört die Ausbrei-
tung des Islam im bislang mehrheitlich christlichen Süden des Sudan fördern
zu können. Die Zentralregierung in Khartum arbeite mit Organisationen aus
dem Nahen Osten zusammen, die den Bau von Moscheen, Schulen und Kran-
kenhäusern fördern würden, mit dem speziellen Ziel der Islamisierung. Er-
neut zweifelte der Weihbischof an der Ernsthaftigkeit, mit der die Regierung
zum Friedensvertrag und zur Religionsfreiheit stehe. „Die Regierung verfolgt
einerseits ganz offensichtlich das Ziel der Islamisierung des Sudan; und zur
gleichen Zeit betont sie die Bedeutung des Friedensvertrages.“
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September 2007: 
Am 27. September 2007 sprengte sich ein Mann, der die Uniform der SPLA
trug, während eines Freiluft-Gottesdienstes bei einer Baptistenkirche in der
Stadt Khorfulus im Bundesstaat A’ali an-Nil (Upper Nile) in die Luft. Dabei
wurden sechs kleine Kinder getötet und fünf weitere verletzt.

Mai 2008:
Mitte Mai 2008 brachen in der Grenzregion zwischen dem Norden und der au-
tonomen Südregion des Sudan schwere Kämpfe aus. In der Region Abyei
kämpften Truppen der nordsudanesischen Armee gegen Soldaten der Sudan
People's Liberation Army (SPLA). Die Nordsudanesen eroberten die Stadt
Abyei und zerstörten sie weitgehend. In der Region, die noch zum Norden
Sudans zählt, leben sowohl arabischstämmige Nordsudanesen als auch
Schwarzafrikaner, die sich selbst als Südsudanesen betrachten. Es kommt
noch der Umstand hinzu, dass in der betreffenden Region große Teile der su-
danesischen Erdölvorkommen lagern. Die Kämpfe lösten eine Massenflucht
aus, von mehr als 90.000 Flüchtlingen war die Rede. Dieser schwere Konflikt
zeigte noch einmal in aller Deutlichkeit, wie brüchig das Nord-Süd-
Friedensabkommen vom Januar 2005 ist.
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Porträt: 
Bischof Giorgio Bertin, 
Bischof von Dschibuti 
und Apostolischer Administrator 
für Somalia

(nach einem Interview mit KIRCHE IN NOT –
Februar 2007)

„Ich möchte meinen Kopf nicht zu schnell auf
einer Schale anbieten. Sollte am Ende das Mar-
tyrium auf mich warten, bitte ich um die Kraft, es dann auch durchzustehen.“
Martyrium und missionarische Arbeit gehen im Leben von Bischof Giorgio
Bertin Hand in Hand.

Als der italienische Franziskaner zu erzählen beginnt und das Drama seines
Lebens als Bischof in diesem Winkel der Erde am Horn von Afrika, von wo aus
er auch den süd-westlichen Teil Arabiens überblicken kann, schildert, sind der
lästige Schwarm der Fliegen und die unerträgliche Hitze schnell vergessen.

Der Franziskaner ist der einzige katholische Bischof in Somalia, einem vom
Krieg zerrissenen Land mit einer der schlimmsten humanitären Krisen in ganz
Afrika.

Als islamistische Kämpfer in den frühen 1990er Jahren die somalische Haupt-
stadt Mogadischu eroberten, griffen sie auch alle zwölf Kirchen an und zer-
störten sie, darunter auch die Kathedrale. Damals arbeitete Bischof Bertin
noch als einfacher Franziskanerpater in Somalia. Durch die sich ausbreitende
Gesetzlosigkeit war er aber schon bald gezwungen, aus dem Land zu fliehen. 

Nun ist er zurück – wenn auch nicht auf Vollzeitbasis. Denn er ist gleichzei-
tig Bischof im Nachbarland Dschibuti und Apostolischer Administrator für
Somalia, wo er eingesprungen ist, als sein Vorgänger ermordet wurde.

Bischof Bertin und sein Generalvikar teilen sich ihre Pflichten und sind am
Wochenende stundenlang unterwegs, um an wechselnden Orten in ihrer Re-
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gion die Heilige Messe zu feiern. Als bei solch einer Reise einmal im Norden
Somalias sein Auto streikte, blieb ihm nichts anderes übrig, als die Messe al-
lein zu feiern; das war an einem Karfreitag und Karsamstag. Er erklärt, dass
er seinen Glauben als einen kraftvollen Ruf zum Handeln empfinde, auch
wenn sich die Ergebnisse nicht immer konkret messen lassen würden. 

„Es ist eine Sache der inneren Einstellung“, fügt er nachdenklich hinzu.
„Wenn du nicht deine innere Einstellung änderst, dann kann selbst ein Wald
wie eine Wüste erscheinen. Du bist hier dazu herausgefordert, deinen christ-
lichen Glauben auf einer ganz niedrigen Ebene zu leben.“

Es gibt nur sehr wenige Katholiken in dieser Region – und viele leben im
 Verborgenen. Kürzlich besuchte er jenen Teil von Somalia, der einst zu Bri-
tish Somaliland gehörte. „Dort arbeiten einige wenige Christen in Nichtre-
gierungsorganisationen; aber sie trauen sich nicht, zur Kirche zu kommen.“

Seine Arbeit sei sehr diskret, und er erklärt, warum. Am 17. September 2006
wurde Schwester Leonella Sgorbati vom italienischen Orden der Consolata-
Missionsschwestern in dem Krankenhaus in Mogadischu, in dem sie ihren
Dienst tat, erschossen. Das war nur fünf Tage nach der Vorlesung von Papst
Benedikt XVI. in der Universität Regensburg, die aufgrund einer falschen
Auslegung von vielen Muslimen als eine ungerechte Abwertung ihrer Reli-
gion empfunden wurde und deshalb in der muslimischen Welt für heftige Em-
pörung gesorgt hatte. 

Bischof Bertin leitete die Begräbnisfeier für Schwester Leonella Sgorbati. Für
ihn war die Regensburger Vorlesung des Papstes „der Tropfen, der das Fass
zum Überlaufen brachte“. Die anschließenden Proteste brachten die unter-
schwellige Feindseligkeit gegenüber dem Christentum und seinen engen Ver-
bindungen zum Westen dann deutlich zum Ausdruck.

Die Ausschreitungen waren nicht auf Somalia begrenzt. Der Bischof zeigt auf
beschädigte Stellen an der Innenwand seines Büros: dort sind noch die Ein-
schlagslöcher zu erkennen von Steinen, die durch die Regensburger Rede auf-
gebrachte Jugendliche durchs Fenster in sein Büro geworfen hatten. Mit einem
ironischen Unterton zeigt er auf eine kleine Sammlung der besagten Steine,
die er als „Souvenir“ behält.
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Er will sich aber nicht zwingen lassen, sich zu unterwerfen und zu kapitulie-
ren. Er produziert ein Radioprogramm mit Bibeltexten und zugehörigen Aus-
legungen für Radio Vatikan, das immer samstags abends gesendet wird. In
Dschibuti betreibt die katholische Kirche noch zehn Schulen. „Die Schulen
sind das wichtigste Instrument, mit dem wir unsere evangelisierende Präsenz
zum Ausdruck bringen.“

Seine Arbeit kann er nur leisten, wenn er von verschiedenen Organisationen
unterstützt wird. KIRCHE IN NOT hat ihm geholfen, seine Kathedrale zu re-
parieren, ihm Fahrzeuge zur Verfügung gestellt, mit denen er die weit ent-
fernten Gläubigen erreichen kann, und Kinderbibeln, die der Bischof zuvor
selbst in die somalische Sprache übersetzt hat.

Hoffnung ist ein ständiges Thema des Bischofs. Er beschließt seine Schilde-
rungen mit den Worten: „In den letzten Jahrzehnten hat die Kirche alle Höhen
und Tiefen mitgemacht, genau wie das somalische Volk, alle Triumphe und
alle Widrigkeiten. Die Märtyrer, einschließlich Schwester Leonella, bewei-
sen, dass dies tatsächlich so ist.“
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Während seines lange erwarteten Besuches in der Türkei Ende November
2006 betonte Papst Benedikt XVI. auch die Bedeutung der Religionsfreiheit
und spielte so indirekt auch auf die zunehmende christenfeindliche Stimmung
im Land an. Er sprach davon, dass Christen in der Türkei immer öfter als „in-
nere Feinde“ wahrgenommen und dargestellt würden. In solch einer Stim-
mungslage komme es dann leicht zu Angriffen auf Christen wie jenen im Jahr
2007.

Die Verfassung beschreibt die Türkei als einen „demokratischen, säkularen
und sozialen Staat, der die Menschenrechte respektiert“ (Artikel 2) und der
„vollkommene Freiheit des Gewissens und der religiösen Anschauung und
Überzeugung“ gewährt (Artikel 24). Allerdings stellt die Türkei die Religion
unter staatliche Überwachung; sie hat dazu eine eigene Behörde für Religi-
onsangelegenheiten, die Diyanet. Alle Personen, die mit religiösen Aufgaben
betraut sind (Geistliche, Religionslehrer etc.), unterstehen dieser Behörde und
werden von ihr angestellt, ausgebildet und entlohnt. Juden und Christen un-
terstehen dieser Behörde allerdings nicht. 

Die jüdische Gemeinschaft, die Griechisch-Orthodoxe Kirche und die Arme-
nisch-Apostolische Kirche sind nach dem Vertrag von Lausanne von 1923 of-
fiziell anerkannte Religionsgemeinschaften. Nach Artikel 40 kommen ihren
Mitgliedern die gleichen Rechte zu wie den anderen türkischen Staatsbürgern.
Allerdings haben die zuständigen Behörden diese Artikel immer sehr restrik-
tiv ausgelegt. Ein im Jahr 1936 erlassenes Gesetz verpflichtete die Religions-
gemeinschaften dazu, ein Inventar all ihrer Immobilien bei den Behörden
einzureichen. Insbesondere seit den 1970er Jahren erklärte der Staat viele Be-
sitzverhältnisse der Religionsgemeinschaften als nicht übereinstimmend mit
diesem Gesetz und konfiszierte kurzerhand die in Frage stehenden Immobi-
lien. Die Kirchen haben auf diesem Wege zahlreiche kirchliche Gebäude an
den Staat verloren.

Türkei
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
73,0 Millionen Muslime 97,2%

Religionslose 2,1%
Christen 0,6%
sonstige 0,1%
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Eine weitere Kategorie von Christen sind diejenigen, die der Vertrag von Lau-
sanne „vergessen“ hat. Dazu zählen vor allem die Ostkirchen (assyrisch, chal-
däisch, syrisch und maronitisch), obgleich diese die ältesten Kirchen
Anatoliens sind. Da sie nicht anerkannt sind, verfügen sie über keinerlei recht-
lichen Status und dementsprechend über keine Rechte, was ihre Situation noch
prekärer macht. Diese Kirchen haben weder das Recht, Schulen, Sozialein-
richtungen und Priesterseminare zu besitzen und zu verwalten noch das Recht,
Kirchen zu bauen. All diese Beschränkungen sind in einem Dokument über
den Fortschritt der Türkei in ihrem Streben nach Mitgliedschaft in der EU
aufgelistet, das die Europäische Union in Vorbereitung auf das Gipfeltreffen
in Brüssel im Dezember 2004 verfasste.

Was die Gemeinschaften der westlichen Kirchen (römisch-katholische Kir-
che mit lateinischem Ritus und die verschiedenen protestantischen Gemein-
schaften) betrifft, können sie die Legalität ihrer Anwesenheit nur mit den
Schreiben begründen, die die Türkei an die französischen, italienischen und
britischen Behörden sandte, als „Fußnoten“ zum Vertrag von Lausanne sozu-
sagen; diese sollten die Fortführung ihrer Arbeit im Bildungs- und Gesund-
heitssektor sichern – Aktivitäten, die mehrere Jahrhunderte zuvor durch
europäische Missionare begründet worden waren. Dabei haben diese Kirchen
aber lediglich den Status von Verwaltern der wohltätigen Einrichtungen. Ka-
tholische und protestantische Gemeinschaften besitzen keine Rechtspersön-
lichkeit; unter anderem dürfen sie Immobilien weder durch Kauf oder
Erbschaft erwerben noch Neubauten errichten, kein Personal ersetzen und
keine Gerichtsverfahren anstrengen.

Januar 2007: 
Am 27. Januar 2007 warfen Unbekannte sämtliche Fenster einer protestanti-
schen Kirche in Samsun mit Steinen ein.   

April 2007: 
Am 18. April 2007 wurden in der zentralanatolischen Stadt Malatya drei evan-
gelische Christen an ihrem Arbeitsplatz, dem Verlag Zirve, der Bibeln und
andere christliche Literatur vertreibt, ermordet. Dem deutschen Missionar Til-
mann Geske sowie zwei konvertierten Türken, Necati Aydin und Ugur Yuk-
sel, wurden die Kehlen durchgeschnitten. Fünf Studenten zwischen 19 und
20 Jahren wurden unter Mordverdacht verhaftet. Die anscheinend einer Sufi-



Christen in großer Bedrängnis

97

Bruderschaft angehörenden jungen Männer gaben an, für „ihre Heimat“ ge-
handelt zu haben. Später wurden sechs weitere Personen unter dem Verdacht,
mit ihnen zusammengearbeitet zu haben, verhaftet, darunter Emre Günaydin,
der Führer der Ülkü Ocaklari, der Jugendorganisation der Grauen Wölfe. Das
Verfahren begann am 23. November 2007. Da die Lokalpresse für die Ange-
klagten Partei ergriff, mussten sich die Anwälte der Nebenkläger in einem
Hotel in der Stadt abschotten. Einer dieser Anwälte, Herr Cengiz, sagte: „So-
lange die Repräsentanten des Staates behaupten, die Türkei werde von Fein-
den im Inneren bedroht und die Missionare seien Agenten, die von anderen
Staaten dafür bezahlt werden, die Türkei zu spalten, sind solche Verbrechen
unvermeidlich." Er glaubt, die ultranationalistischen Mörder stünden „mit
staatlichen Einrichtungen in Verbindung“.

September 2007: 
Am 3. September 2007 verhaftete die Polizei einen Mann namens Semih
Sahin, der gerade den Eingang einer protestantischen Kirche in Izmir in Brand
stecken wollte, deren Pastor der Schwager eines der beiden in Malatya er-
mordeten Konvertiten ist.

November 2007: 
Am 13. November 2007 begann eine große Gruppe Waldarbeiter, die zu dem
Priesterseminar auf Chalki gehörige Kapelle der Verklärung des Herrn aus
dem 17. Jahrhundert niederzureißen, obgleich diese gerade mit Genehmigung
der örtlichen Behörden restauriert wurde. Die Waldarbeiter warfen die Dach-
ziegel herab und zerbrachen alle Fensterscheiben und -rahmen. Erst nachdem
der Metropolit Meliton, der Leiter der juristischen Abteilung des Ökumeni-
schen Patriarchats, beim Präfekten der Prinzeninseln Beschwerde einlegte,
konnte im letzten Moment die vollkommene Zerstörung der Kapelle verhin-
dert werden.

Dezember 2007: 
Am 16. Dezember 2007 wurde der Superior der Kustodie der Kapuziner in der
Türkei, Pater Adriano Franchini, Rektor des Sanktuariums der Jungfrau Maria
in Ephesus, vor der Kirche St. Antonius in Izmir, wo er gerade die Messe ge-
lesen hatte, durch Messerstiche verletzt. Sein Angreifer war ein 19-jähriger
junger Mann, der als Begründung für sein Verbrechen angab, der Priester habe
ihm die Taufe verweigert. Derzeit geben sich in der Türkei regelmäßig Men-
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schen als Kandidaten für den Glaubensübertritt aus, um daraufhin Christen
des Proselytismus zu bezichtigen. Der Erzbischof von Izmir, Monsignore Rug-
gero Franceschini, kommentierte ironisch: „Wieder einmal wird es heißen,
dies sei die Tat eines Verrückten gewesen. Man kann dazu nur sagen, dass in
der Türkei die Zahl der Angriffe durch Geistesgestörte in den letzten einein-
halb Jahren signifikant gestiegen ist“.

Dezember 2007:
Am 30. Dezember 2007 verhaftete die Polizei einen jungen Mann, der den
Mord an einem in Antalya in der Südtürkei tätigen türkischen protestantischen
Pastor vorbereitete. Der Angreifer sagte der Polizei: „Missionare üben einen
schlechten Einfluss auf unsere Jugend aus.“ Monsignore Luigi Padovese zu-
folge werden „jene, die zum Christentum übertreten, als Verräter der türki-
schen Identität betrachtet“.

Januar 2008: 
Am 5. Januar 2008 nahm die Polizei in der Stadt Samsun am Schwarzen Meer
den 17-jährigen Semih Seymen fest. Er wollte am nächsten Tag beim Sonn-
tagsgottesdienst den protestantischen Pastor Mehmet Orhan Picakcilar töten.
Nach telefonischen Drohungen hatte der Pastor die Polizei informiert, die da-
raufhin die Telefonnummer des Täters ermitteln konnte. Als der Täter dann in
einem Telefongespräch mit einem Freund seine Tat ankündigte, griff die Po-
lizei zu.



Christen in großer Bedrängnis

99

Präsident Hugo Chavez verfolgt weiterhin sein Projekt einer „Bolivarischen
Revolution“ (benannt nach dem Unabhängigkeitskämpfer Simon Bolivar)
nach neo-marxistischen Prinzipien. Die Reformen betreffen institutionelle Än-
derungen in allen Bereichen des Landes. Ein Beispiel sind die „Bolivarischen
Zirkel“, lockere politische und soziale Verbände von Arbeiterräten. Diese Zir-
kel helfen der Regierung, Opponenten aufzuspüren, denen dann öffentliche
Leistungen gestrichen werden. 

Vor diesem Hintergrund wachsen die Spannungen zwischen der Regierung
und der Kirche. Die Bischöfe sehen die Demokratie Venezuelas bedroht und
warnen vor einem Sozialismus nach marxistischer Lehre. Chavez dagegen
wirft der Kirche vor, sie gefährde die Stabilität des Landes und schüre oppo-
sitionelle Widerstände. Die Bischöfe berufen sich auf das Recht der freien
Meinungsäußerung und halten Chavez entgegen, er lenke mit seinen Provo-
kationen nur von den wahren Problemen des Landes ab. Statt eine Politik des
marxistischen Sozialismus mit totalitären Tendenzen zu verfolgen, sollte sich
das Land lieber für spirituelle Werte öffnen. Auf diesen Appell reagierte der
venezolanische Präsident aggressiv; er warf der katholischen Hierarchie vor,
sie rede dummes Zeug, und riet ihr, Marx, Lenin und die Bergpredigt zu lesen,
um zu lernen, wo der Sozialismus seinen Anfang genommen habe. 

Auch bezüglich anderer Streitpunkte kam es zu Spannungen, z. B. als die Bi-
schofskonferenz angesichts der Schließung des Fernsehsenders Canal Radio
Caracas de Television für Meinungsfreiheit eintrat und der venezolanische
Führer mit weiteren Beleidigungen gegen die Bischöfe reagierte. Diese Zu-
sammenstöße führten zu weiteren Erklärungen wie der von Erzbischof Ro-
berto Lückert von Coro, der die autokratischen und militaristischen Methoden
von Präsident Chavez anprangerte, nachdem dieser Jesus als größten Sozia-
listen in der Geschichte bezeichnet hatte; oder wie zu der Erklärung von Kar-
dinal Rosalio Castillo Lara, der sagte: „Bei diesem feierlichen Anlass möchte
ich Sie bitten, gemeinsam inbrünstig zum Göttlichen Hirten zu beten, dass er

Venezuela
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
27,0 Millionen Christen 94,8%

Religionslose 2,2%
sonstige 3,0%
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Venezuela rette“, und er fügte hinzu: „Wir befinden uns in einer äußerst erns-
ten Lage, wie wir sie nur sehr selten in unserer Geschichte erlebt haben.“

August 2007: 
Im Oktober 2007 veröffentlichten die katholischen Bischöfe einen offenen
Brief unter dem Titel „Berufen, in Freiheit zu leben“, in dem sie die vorge-
schlagene Verfassungsreform als inakzeptabel bezeichnen, denn sie sei eine
Einschränkung der Grundrechte des demokratischen Systems und des Ein-
zelnen. Natürlich rief diese Haltung der Bischöfe scharfe Kritik und Beleidi-
gungen durch die Regierung hervor, die nur noch zunahmen, als das
Referendum über die Verfassungsreform näherrückte, das Präsident Chavez
am Ende sehr knapp verlor. Der bolivarische Führer bezichtigte die Kirche
der Manipulation und der Lüge und ging sogar so weit, den honduranischen
Kardinal Oscar Rodriguez Madariaga als „imperialistischen Clown“ zu be-
zeichnen.

Dezember 2007:
Im Dezember 2007 wies der Erzbischof von Caracas die von Vizepräsident
Jorge Rodriguez erhobenen Anschuldigungen zurück, die katholische Kirche
unterstütze politische Versammlungen von Gegnern der Verfassungsreform
in einem Gotteshaus – einer ehemaligen Kapelle. Er erklärte, die betreffende
Versammlung sei eine Initiative der Laien gewesen und der Veranstaltungsort
sei heute ein Gemeinschaftszentrum und nicht Eigentum einer Kirchenge-
meinde. Wenig später aber herrschte große Besorgnis, als Kardinal Jorge
Urosa von etwa 15 Mitgliedern der regierungsnahen Gruppe „La esquina ca-
liente“ physisch und verbal angegriffen wurde, während die Polizei dabei-
stand und nicht einschritt.

Juni 2008:
Die katholischen Bischöfe übten scharfe Kritik an der sogenannten „Katholi-
schen Reformkirche“ (Iglesia Catolica Reformada), die ein Jahr zuvor in Ve-
nezuela gegründet worden war. Es handelt sich dabei um eine regierungsnahe
Vereinigung, die von der Chavez-Regierung finanziell unterstützt wird. Die
Bischöfe stellten klar, dass diese neue „aggressive“ Glaubensrichtung keiner-
lei Autorisierung der katholischen Kirche besitze.
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Im Februar 2007 trat ein neues Religionsgesetz in Kraft. Es behandelt die
 verschiedenen Glaubensüberzeugungen im Land als soziale Kräfte, die unter
der Führung der allmächtigen Kommunistischen Partei zum Fortschritt des
Landes beitragen können und müssen. Aus dieser Perspektive sind religiöse
Aktivitäten immer noch der Zustimmung der Behörden unterworfen. Bei-
spielsweise müssen die Führer der verschiedenen Religionen zu Jahresbeginn
einen Plan ihrer Aktivitäten vorlegen, und es ist nicht sicher, dass alles, was
sie tun wollen, auch erlaubt wird. Ordensschwestern und Priester dürfen zwar
als Einzelpersonen in den Bereichen Bildung, Medien, Gesundheit und Sozi-
alarbeit wirken; aber religiösen Organisationen sind diese Bereiche weiterhin
verwehrt. 

In der Praxis hängt der Grad der religiösen Freiheit direkt davon ab, was lo-
kale Behörden zu erlauben willens sind, vor allem in Regionen, die norma-
lerweise nicht unter internationaler Beobachtung stehen. Hier tendieren die
Behörden eher dazu, die religiöse Freiheit eng zu begrenzen, wenn sie nicht
gar aktiv Verfolgung betreiben.

Immerhin aber haben die Vereinigten Staaten und der Heilige Stuhl öffent-
lich anerkannt, dass sich die Situation im Land verbessert hat. Das US-Au-
ßenministerium hat Vietnam von seiner Liste der Länder gestrichen, wo die
Religionsfreiheit besonders gefährdet ist (Countries of Particular Concern –
CPC). US-Sonderbotschafter John V. Hanford III., Leiter des US-Büros für
weltweite Religionsfreiheit, sagte, dass „Vietnam signifikante Fortschritte in
Richtung Religionsfreiheit gemacht hat“. 

Der Vatikan erklärte in einer Pressemeldung vom 25. Januar 2007 anlässlich
des ersten Treffens zwischen Vietnams Premierminister Nguyen Tan Dung
und dem Papst, dass „die Beziehungen in den letzten Jahren konkrete Fort-
schritte gemacht und der Religionsfreiheit für die katholische Kirche in Viet-
nam neue Räume eröffnet haben“. Allerdings erwähnte die gleiche Meldung

Vietnam
Einwohner: Religionszugehörigkeit:
84,1 Millionen Buddhisten 49,5%

Religionslose 20,5%
Neue 
Religionen 11,3%

Animisten 8,5%
Christen 8,3%
Sonstige 1,9%
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auch nicht näher bezeichnete „bleibende Probleme“, die hoffentlich „durch
die bestehenden Wege des Dialogs“ gelöst werden können. Der Besuch Tan
Dungs im Vatikan stand nicht nur am Beginn des neuen Jahres, sondern ließ
auch die Hoffnung aufkeimen, dass beide Seiten wieder normale diplomati-
sche Beziehungen aufnehmen können. Diese waren nach der kommunisti-
schen Machtübernahme im Jahr 1954 abgebrochen worden. Diese
Möglichkeit wurde sogar in Vietnams streng kontrollierter Presse erwähnt,
die berichtete, dass der Premierminister selbst darüber gesprochen hatte.

März 2007:
Am 30. März 2007 wurde der katholische Priester Nguyen Van Ly wegen Pro-
paganda gegen das Regime zu acht Jahren Gefängnis verurteilt. Vier weitere
Personen wurden zusammen mit Pfarrer Van Ly, der bereits vierzehn Jahre
im Gefängnis verbracht hatte, verurteilt. Man warf dem sechzig Jahre alten
Priester vor, hinter einer Bewegung für die Demokratie mit Namen „Block
8406“ zu stecken, die im April 2006 mit etwa zweitausend Mitgliedern ge-
gründet worden war. Er wurde auch beschuldigt, illegale Gruppen wie die
„Fortschrittspartei von Vietnam“ zu unterstützen. Als Reaktion verabschie-
dete das Repräsentantenhaus der Vereinigten Staaten die Resolution 243, die
seine „bedingungslose Freilassung“ und die aller politischen Gefangenen for-
derte.

Januar 2008: 
Polizisten stoppten ein Gebetstreffen von rund 50 Katholiken aus dem Dorf
Ploi Hamong Ktu im Distrikt Dak Ha. Ein Erwachsener und drei Jugendliche
wurden verhaftet und misshandelt. Die Jugendlichen wurden getreten und mit
Bambusstöcken geschlagen. Der Erwachsene wurde ebenfalls getreten und
zusätzlich mit Elektroschocks drangsaliert, bis er das Bewusstsein verlor.
Noch Wochen später war er unfähig, zu gehen.

Februar 2008: 
Nach wochenlangen friedlichen Demonstrationen katholischer Christen in der
Hauptstadt Hanoi erklärte sich die Regierung bereit, ein vor Jahren vom Staat
beschlagnahmtes ehemalige Gebäude der Kirche an diese zurückzugeben. Das
Gebäude war früher der Sitz des Päpstlichen Nuntius. Seit dem 18. Dezember
2007 hatten sich täglich mehrere Tausend Gläubige auf dem Gelände des Bi-
schofssitzes versammelt, um miteinander für die Rückgabe des Gebäudes zu
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beten. Dieses Protestgebet sollte einen Brief unterstützen, den der Erzbischof
von Hanoi, Monsignore Joseph Ngo Quang Kiet, am 15. Dezember 2007 an
das lokale Volkskomitee geschickt hatte und in dem er die Rückgabe des Ge-
bäudes gefordert hatte, das die Regierung im Jahr 1959 beschlagnahmt hatte.
Die Behörden hatten die Forderung des Prälaten zurückgewiesen, und nun
sollte das Gebäude an eine Entwicklungsgesellschaft verkauft werden, die es
in einen Supermarkt mit Parkhaus umwandeln wollten. Tage- und nächtelang
umrundeten Priester, Ordensschwestern und Laien die Muttergottes-Statue,
die sich im Garten des Gebäudes befindet, und das große Kreuz, das sie er-
richtet hatten. Am Ende wurde ihr Gebet erhört. In vielen anderen Fällen aber
warten die Gläubigen noch immer vergeblich auf die Rückgabe ehemals kirch-
licher Besitztümer. Immer öfter protestieren Sie öffentlich gegen die Enteig-
nungen von kirchlichem Besitz durch das kommunistische Regime im Jahr
1975.

März 2008:
Seit März 2008 darf jetzt auch das dritte von insgesamt sieben Priestersemi-
naren jedes Jahr neue Kandidaten aufnehmen. Nach der Machtergreifung der
Kommunisten 1975 waren alle Priesterseminare geschlossen worden. Erst
nach und nach konnten sie wiedereröffnet werden, allerdings unter strengen
Auflagen der Regierung für die Aufnahme junger Seminaristen. 

April 2008:
Im April startete die Regierung eine Medien-Kampagne gegen Katholiken,
die seit Jahresbeginn in Hanoi für die Rückgabe ehemaligen Kircheneigen-
tums demonstrierten. Ihnen wurde vorgeworfen, ohne Erlaubnis Kreuze und
Marienstatuen aufzustellen und mit ihren Gebetsandachten den öffentlichen
Frieden zu stören. „Drakonische“ Strafen wurden gefordert. Erzbischof Jo-
seph Ngo Quang Kiet von Hanoi unterstützte seine Gläubigen und betonte,
man werde nicht nachlassen im Kampf um ehemaliges Eigentum. Die Ka-
tholiken in Vietnam seien nicht mehr „so ängstlich und eingeschüchtert wie
in der Vergangenheit”.



Christen in großer Bedrängnis

104

Gebet und Fürbitte

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von KIRCHE IN NOT stehen in stän-
digem Kontakt mit kirchlichen Stellen in aller Welt. So sind sie immer gut in-
formiert über die Brennpunkte und Krisenherde dieser Erde.

Gott sei Dank stehen wir Christen den Notlagen dieser Welt nicht allein ge-
genüber – vielmehr wissen wir uns getragen und unterstützt von der ständigen
Gegenwart und Güte des dreifaltigen Gottes, auf den wir Christen unser gan-
zes Vertrauen setzen.

Vor dem Angesicht des allmächtigen Gottes bringen wir unsere persönliche
Betroffenheit durch die vielfältigen Nöte dieser Erde zum Ausdruck. Wir ver-
stehen uns als weltweite Gemeinschaft, in der einer um den anderen weiß und
an ihn denkt. Vor allen Dingen bitten wir Gott um seinen Beistand und seine
Hilfe, damit es uns gelingen möge, die Nöte dieser Welt zu lindern und, wo
immer möglich, ganz zu beseitigen.

KIRCHE IN NOT versteht sich dabei nicht nur als Hilfswerk, das finanzielle
und materielle Hilfe leistet, sondern ganz bewusst auch als weltweite Ge-
betsgemeinschaft. Jeder ist eingeladen, sich dieser Gebetsgemeinschaft an-
zuschließen.

Die Mitarbeiter der deutschen Sektion von KIRCHE IN NOT kommen an
jedem Werktag mittags um 12.00 Uhr in der Hauskapelle zusammen, um ge-
meinsam den „Engel des Herrn“ und den Rosenkranz zur göttlichen Barm-
herzigkeit zu beten, in den Anliegen der Wohltäter, Spender und Freunde des
Werkes, vor allem aber in den Anliegen der verfolgten und bedrängten Kirche
weltweit.

Bringt in jeder Lage betend und flehend 
eure Bitten mit Dank vor Gott!
(Phil 4, 6)

Vor allem fordere ich zu Bitten und Gebeten, zu Fürbitte und
 Danksagung auf, und zwar für alle Menschen.
(1 Tim 2,1)
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Unser persönlicher Einsatz, mit allen uns verfügbaren Mitteln und Kräften, be-
darf stets der Hilfe durch Gott, damit alles fruchtbar wird zum Wohl unserer
Mitmenschen. Wir Christen vertrauen auf die Kraft des Gebetes, die das Ant-
litz unserer Erde zu verändern vermag!

Bei alledem dürfen wir Christen nicht vergessen, auch für diejenigen zu beten,
die Unterdrückung und Gewalt gegenüber anderen ausüben. Christus selbst
ruft uns dazu auf:

„Ihr habt gehört, dass gesagt worden ist: 
Du sollst deinen Nächsten lieben und deinen Feind hassen. 
Ich aber sage euch:
Liebt eure Feinde und betet für die, die euch verfolgen,
damit ihr Söhne eures Vaters im Himmel werdet.“ 
(Mt 5,43-35)   

In dieser Gesinnung betete Jesus am Kreuz für seine Henker:

„Vater, vergib ihnen, denn sie wissen nicht, was sie tun!“ 
(Lk 23,34)

Stephanus, der erste Blutzeuge für Christus, betete bei seiner Steinigung ganz
im Sinne Jesu:

„Herr, rechne ihnen diese Sünde nicht an!“ 
(Apg 7,60)   

Wir möchten Sie einladen, sich unserer Gebetsgemeinschaft anzuschließen.
Beten Sie in den Anliegen der notleidenden und verfolgten Kirche. Tragen
Sie die vielfältigen Nöte unserer Zeit im Gebet vor Gottes Angesicht. Beten
Sie für die weltweiten Aufgaben und Projekte von KIRCHE IN NOT, „damit
der Glaube lebt“. Und vergessen sie dabei nicht die Unterdrücker und Ver-
folger, sondern erflehen Sie vom Herrn für sie die Gnade der Bekehrung zum
wahren Glauben. Vielleicht erkennen die Verfolger dann in Jesus Christus den
Sohn Gottes, wie der römische Hauptmann unter dem Kreuz Jesu (Mt 27,54).
Vielleicht wandeln sie sich gar vom Verfolger zum Verkünder, wie der Chris-
tenhasser Saulus sich zum Völkerapostel Paulus wandelte (Apg 9,1-22).
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Gebet in Solidarität mit bedrängten und verfolgten Christen

Geist, der das Leben weckt,
du bist der Schwachen Kraft,
gibst ihnen Zuversicht
mitten in Todesnot;
hell wird uns offenbar,
was uns der Glaube sagt:
Christus hat unsern Tod besiegt.

Alles verwelkt im Tod,
Staub wird des Menschen Leib.
Doch wer in Christus stirbt,
wird mit ihm auferstehn:
Wer sich zu ihm bekennt,
fürchtet die Marter nicht,
wird im Tode mit Christus eins.

Ihm, der als Weizenkorn
für uns zerrieben ward,
folgen die Jünger nach,
bringen sich dar mit ihm,
werden wie er zum Brot,
welches das Leben nährt,
Pilger stärkt auf dem Weg zu Gott.

Dich, Herr, verehren wir,
König der Märtyrer.
Dein ist die Herrlichkeit,
von der ihr Glaube zeugt.
Führ uns durch deinen Geist
heim in des Vaters Reich,
wo in Ewigkeit Friede herrscht. Amen.

(aus dem Stundengebet der Kirche)
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Gebet für die verfolgte Kirche

Gott, nach dem geheimnisvollen Ratschluss deiner Liebe lässt du die Kirche
teilhaben am Leiden deines Sohnes.

Stärke unsere Brüder und Schwestern, die wegen ihres Glaubens verfolgt
werden. Gib ihnen Kraft und Geduld, damit sie in ihrer Bedrängnis auf dich
vertrauen und sich als deine Zeugen bewähren.

Schenke ihnen Freude darüber, dass sie sich mit Christus im Opfer verei-
nen, und gib ihnen die Zuversicht, dass ihre Namen im Buch des Lebens
eingeschrieben sind. Gib ihnen die Kraft, in der Nachfolge Christi das
Kreuz zu tragen und auch in der Drangsal ihren christlichen Glauben zu
 bewahren.

(Gotteslob, Nr.28.4)

Die Folterknechte nicht vergessen

Betet nicht nur für die Gefolterten, sondern auch für die Folterknechte, 
die in noch größerer geistlicher Not sind. Lasst euch nicht beeindrucken
durch ein Großmaul oder eine Marschallsuniform! Gott lacht über ihren
Größenwahn. Sie sind arme Teufel, die euer Gebet brauchen, damit sie 
sich bekehren und leben.

(Pater Werenfried van Straaten)
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KIRCHE IN NOT ist ein internatio-
nales katholisches Hilfswerk päpst-
lichen Rechts, das der Kirche überall
dort hilft, wo sie verfolgt oder be-
drängt wird oder nicht genügend
Mittel für die Seelsorge hat.

Das Hilfswerk wurde 1947 vom nie-
derländischen Prämonstratenserpater Werenfried van Straaten gegründet. Da-
mals organisierte Pater Werenfried in Belgien und Holland Hilfe für die
heimatvertriebenen Deutschen und rief zur Versöhnung mit den verfeindeten
Nachbarn auf. Da er anfangs vor allem Speck bei den flämischen Bauern sam-
melte, nannte man ihn bald den „Speckpater“.

Heute hilft KIRCHE IN NOT in mehr als 130 Ländern. Unterstützt werden z.
B.: Aus- und Weiterbildung von Seminaristen und Priestern, Lebensunterhalt
von Priestern und Ordensleuten, Bau und Renovierung von Kirchen und Aus-
bildungsstätten, Druck und Verbreitung der Bibel und anderer religiöser Li-
teratur, Ausstrahlung christlicher Fernseh- und Radioprogramme, Fahrzeuge
für die Seelsorge.

Sitz der internationalen Zentrale ist Königstein im Taunus (Deutschland).
Mehr als 600.000 überzeugte Christen in insgesamt siebzehn Ländern ma-
chen durch ihr Gebet und ihre Spenden die weltweite Arbeit von KIRCHE IN
NOT möglich.

Unsere verfolgten Brüder sind die Elite der Kirche.

Mit ihnen solidarisch zu sein, ist eine Ehrensache.

(Pater Werenfried van Straaten)
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„Ich habe kein anderes Kapital als Eure guten Herzen.“

Mit diesen Worten beschrieb Pater Werenfried immer wieder die Quelle für
den unerschöpflichen Strom an Wohltaten, der sich seit inzwischen mehr als
sechzig Jahren durch KIRCHE IN NOT über die ganze Welt ergießt. Es sind
Herzen, die entbrannt sind in Liebe für Christus und seine heilige Kirche. Es
sind Herzen, die wie Papst Benedikt, Pater Werenfried und viele, viele andere
gläubige Menschen Wegbereiter sind für wahren Glauben, lebendige Gottes-
freundschaft, echte Menschlichkeit, mitfühlende und engagierte Nächsten-
liebe. So tragen sie dazu bei, dem Reich Gottes eine Bresche zu schlagen und
einer Zivilisation der Liebe den Weg zu bahnen: „... damit der Glaube lebt!“

Werden auch Sie Wegbereiter des Glaubens!

KIRCHE IN NOT ist heute eine weltweite Gemeinschaft von über 600.000
Freunden und Wohltätern in 17 Ländern, die jedes Jahr mehr als 5.000 kirch-
liche Projekte fördern.

Schließen Sie sich diesem Kreis an: 

• Durch das kostenlose Abonnement unseres Rundbriefes 
„Echo der Liebe“. Bestellung unter Tel. 0 89 – 76 07 055.

• Durch Spenden auf unser Spendenkonto: 
Konto Nr. 348145-809, Postbank München, BLZ 70010080.

• Durch Mess-Stipendien unterstützen Sie hilfsbedürftige 
Priester in Afrika, Asien, Lateinamerika oder Osteuropa.

• Denken Sie bei persönlichen Festen und Jubiläen auch an 
KIRCHE IN NOT: Bitten Sie um Spenden statt Geschenke.

• Durch ein Vermächtnis in Ihrem Testament können Sie auch 
über Ihren Tod hinaus der notleidenden Kirche Hilfe leisten.

• Werben Sie in Ihrem Freundes- und Bekanntenkreis weitere Wegbereiter
des Glaubens und machen Sie sie auf KIRCHE IN NOT aufmerksam.
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RELIGIONSFREIHEIT 
WELTWEIT – BERICHT 2008

Obwohl das Recht auf Religionsfreiheit seit Jahr-
zehnten als grundlegendes Menschenrecht internatio-
nal anerkannt ist, wird es in der Praxis leider in
zahlreichen Regionen der Erde bis heute auf vielfa-
che Weise missachtet. Millionen von Menschen erlei-
den noch immer Diskriminierung, Unterdrückung und
Verfolgung aufgrund ihres religiösen Bekenntnisses. 

Dieses weit verbreitete Unrecht darf nicht verschwiegen werden, und es muss
alles Mögliche getan werden, um es zu beseitigen. Die katholische Kirche
versteht sich, spätestens seit dem 2. Vatikanischen Konzil, als Anwalt der
Menschen, besonders dort, wo ihre grundlegenden Rechte missachtet und ver-
letzt werden. Sie erhebt ihre Stimme gegen Menschenrechtsverletzungen und
trägt durch ihre vielfältigen Aktivitäten selbst dazu bei, die weltweite Achtung
und Einhaltung der Menschenrechte zu fördern.

Mit der Dokumentation RELIGIONSFREIHEIT WELTWEIT – BERICHT
2008 stellt das internationale katholische Hilfswerk KIRCHE IN NOT ein
umfassendes Kompendium von Länderberichten bereit. Für jedes einzelne
Land der Erde wird der Grad der Freiheit in religiösen Dingen beleuchtet.
Formen und Ursachen der Unterdrückung von Religionsgemeinschaften wer-
den anhand zahlreicher Einzelfälle dokumentiert. 603 Seiten. 

Glaube als Geschenk

Kostenloser Prospekt „Glaube als Geschenk. Ge-
schenkideen und Schriften von KIRCHE IN NOT“.

Beides zu beziehen in den deutschsprachigen
 Nationalbüros (siehe Seite 111).
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Bezugsadressen

Weitere Schriften und Informationsmaterial können Sie bestellen:

in Deutschland bei
KIRCHE IN NOT 
Albert-Roßhaupter-Straße 16 
D-81369 München
Telefon: 0 89 - 76 07 055   Telefax: 0 89 - 76 96 262
E-Mail: info@kirche-in-not.de
Internet: www.kirche-in-not.de
Spenden: Liga Bank München, BLZ 750 903 00, Konto-Nr. 215.2002

in Österreich bei
KIRCHE IN NOT 
Postfach 96
Hernalser Hauptstraße 55
A-1172 Wien
Telefon: 01 40 - 52 553   Telefax: 01 40 - 55 46 275
E-Mail: kin@kircheinnot.at
Internet: www.kircheinnot.at
Spenden: PSK, BLZ 60.000, Konto-Nr. 92.065.338

in der Schweiz bei
KIRCHE IN NOT 
Schweiz/Fürstentum Liechtenstein
Postfach 5356
Cysatstraße 6
CH-6000 Luzern 5
Telefon: 0 41 - 41 04 670   Telefax: 0 41 - 41 03 170
E-Mail: mail@kirche-in-not.ch
Internet: www.kirche-in-not.ch
Spenden: Crédit Suisse Luzern, Konto-Nr. 0463-997.427-10-1



„Unsere verfolgten Brüder sind die Elite der Kirche.

Mit ihnen solidarisch zu sein, ist eine Ehrenpflicht,

denn im mystischen Leib Christi

bilden wir mit ihnen eine übernatürliche Einheit,

die tiefer und stärker ist als jede Verbundenheit natürlicher Art.“

Pater Werenfried van Straaten

Christus hat seine Apostel und Jünger ausgesandt „bis an die Grenzen der
Erde“, um das Evangelium zu verkünden und den Menschen zu dienen.
Dass sie dabei auch auf Ablehnung, Feindseligkeit und zum Teil blutigen Wi-
derstand treffen würden, hat Christus ihnen nicht verschwiegen: „Wenn sie
mich verfolgt haben, werden sie auch euch verfolgen“ (Joh 15,20).

Und so durchlitten Christen immer schon „große Bedrängnisse“ (vgl. Offb
7,14) und werden wohl auch weiterhin mit Unterdrückung und Verfolgung
rechnen müssen. Auch heute noch gibt es zahlreiche Regionen, wo Christen
große und größte Schwierigkeiten haben, ihrem Glauben an Christus treu
zu bleiben. 

Das Hilfswerk KIRCHE IN NOT hat durch seine Arbeit für die notleidende
und verfolgte Kirche Einblick in die Lebenssituation der Christen in mehr als
130 Ländern. Im Jahr 2008 hat es erstmals in einer großen Dokumentation
unter dem Titel RELIGIONSFREIHEIT WELTWEIT – BERICHT 2008 ein umfas-
sendes Kompendium von Länderberichten vorgelegt. Darin wird für jedes
einzelne Land der Erde der Grad der Freiheit in religiösen Dingen beleuch-
tet. Formen und Ursachen der Unterdrückung von Religionsgemeinschaften
werden anhand vieler Einzelfälle dokumentiert. Die wichtigsten Erkennt-
nisse aus dieser umfangreichen Studie werden in dieser kleineren Ausgabe
„Christen in großer Bedrängnis“ zusammengefasst. Sie konzentriert sich auf
Länder und Regionen, in denen Christen momentan besonders unter Dis-
kriminierung, Unterdrückung oder sogar Verfolgung leiden. Angereichert sind
die Länderberichte mit Interviews und Porträts heutiger Glaubenszeugen.




